
 
 

   
    

  
 

 
  

  
    

 
    

 

 
 

 
 

 

 
  

  
  

          

 

 

 
 

  

   

       

            

             

    

 

            

  

      

           

 

     

             

 

     

             

 

     

 

   

 

 

 

 

 

 
 

    – Beschlusskammer 6 – 

Beschluss 

Az. BK6-20-196 

In dem Verwaltungsverfahren 

wegen: Genehmigung des Vorschlags der Übertragungsnetzbetreiber der Netzbetriebsregion 

Zentraleuropa für die Einrichtung der regionalen Koordinierungszentren im Einklang mit Artikel 35 

der Verordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 

über den Elektrizitätsbinnenmarkt 

der 50Hertz Transmission GmbH, Heidestraße 2, 10557 Berlin, gesetzlich vertreten durch die 

Geschäftsführung 

– Antragstellerin zu 1 – 

der Amprion GmbH, Robert-Schuman-Straße 7, 44263 Dortmund, gesetzlich vertreten durch die 

Geschäftsführung, 

– Antragstellerin zu 2 – 

der TenneT TSO GmbH, Bernecker Straße 70, 95448 Bayreuth, gesetzlich vertreten durch die 

Geschäftsführung 

– Antragstellerin zu 3 – 

der TransnetBW GmbH, Pariser Platz- Osloer Straße 15-17, 70173 Stuttgart, vertreten durch die 

Geschäftsführung, 

– Antragstellerin zu 4 – 

Bundesnetzagentur für 
Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post 
und Eisenbahnen 

Telefax Bonn 
(02 28) 14-59 69 

E-Mail 
poststelle.bk6@bnetza.de 
Internet 

Kontoverbindung 
Bundeskasse Trier 
BBk Saarbrücken 

Behördensitz:Bonn 
http://www.bundesnetzagentur.de BIC: MARKDEF1590 

IBAN: DE 81 590 000 00 00 590 010 20 
Tulpenfeld 4 
53113 Bonn 
🕿 (02 28) 14-0 
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hat die Beschlusskammer 6 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post 

und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, gesetzlich vertreten durch ihren Präsidenten Jochen 

Homann, 

durch ihren Vorsitzenden Christian Mielke, 

ihren Beisitzer Dr. Jochen Patt 

und ihren Beisitzer Jens Lück 

am 20.01.2021 beschlossen: 

1.	 Die gemeinsamen Bestimmungen zur Einrichtung der regionalen 

Koordinierungszentren in der Netzbetriebsregion Zentraleuropa im Einklang mit 

Artikel 35 der Verordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 5. Juni 2019 über den Elektrizitätsbinnenmarkt werden wie in Anlage 1 

dieses Beschlusses dargelegt genehmigt. 

2.	 Ein Widerruf bleibt vorbehalten. 

3.	 Eine Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 
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Gründe 

A. 
I. Hintergrund und Verfahrensverlauf 

Das vorliegende Verwaltungsverfahren betrifft die Genehmigung eines durch die 

Regulierungsbehörden der Netzbetriebsregion Zentraleuropa1 („Central SOR2“) überarbeiteten 

Vorschlags aller Übertragungsnetzbetreiber („ÜNB“) der Central SOR3 für die Einrichtung der 

regionalen Koordinierungszentren („RCC“4) gemäß Artikel 35 der Verordnung (EU) 2019/943 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 über den Elektrizitätsbinnenmarkt 

(„EBM-VO“). 

Die am 04.07.2019 in Kraft getretene EBM-VO gilt unmittelbar in allen europäischen 

Mitgliedstaaten und legt Vorschriften fest, mit denen das Funktionieren des 

Elektrizitätsbinnenmarkts sichergestellt werden soll. 

Das vorliegende Verwaltungsverfahren folgt auf die Entscheidung Nr. 10/2020 der Agentur für die 

Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden („ACER“5) vom 6. April 2020 zur Definition der 

Netzbetriebsregionen („SOR-Entscheidung von ACER“), die gemäß Art. 36 EBM-VO die 

geographischen Zuständigkeitsbereiche der regionalen Koordinierungszentren, also die 

Netzbetriebsregionen, festlegt. Nach dieser Entscheidung gehören zur Netzbetriebsregion 

Zentraleuropa die folgenden Gebotszonen: Frankreich, Belgien, Niederlande, 

Deutschland/Luxemburg, Polen, Tschechien, Österreich, Ungarn, Slowenien, Slowakei, Kroatien, 

Rumänien, Italien Nord, Spanien und Portugal. 

1 Die Regulierungsbehörden der Netzbetriebsregion Zentraleuropa sind: die französische Regulierungsbehörde CRE, 
die belgische Regulierungsbehörde CREG, die niederländische Regulierungsbehörde ACN, die deutschen 
Regulierungsbehörde BNetzA, die luxemburgische Regulierungsbehörde ILR, die polnische Regulierungsbehörde 
URE, der tschechische Regulierungsbehörde ERU, die österreichische Regulierungsbehörde E-Control, die ungarische 
Regulierungsbehörde HEA, die slowenische Regulierungsbehörde AGEN, die slowakische Regulierungsbehörde URSO, 
die kroatische Regulierungsbehörde HERA, die rumänische Regulierungsbehörde ANRE, die italienische 
Regulierungsbehörde ARERA, die spanische Regulierungsbehörde CNE und die portugiesische Regulierungsbehörde 
ERSE. 
2 Central SOR: Central Europe system operation region.
3 Die ÜNB der Netzbetriebsregion Zentraleuropa sind: der französische ÜNB RTE, der belgische ÜNB ELIA, der 
niederländische ÜNB TenneT NL, die deutschen ÜNB Amprion, TransnetBW, TenneT DE und 50Hertz, der 
luxemburgische ÜNB Creos, der polnische ÜNB PSE, der tschechische ÜNB ČEPS, die österreichischen ÜNB APG und
VUEN, der ungarische ÜNB MAVIR, der slowenische ÜNB ELES, der slowakische ÜNB SEPS, der kroatische ÜNB HOPS,
der rumänische ÜNB Transelectrica, der italienische ÜNB TERNA, der spanische ÜNB REE und der portugiesische ÜNB 
REN. 
4 RCC: regional coordination centre. 
5 ACER: Agency for the Cooperation of Energy Regulators. 
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Der geografische Zuständigkeitsbereich soll den regionalen Koordinierungszentren ermöglichen, 

einen wirksamen Beitrag zur überregionalen Koordinierung der Tätigkeiten der ÜNB zu leisten, 

und mehr Systemsicherheit und Markteffizienz herbeiführen. Durch die Ausübung ihrer Aufgaben 

sollen die regionalen Koordinierungszentren darüber hinaus auch zur Verwirklichung der in der 

EU-Klima- und Energiepolitik festgesetzten Ziele beitragen. 

Mit E-Mail vom 03.07.2020 haben die Antragstellerinnen den gemeinsamen Vorschlag für die 

Einrichtung der regionalen Koordinierungszentren in der Netzbetriebsregion Zentraleuropa 

gemäß Art. 35 EBM-VO („Central SOR RCC-Vorschlag“) in englischer Sprache zur Genehmigung 

bei der Bundesnetzagentur eingereicht. Am 20.07.2020 haben die Antragstellerinnen den Central 

SOR RCC-Vorschlag in deutscher Sprache eingereicht. Damit hat die Bundesnetzagentur den 

Central SOR RCC-Vorschlag als letzte nationale Regulierungsbehörde der Netzbetriebsregion 

Zentraleuropa erhalten. Maßgeblich für den Beginn der Einigungsfrist der Regulierungsbehörden 

von sechs Monaten ist der Tag, an dem die letzte Regulierungsbehörde mit der Angelegenheit 

befasst wurde, vgl. Art. 6 Abs. 10 UAbs. 2 lit. a Verordnung (EU) 2019/942 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 zur Gründung einer Agentur der Europäischen Union 

für die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden („ACER-VO“). Diese Frist begann 

damit am 21.07.2020 und lief am 20.01.2021 aus. 

Der Central SOR RCC-Vorschlag wurde am 05.08.2020 im Amtsblatt der Bundesnetzagentur 

bekannt gegeben und auf der Internetseite der Bundesnetzagentur veröffentlicht. Es wurde eine 

Frist für Stellungnahmen bis zum 02.09.2020 eingeräumt. Die Bundesnetzagentur hat keine 

Stellungnahmen zum Central SOR RCC-Vorschlag erhalten. Bereits vor der Antragstellung war 

der Central SOR RCC-Vorschlag Gegenstand mehrerer Austausche zwischen den ÜNB und den 

Regulierungsbehörden der Netzbetriebsregion Zentraleuropa und den regionalen 

Sicherheitskoordinatoren Coreso und TSCNET, sowie eines gemeinsamen Workshops aller ÜNB 

und Regulierungsbehörden aller Netzbetriebsregionen und dem Europäischen Netz der 

Übertragungsnetzbetreiber (Strom) („ENTSO-E“6). 

Der Central SOR RCC-Vorschlag wurde nach Einreichung der ÜNB gemäß Art. 5 Abs. 6 ACER­

VO von den Regulierungsbehörden überarbeitet. Gemäß Art. 5 Abs. 6 ACER-VO werden die in 

den Abs. 2 und 3 genannten Modalitäten und Bedingungen oder Methoden gegebenenfalls von 

den Regulierungsbehörden überarbeitet, um sicherzustellen, dass sie mit dem Zweck des 

Netzkodex oder der Leitlinie im Einklang stehen und zur Marktintegration, zur 

ENTSO-E: European Network of Transmission System Operators for Electricity: Europäisches Netz der 
Übertragungsnetzbetreiber (Strom) gemäß Art. 28ff. der Verordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 5. Juni 2019 über den Elektrizitätsbinnenmarkt. 
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Nichtdiskriminierung, zum wirksamen Wettbewerb und zum ordnungsgemäßen Funktionieren des 

Marktes beitragen. 

Der Central SOR RCC-Vorschlag fällt unter diese Überarbeitungskompetenz der 

Regulierungsbehörden nach Art. 5 Abs. 6 ACER-VO. Die EBM-VO ist ein im Wege des 

ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens erlassener Gesetzgebungsakt der Union, gemäß 

Art. 5 Abs. 3 lit. b ACER-VO, und erfordert die Genehmigung aller Regulierungsbehörden der 

betroffenen Region, hier der Netzbetriebsregion Zentraleuropa. 

Die Überarbeitung des Central SOR RCC-Vorschlags durch die Regulierungsbehörden erfolgte in 

enger Abstimmung mit den ÜNB der Netzbetriebsregion Zentraleuropa. In mehreren Workshops 

waren neben den ÜNB der Netzbetriebsregion Zentraleuropa auch Swissgrid als Anteilseigner 

von TSCNET sowie die weiteren Anteilseigner von Coreso anwesend, die aufgrund der SOR-

Entscheidung von ACER nicht von der Netzbetriebsregion Zentraleuropa umfasst sind. Auf alle 

Änderungen, die die Regulierungsbehörden in den Central SOR RCC-Vorschlag eingearbeitet 

haben, haben sich die ÜNB der Netzbetriebsregion Zentraleuropa und die Regulierungsbehörden 

geeinigt. 

Am 18.12.2020 wurde die finale Version des überarbeiteten Central SOR RCC-Vorschlags (im 

Folgenden: Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC) den ÜNB der Netzbetriebsregion 

Zentraleuropa sowie ENTSO-E zu einer abschließenden schriftlichen Anhörung mit einer Frist für 

letzte Stellungnahmen bis zum 08.01.2021 übersendet. Die Regulierungsbehörden der 

Netzbetriebsregion Zentraleuropa haben von den ÜNB der Netzbetriebsregion Zentraleuropa 

Stellungnahmen zu drei Punkten erhalten, auf die an der jeweils inhaltlich passenden Stelle unter 

B. II. eingegangen wird. 

Am 20.01.2021 haben die Vertreter der Regulierungsbehörden der Netzbetriebsregion 

Zentraleuropa über ein elektronisches Abstimmungsverfahren bekundet, den Central SOR RCC-

Vorschlag in der überarbeiteten Form bis Ende Februar genehmigen zu wollen. 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akten und insbesondere den diesem 

Beschluss angehängten von den Regulierungsbehörden der Netzbetriebsregion Zentraleuropa 

überarbeiteten Central SOR RCC-Vorschlag Bezug genommen. 
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II. Inhalt der Bestimmungen zur Einrichtung der regionalen Koordinierungszentren der 
Netzbetriebsregion Zentraleuropa 

In den Bestimmungen zur Errichtung der Central RCC werden die derzeitigen regionalen 

Sicherheitskoordinatoren Coreso SA („Coreso“) mit Sitz in Brüssel und TSCNET Services GmbH 

(„TSCNET“) mit Sitz in München als regionale Koordinierungszentren der Netzbetriebsregion 

Zentraleuropa etabliert. Die regionalen Koordinierungszentren werden die regionalen 

Sicherheitskoordinatoren am 01.07.2022 ersetzen. 

Die Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC enthalten Vorschriften zu 

- Sitz und Rechtsform der regionalen Koordinierungszentren (Art. 3) 

- den teilnehmenden ÜNB (Art. 4) 

- organisatorischen, betrieblichen und finanziellen Regelungen (Artt. 5, 6) 

- dem Implementierungsplan (Art. 7) 

- Satzungen und Geschäftsordnungen (Artt. 8, 9) 

- Arbeitsvereinbarungen und Verfahren zu deren Änderung (Artt. 10. 11) 

- dem Austausch von Analysen und Beratung über Day-to-Day-Vorschläge der regionalen 

Koordinierungszentren (Art. 12) 

- Verfahren für die Annahme und Überprüfung koordinierter Maßnahmen und Empfehlungen 

(Art. 13) 

- Haftungsregelungen (Art. 14) 

- Regelungen zur Aufgabenteilung und -rotation zwischen den beiden regionalen 

Koordinierungszentren (Artt. 15 – 19) 

- der Sprachenregelung (Art. 20). 

Die Bestimmungen für die Einrichtung der Central RCC enthalten darüber hinaus vier Anlagen, 

nämlich die Satzung von Coreso (Anlage I der Anlage 1), die Satzung von TSCNET (Anlage II der 

Anlage 1), die Geschäftsordnung von TSCNET für den Aufsichtsrat (Anlage III der Anlage 1) sowie 

die Geschäftsordnung von TSCNET für die Geschäftsführung (Anlage IV der Anlage 1). 

Die wesentlichen im Rahmen der Überarbeitung durch die Regulierungsbehörden eingebrachten 

Änderungen des Vorschlags sind die Folgenden: 

- Klarstellung, dass die regionalen Koordinierungszentren als private Unternehmen mit Sitz in 

EU-Mitgliedstaaten die Zusammensetzung ihrer Anteilseigner unter Berücksichtigung der 

jeweils anwendbaren EU- und nationalen Gesetze eigenständig festlegen; 
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- Änderung der Definition des Begriffs "teilnehmender ÜNB": Ein Anteilseigner eines 

regionalen Koordinierungszentrums ist nicht notwendigerweise ein "teilnehmender ÜNB“. 

Letzteres bezeichnet die ÜNB, die gemäß der Definition in Anhang I der SOR-

Entscheidung von ACER zur Netzbetriebsregion Zentraleuropa gehören. 

Dementsprechend wurden die Listen der teilnehmenden ÜNB der regionalen 

Koordinierungszentren Coreso und TSCNET sowie die Verweise auf "Anteilseigner" oder 

"teilnehmende ÜNB" im gesamten Vorschlag an diese Definition des Begriffs 

"teilnehmender ÜNB" angepasst; 

- Klarstellung, dass sich die organisatorischen, betrieblichen und finanziellen Regelungen 

nach dem am Sitz des jeweiligen regionalen Koordinierungszentrums geltenden 

Gesellschaftsrecht richten und dass die regionalen Koordinierungszentren in 

nichtdiskriminierender Weise handeln müssen; 

- Festlegung der Anforderungen an das Monitoring der Umsetzung: Die ÜNB der 

Netzbetriebsregion Zentraleuropa müssen bis zum 01.04.2021 einen ersten Bericht und 

danach bis zur endgültigen Umsetzung am 01.07.2022 jeweils einen vierteljährlichen 

Bericht vorlegen; 

- Aufnahme der vollständigen Satzungen und Geschäftsordnungen von Coreso und TSCNET 

als Anlagen, die ebenfalls genehmigt werden müssen, und Aufnahme einer Anforderung 

an die ÜNB der Netzbetriebsregion Zentraleuropa, den Regulierungsbehörden alle 

Änderungen der Satzungen und Geschäftsordnungen zur Genehmigung vorzulegen; 

- Aufnahme einer Beschränkung der Haftung der zentralen ÜNB im Falle von 

Katastrophenereignissen aufgrund höherer Gewalt; und 

- Aufnahme einer Sprachenklausel. 

Darüber hinaus wurden einige redaktionelle Änderungen vorgenommen, die der besseren 

Verständlichkeit des Dokuments dienen. 

B.
 

Die diesem Beschluss als Anlage 1 angehängten Bestimmungen für die Einrichtung der 

regionalen Koordinierungszentren in der Central SOR gemäß Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 EBM-VO 

werden genehmigt. 
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I. Zulässigkeit 

Der Antrag ist zulässig. Die gesetzlichen Vorschriften über das Verfahren, auch unter 

Berücksichtigung der Vorgaben der EBM-VO, sind gewahrt. 

Die Zuständigkeit der Bundesnetzagentur für die Genehmigung gemäß Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 

EBM-VO ergibt sich aus § 56 Abs. 1 Satz 1 Ziffer 1 EnWG, die der Beschlusskammer zur 

Entscheidung folgt aus § 59 Abs. 1 Satz 1 EnWG i.V.m. § 56 Abs. 1 Satz 2 und 3 EnWG. 

Der Central SOR RCC-Vorschlag wurde bei der Beschlusskammer mit Eingang am 03.07.2020 

fristgerecht eingereicht. Gemäß Art. 35 Abs. 1 Satz 1 EBM-VO legen alle 

Übertragungsnetzbetreiber einer Netzbetriebsregion bis zum 05.07.2020 den betroffenen 

Regulierungsbehörden einen Vorschlag für die Einrichtung regionaler Koordinierungszentren vor. 

Nach Eingang des Central SOR RCC-Vorschlags wurde dieser gemäß § 67 Abs. 2 EnWG 

national konsultiert und somit den Vertretern der von dem Verfahren berührten Wirtschaftskreise 

Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Eine erneute nationale Konsultation der von dem 

Verfahren berührten Wirtschaftskreise wurde nach der Überarbeitung des Vorschlags durch die 

Regulierungsbehörden nicht durchgeführt, da dadurch keine weitere Sachverhaltsaufklärung zu 

erwarten war. Die ÜNB der Netzbetriebsregion Zentraleuropa und die regionalen 

Sicherheitskoordinatoren Coreso und TSCNET wurden durchgängig in die Überarbeitung 

eingebunden, bei der es im Wesentlichen um Korrekturen und Klarstellungen des Inhalts ging. 

Die gemeinsamen Bestimmungen zur Einrichtung der regionalen Koordinierungszentren haben 

über den Kreis der betroffenen ÜNB der Netzbetriebsregion Zentraleuropa hinaus keine 

nennenswerten direkten Auswirkungen auf den Markt bzw. die Marktteilnehmer, sondern betreffen 

im Wesentlichen nur die ÜNB, die Regulierungsbehörden und die derzeitigen regionalen 

Sicherheitskoordinatoren untereinander, die sich im oben beschriebenen Prozess eng 

abgestimmt haben. 

II. Begründetheit 

Der Antrag ist auch begründet. Die Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC erfüllt die 

Vorgaben der Regelungen der Art. 35 EBM-VO und steht im Übrigen im Einklang mit den Zielen 

der EBM-VO. 
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a. Die Anforderungen des Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. a EBM-VO sind erfüllt 

Die Anforderungen des Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. a EBM-VO an den Inhalt der Bestimmungen zur 

Einrichtung der RCC sind erfüllt. 

Art. 3 der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC enthält die gemäß 

Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. a EBM-VO geforderten Regelungen zu dem Mitgliedstaat, in dem das 
regionale Koordinierungszentrum seinen voraussichtlichen Sitz haben wird. Die 

Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC legen fest, dass die bestehenden 

Unternehmungen Coreso und TSCNET als Central RCC eingerichtet werden und dass deren 

Sitze in Belgien bzw. Deutschland verbleiben. 

Art. 4 der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC enthält die gemäß Art. 35 Abs. 1 

UAbs. 3 lit. a EBM-VO geforderte Benennung der teilnehmenden ÜNB. Art. 4 enthält in seinem 

Abs. 1 die derzeit an Coreso7 und in seinem Abs. 2 die derzeit an TSCNET8 teilnehmenden ÜNB 

der Netzbetriebsregion Zentraleuropa. Durch die Inbetriebnahme der regionalen 

Koordinierungszentren gemäß Art. 35 Abs. 2 EBM-VO werden der luxemburgische ÜNB Creos 

und der österreichische ÜNB VUEN, die bisher keine teilnehmenden ÜNB an den regionalen 

Sicherheitskoordinatoren sind, an Coreso oder TSCNET teilnehmende ÜNB werden. Dafür legen 

die ÜNB der Netzbetriebsregion Zentraleuropa nach Art. 4 Abs. 3 S. 2 der Bestimmungen eine 

Änderung der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC vor. Dies erfolgt ein Jahr nachdem 

die Regulierungsbehörden der Netzbetriebsregion Zentraleuropa die Aufnahme von Creos und 

VUEN als teilnehmende ÜNB in Einklang mit der spezifischen Vereinbarung zwischen diesen ÜNB 

und den regionalen Koordinierungszentren genehmigt haben. Darüber hinaus müssen die ÜNB 

der Central SOR gemäß Art. Abs. 5 lit. d Anhang I der SOR-Entscheidung von ACER achtzehn 

Monate nach Treffen der SOR-Entscheidung eine Vereinbarung mit Swissgrid anstreben, in der 

die Grundlagen für ihre Zusammenarbeit für einen sicheren Netzbetrieb geschaffen und die 

Einhaltung der Pflichten nach der EBM-VO durch Swissgrid geregelt wird. 

Der ursprüngliche Central SOR RCC-Vorschlag vom 03.07.2020 hat nicht zwischen 

Anteilseignern der derzeitigen regionalen Sicherheitskoordinatoren und den derzeit an den beiden 

Unternehmen teilnehmenden ÜNB der Netzbetriebsregion Zentraleuropa, die durch Anhang I der 

7 Teilnehmende ÜNB in Coreso: 50Hertz; Elia; REE; REN; RTE und TERNA.
­
8 Teilnehmende ÜNB in TSCNET: 50Hertz; Amprion; APG; ČEPS; ELES; HOPS; MAVIR; PSE; SEPS; TenneT DE; TenneT
­
NL; Transelectrica und TransnetBW.
­
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SOR-Entscheidung von ACER festgelegt wurden, unterschieden. Diese ungenaue Abgrenzung 

zwischen teilnehmenden ÜNB und Anteilseignern hatte zur Folge, dass im ursprünglichen 

Vorschlag auch nicht zur Netzbetriebsregion Zentraleuropa gehörende ÜNB sowie ÜNB aus 

Nicht-Mitgliedstaaten der EU von den Bestimmungen umfasst waren. Weil die 

Regulierungsbehörden der Netzbetriebsregion Zentraleuropa aber nicht die Kompetenz haben, 

Entscheidungen zu treffen, die über ihren Zuständigkeitsbereich hinausgehen, war der 

ursprüngliche Vorschlag nicht genehmigungsfähig. Im Rahmen der Überarbeitung des Vorschlags 

gemäß Art. 5 Abs. 6 ACER-VO entwickelten die Regulierungsbehörden der Netzbetriebsregion 

Zentraleuropa gemeinsam mit den ÜNB der Netzbetriebsregion Zentraleuropa die nunmehr 

vorliegende Fassung des Art. 4 der Bestimmungen. Die gemäß Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. a EBM­

VO geforderte Benennung der teilnehmenden Übertragungsnetzbetreiber ist damit nicht mehr zu 

beanstanden. 

In Rahmen der abschließenden schriftlichen Anhörung haben die ÜNB der Netzbetriebsregion 

Zentraleuropa vorgeschlagen, den Absatz zu streichen, nach dem Coreso und TSCNET ihre 

jeweils bestehenden eingetragenen Sitze und Rechtsformen nach Art. 4 Abs. 3 und 4 der 

Bestimmungen behalten. Die Streichung wurde vorgeschlagen, da der Absatz so verstanden 

werden konnte, dass die regionalen Koordinierungszentren der Netzbetriebsregion Zentraleuropa 

aufgrund der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC nicht umziehen oder ihre 

Rechtsform nicht ändern dürfen. Die Streichung wurde von den Regulierungsbehörden der 

Netzbetriebsregion Zentraleuropa übernommen, da die so geänderten Bestimmungen weiterhin 

den Anforderungen des Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. a EBM-VO entsprechen, der nur vorschreibt, 

dass der Mitgliedstaat, in dem sich der Sitz befindet, definiert sein muss. 

b. Die Anforderungen des Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. b EBM-VO sind erfüllt 

Die Anforderungen des Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. b EBM-VO an den Inhalt der Bestimmungen zur 

Einrichtung der RCC sind erfüllt. 

Die Art. 5, 6, 12 und 13 der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC enthalten die gemäß 

Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. b EBM-VO geforderten Regelungen zu den organisatorischen, 
finanziellen und betrieblichen Regelungen, mit denen ein effizienter, sicherer und zuverlässiger 

Betrieb des Verbundübertragungsnetzes sichergestellt wird 

Nach Art. 5 der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC werden die organisatorischen 
und betrieblichen Regelungen für die Central RCC gemäß dem am Ort des RCC-Sitzes 

geltenden Gesellschaftsrecht, auf Grundlage der bereits eingeführten Arbeitsrahmen der 

bestehenden regionalen Sicherheitskoordinatoren festgelegt. Die regionalen 
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Koordinierungszentren werden mit allen personellen, technischen, physischen und finanziellen 

Ressourcen ausgestattet, die zur Erfüllung ihrer Pflichten gemäß EBM-VO und zur unabhängigen, 

unparteiischen Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlich sind. Die regionalen 

Koordinierungszentren müssen rund um die Uhr verfügbar sein und über eine Backup-IT-

Umgebung zum Umgang mit Fehlern während der Wahrnehmung ihrer Aufgaben verfügen. Die 

regionalen Koordinierungszentren handeln in diskriminierungsfreier Weise und gewährleisten so 

die Gleichbehandlung von Vertragsparteien, die Dienstleistungen von den RCC erhalten. Die 

regionalen Koordinierungszentren können direkt Personal einstellen oder Personal der ÜNB kann 

im Rahmen einer vertraglichen Regelung für einen festgelegten Zeitraum an sie abgestellt 

werden, damit der wirksame Austausch von Know-how und Erfahrung sichergestellt ist. Die 

regionalen Koordinierungszentren organisieren ihre Ressourcen im Allgemeinen in den 

Hauptgeschäftsbereichen: Corporate Services, Service Development, Service Operations und 

Information Technology Service. 

Die Regelungen zu Ausstattung und Personal nach Art. 45 EBM-VO wurde bei der Ausgestaltung 

des Art. 5 der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC beachtet. 

Nach Art. 6 der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC werden die finanziellen 
Regelungen für die einzelnen regionalen Koordinierungszentren der Netzbetriebsregion 

Zentraleuropa gemäß dem am Ort des RCC-Sitzes geltenden Gesellschaftsrecht und auf 

Grundlage der bereits eingeführten Arbeitsrahmen der bestehenden RSC festgelegt. Es werden 

zwei verschiede Arten von Gebühren definiert: eine Servicegebühr, die von den ÜNB pro vom 

jeweiligen regionalen Koordinierungszentrum erhaltener Dienstleistung gezahlt wird und eine 

Jahresgebühr, die von den Anteilseignern für das einwandfreie Funktionieren der regionalen 

Koordinierungszentren gezahlt wird, wenn eine solche Jahresgebühr von den Anteilseignern 

beschlossen wird. Bezüglich Investitionen in notwendige Instrumente und Ausstattung 

vereinbaren die Anteilseigner, wie finanzielle Engpässe gedeckt werden sollen, um die Mittel des 

Unternehmens zu erhalten. 

Art. 12 der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC enthält betriebliche Regelungen 
zum Austausch von Analysen und Beratung über Day-to-Day-Vorschläge der RCC. Danach 

tauschen die regionalen Koordinierungszentren der Netzbetriebsregion Zentraleuropa im Rahmen 

ihrer täglichen Betriebsaufgaben Analysen aus und beraten über Vorschläge mit den ÜNB der 

Netzbetriebsregion Zentraleuropa, mit weiteren von den Central RCC Dienstleistungen 

empfangenden ÜNB und mit den RCC und ÜNB anderer Netzbetriebsregionen. Die ÜNB und die 

regionalen Koordinierungszentren der Netzbetriebsregion Zentraleuropa tauschen sich mit 

relevanten Stakeholdern zu Angelegenheiten ihrer täglichen Koordinierungsaufgaben aus. Die 

Beratung mit den in anderen Netzbetriebsregionen eingerichteten regionalen 
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Koordinierungszentren oder mit den ÜNB anderer Netzbetriebsregionen findet vor der endgültigen 

Annahme von koordinierten Maßnahmen oder Empfehlungen aufgrund des in Art. 13 der 

Bestimmungen beschriebenen Verfahrens statt. In Beratung mit regionalen 

Koordinierungszentren aus anderen Netzbetriebsregionen im Rahmen der täglichen Aufgaben 

finden die regionalen Koordinierungszentren der Netzbetriebsregion Zentraleuropa Lösungen, die 

Betriebssicherheitsgrenzwerte zu wahren, bei Bedarf die Betriebssicherheitsgrenzwerte 

wiederherzustellen und die Kosten zu minimieren. 

Der ursprüngliche Central SOR RCC-Vorschlag vom 03.07.2020 hat keine Klarstellung dazu 

enthalten, dass sich die organisatorischen, betrieblichen und finanziellen Regelungen nach dem 

am Sitz des jeweiligen regionalen Koordinierungszentrums geltenden Gesellschaftsrecht richten 

und dass die regionalen Koordinierungszentren in nichtdiskriminierender Weise handeln müssen. 

Aus Sicht der Regulierungsbehörden der Central SOR war der Vorschlag ohne die 

entsprechenden Regelungen nicht genehmigungsfähig. Im Rahmen der Überarbeitung des 

Vorschlags gemäß Art. 5 Abs. 6 ACER-VO entwickelten die Regulierungsbehörden der 

Netzbetriebsregion Zentraleuropa gemeinsam mit den ÜNB der Netzbetriebsregion Zentraleuropa 

die nunmehr vorliegende Fassung des Art. 5 und 6 der Bestimmungen. 

Die gemäß Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. b EBM-VO geforderten Bestimmungen zu den 

organisatorischen, finanziellen und betrieblichen Regelungen sind nicht mehr zu beanstanden. 

c. Die Anforderungen des Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. c EBM-VO sind erfüllt 

Die Anforderungen des Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. c EBM-VO an den Inhalt der Bestimmungen zur 

Einrichtung der RCC sind erfüllt. 

Art. 7 der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC enthält den gemäß Art. 35 Abs. 1 

UAbs. 3 lit. c EBM-VO geforderten Umsetzungsplan für die Inbetriebnahme der regionalen 
Koordinierungszentren. Danach übernehmen die RCC, sobald diese in Betrieb genommen 

wurden, die Zuständigkeiten und die Erbringung von Dienstleistungen von den regionalen 

Sicherheitskoordinatoren. Die Aufgaben, die die regionalen Koordinierungszentren gemäß 

Art. 37 Abs. 1 EBM-VO übernehmen, werden im Einklang mit anderen Verordnungen9, darin 

eingeschlossen die auf deren Grundlage verabschiedeten europaweiten und auf die 

9 Verordnung (EU) 2015/1222 der Kommission vom 24. Juli 2015 zur Festlegung einer Leitlinie für die 
Kapazitätsvergabe und das Engpassmanagement; Verordnung (EU) 2017/1485 der Kommission vom 2. August 2017
zur Festlegung einer Leitlinie für den Übertragungsnetzbetrieb und Verordnung (EU) 2017/2196 der Kommission vom 
24. November 2017 zur Festlegung eines Netzkodex über den Notzustand und den Netzwiederaufbau des 
Übertragungsnetzes. 
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Kapazitätsberechnungsregion bezogenen Methoden, sowie im Einklang mit den Bestimmungen 

der Art. 10 bis 13 der Bestimmungen zur Einrichtung der RCC umgesetzt. Die regionalen 

Koordinierungszentren der Netzbetriebsregion Zentraleuropaunterstützen die ÜNB und 

gegebenenfalls ENTSO-E dabei, die Geschäftslösungen für die erforderlichen IT-Tools zu 

entwickeln. Die regionalen Koordinierungszentren führen ihre Aufgaben in Übereinstimmung mit 

den bereits etablierten und zukünftigen Methoden für die Aufgaben, die bereits durch die 

relevanten Netzkodizes oder Leitlinien oder durch die Elektrizitätsverordnung abgedeckt sind, 

sowie in Übereinstimmung mit zukünftigen Vorschlägen gemäß Art. 37 Abs. 5 EBM-VO, aus. Die 

Wahrnehmung der Aufgabe im Sinne von Art. 37 Abs. 1 lit. p EBM-VO zwecks Unterstützung der 

ÜNB bei der Ermittlung des Bedarfs an Übertragungskapazitäten erfolgt auf Anfrage der ÜNB. Die 

ÜNB der Netzbetriebsregion Zentraleuropa unterrichten die Regulierungsbehörden der 

Netzbetriebsregion Zentraleuropa regelmäßig über den aktuellen Sachstand des 

Umsetzungsplans und identifizierte Probleme und Maßnahmen bei der Übernahme der Funktion 

als regionalen Koordinierungszentren, die bezüglich der Übernahme der Funktion als regionalen 

Koordinierungszentren durch Coreso und TSCNET ergriffen wurden. 

Der ursprüngliche Central SOR RCC-Vorschlag vom 03.07.2020 hat keine Festlegungen der 

Anforderungen an das Monitoring der Umsetzung der Inbetriebnahme der regionalen 

Koordinierungszentren enthalten und war somit nicht genehmigungsfähig. Im Rahmen der 

Überarbeitung des Vorschlags gemäß Art. 5 Abs. 6 ACER-VO entwickelten die 

Regulierungsbehörden der Netzbetriebsregion Zentraleuropa gemeinsam mit den ÜNB der 

Netzbetriebsregion Zentraleuropa Anforderungen an die regelmäßigen Monitoringberichte. 

Die Regelungen in Art. 7 der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC zum 

Umsetzungsplan für die Inbetriebnahme der regionalen Koordinierungszentren sind damit nicht 

mehr zu beanstanden. 

d. Die Anforderungen des Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. d EBM-VO sind erfüllt 

Die Anforderungen des Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. d EBM-VO an den Inhalt der Bestimmungen zur 

Einrichtung der RCC sind erfüllt. 

Die Anlagen I - IV der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC enthalten die gemäß 

Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. d EBM-VO geforderten Satzungen und Geschäftsordnungen der 
regionalen Koordinierungszentren. 

Die Artt. 8 und 9 der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC enthalten das Ergebnis der 

Prüfung anhand des Art. 43 EBM-VO, der Regelungen zum Verwaltungsrat der RCC beinhaltet. 

Nach Art. 43 EMB-VO richten die regionalen Koordinierungszentren jeweils einen Verwaltungsrat 
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ein, dem Mitglieder angehören, die alle ÜNB der Netzbetriebsregion Zentraleuropa vertreten, die 

sich an dem jeweiligen regionalen Koordinierungszentrum beteiligen. Der Verwaltungsrat ist unter 

anderem dafür zuständig, Satzungen und Geschäftsordnungen der regionalen 

Koordinierungszentren auszuarbeiten und zu billigen, Entscheidungen über die 

Organisationsstruktur zu fällen und Haushaltspläne aufzustellen. Der Verwaltungsrat ist hingegen 

nicht für die laufenden Tätigkeiten der regionalen Koordinierungszentren und die Erfüllung ihrer 

Aufgaben zuständig. 

Gemäß Art. 8 Abs. 3 und Art. 9 Abs. 2 der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC 

entspricht die Satzung von Coreso (Anlage I der Bestimmungen) den Anforderungen an die 

Satzungen und Geschäftsordnungen. So wurde mit der Satzung von Coreso ein Organ 

eingerichtet, das dem Verwaltungsrat im Sinne von Art. 43 Abs. 1 EBM-VO entspricht. Die 

Geschäfte von Coreso werden vom Vorstand geführt, dessen Mitglieder von der 

Hauptversammlung gewählt werden. Der Vorstand hat umfassende Befugnis zu allen 

Handlungen, die zur Erreichung des Unternehmenszwecks erforderlich oder hilfreich sind, mit 

Ausnahme der Befugnisse, die gesetzlich der Hauptversammlung vorbehalten sind. Die tägliche 

Geschäftsführung wird einem Chief Executive Officer und gegebenenfalls einem Chief Operation 

Officer übertragen, die befugt sind, das Unternehmen im Rahmen der täglichen Geschäftsführung 

alleine zu vertreten. 

Die Satzung und Geschäftsordnungen des Aufsichtsrats und der Geschäftsführung von 
TSCNET erfüllen die Anforderungen Sinne von Art. 43 Abs.1 EBM-VO noch nicht (vgl. Art. 8 

Abs. 6 und Art. 9 Abs. 4 der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC). Um die 

Anforderungen des Art. 43 Abs. 1 EBM-VO zu erfüllen, werden die Satzung und die 

Geschäftsordnungen bis zum 31.12.2021 geändert. Gemäß Art. 8 Abs. 8 und Art. 9 Abs. 5 werden 

die geänderte Satzung und die geänderten Geschäftsordnungen als Änderung der Bestimmungen 

zur Einrichtung der Central RCC zur Genehmigung vorgelegt. Diese Änderungen umfassen die 

Einrichtung des Verwaltungsrats nach den Vorgaben des Art. 43 EBM-VO. 

Der ursprüngliche Central SOR RCC-Vorschlag vom 03.07.2020 enthielt die Anlagen I- IV der 

Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC nicht. Gemäß Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. d EBM­

VO gehören die Satzung und Geschäftsordnung der regionalen Koordinierungszentren jedoch 

zum Mindestinhalt des Vorschlags zur Einrichtung der Central RCC. Das bedeutet, dass sowohl 

die Satzung also auch die Geschäftsordnung der regionalen Koordinierungszentren Teil des 

Vorschlags sind und von der Genehmigung der Regulierungsbehörden umfasst werden. Durch 

das Fehlen der Satzungen und Geschäftsordnung von Coreso und TSCNET war der 

ursprüngliche Vorschlag nicht genehmigungsfähig. Im Rahmen der Überarbeitung des Vorschlags 

gemäß Art. 5 Abs. 6 ACER-VO haben die ÜNB der Netzbetriebsregion Zentraleuropa die 
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entsprechenden Dokumente nachgereicht. 

Die wurden von den Regulierungsbehörden der Netzbetriebsregion Zentraleuropa den 

Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC als Anlagen I – IV beigefügt. 

Zudem wurde festgelegt, dass Änderungen der Satzungen und Geschäftsordnungen den 

Regulierungsbehörden der Netzbetriebsregion Zentraleuropa als Änderung der Bestimmungen 

zur Einrichtung der Central RCC zur Genehmigung vorzulegen sind, wobei nicht wesentliche 

Änderungen über einen Zeitraum von mindestens einem Jahr gesammelt und dann gebündelt zur 

Genehmigung vorgelegt werden. 

Die gemäß Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. d EBM-VO geforderte Einbeziehung der Satzungen und 

Geschäftsordnungen ist damit nicht mehr zu beanstanden. 

In Rahmen abschließenden schriftlichen Anhörung haben die ÜNB der Netzbetriebsregion 

Zentraleuropa vorgeschlagen, dass nur die ersten Änderungen der Satzungen und der 

Geschäftsordnungen, die bis zum 31.12.2021 vorgesehen sind, durch die Regulierungsbehörden 

genehmigt werden. Spätere Änderungen sollen den Regulierungsbehörden nur noch zur 

Information vorgelegt werden. Die Regulierungsbehörden der Netzbetriebsregion Zentraleuropa 

lehnen den Vorschlag jedoch ab. Denn die Anforderung des Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. d EBM-VO 

liefe ins Leere, wenn nur die initialen Satzungen und Geschäftsordnungen nicht aber deren 

Änderungen genehmigt würden. 

e. Die Anforderungen des Artt. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. e, 38 EBM-VO sind erfüllt 

Die Anforderungen des Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. e EBM-VO an den Inhalt der Bestimmungen zur 

Einrichtung der RCC sind erfüllt. 

Art. 10 der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC enthält die gemäß Artt. 35 Abs. 1 

UAbs. 3 lit. e, 38 EBM-VO geforderte Beschreibung der Verfahren für die Zusammenarbeit. 

Nach Art. 38 EBM-VO erfolgt die Koordinierung im laufenden Betrieb innerhalb und zwischen den 

RCC mittels Verfahren der Zusammenarbeit zwischen den ÜNB der Netzbetriebsregion 

Zentraleuropa. Sofern dies zweckdienlich ist, erfolgt die Koordinierung mittels Verfahren für die 

Abstimmung der regionalen Koordinierungszentren untereinander. Das Verfahren der 

Zusammenarbeit beruht auf Arbeitsregelungen zur Abdeckung von Planungs- und 

Betriebsaspekten, die für die Aufgaben gemäß Art. 37 EBM-VO von Belang sind. Ein Verfahren 

sieht vor, wie die Vorschläge der regionalen Koordinierungszentren gemeinsam mit den ÜNB der 

Netzbetriebsregion Zentraleuropa und den maßgeblichen Interessensträgern und anderen 

regionalen Koordinierungszentren bei der Ausübung der betrieblichen Pflichten und Aufgaben 
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gemäß Art. 40 EBM-VO effizient und umfassend analysiert und geprüft werden. 

Ein weiteres Verfahren sieht die Verabschiedung koordinierter Maßnahmen und Empfehlungen 

gemäß Art. 42 EBM-VO vor. 

Im Einklang mit den Bestimmungen des Art. 38 EBM-VO beschreibt Art. 10 Abs. 2 der 

Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC die Verfahren für die Zusammenarbeit, wie sie 

von den regionalen Koordinierungszentren bei der Entwicklung der Arbeitsvereinbarungen für die 

Aufgaben gemäß Art. 37 EBM-VO im Einklang mit dem anwendbaren Rechtsrahmen, darunter 

Methoden zur Umsetzung anderer Verordnungen10 zu beachten sind. Darin eingeschlossen sind 

die anwendbaren Verfahren für den Austausch von Analysen und die Beratung mit den ÜNB in 

der Netzbetriebsregion Zentraleuropa, mit ÜNB, die von den regionalen Koordinierungszentren 

der Netzbetriebsregion Zentraleuropa Dienstleistungen erhalten, und mit relevanten Stakeholdern 

und anderen regionalen Koordinierungszentren sowie ein Verfahren für die Annahme koordinierter 

Maßnahmen und Empfehlungen im Sinne von Art. 42 EBM-VO. 

In Rahmen der abschließenden schriftlichen Anhörung haben die ÜNB der Netzbetriebsregion 

Zentraleuropa für die in Art. 10 Abs. 2 lit. h der Bestimmungen genannte Aufgabe nach Art. 37 

Abs. 1 lit. h EBM-VO, welche die Unterstützung der Koordinierung und Optimierung des 

regionalen Netzwiederaufbaus betrifft, folgende Festlegung vorgeschlagen: Es solle festgelegt 

werden, dass diese Unterstützung von den ÜNB der Netzbetriebsregion Zentraleuropa nicht 

angefordert wird und dass daher für diese Aufgabe keine Arbeitsvereinbarung entwickelt wird. Die 

Regulierungsbehörden der Netzbetriebsregion Zentraleuropa stimmen den ÜNB der 

Netzbetriebsregion Zentraleuropa darin zu, dass für Aufgaben, die nicht anfordert werden, keine 

Arbeitsvereinbarung entwickelt werden muss. Allerdings ändern die Regulierungsbehörden den 

von den ÜNB der Netzbetriebsregion Zentraleuropa vorgeschlagenen Wortlaut dahingehend ab, 

dass zwar zum Zeitpunkt der Genehmigung keine Arbeitsvereinbarung für diese konkrete Aufgabe 

entwickelt wird, da die Aufgabe derzeit nicht von den ÜNB der Netzbetriebsregion Zentraleuropa 

angefordert wird, dass jedoch eine zukünftige Anforderung der Aufgabe möglich bleibt. 

Art. 11 der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC beschreibt den Prozess für das bzw. 

die regionalen Koordinierungszentren, das bzw. die die entsprechende Aufgabe ausführt bzw. 

ausführen, zur Überprüfung der Arbeitsvereinbarungen in Zusammenhang mit den in Art. 10 der 

10 Verordnung (EU) 2017/1485 der Kommission vom 2. August 2017 zur Festlegung einer Leitlinie für den 
Übertragungsnetzbetrieb; Verordnung (EU) 2015/1222 der Kommission vom 24. Juli 2015 zur Festlegung einer 
Leitlinie für die Kapazitätsvergabe und das Engpassmanagement und Verordnung (EU) 2016/1719 der Kommission 
vom 26. September 2016 zur Festlegung einer Leitlinie für die Vergabe langfristiger Kapazität 
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Bestimmungen genannten Aufgaben. 

Die Regelungen in den Artt. 10, 11 der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC zum 

Umsetzungsplan für die Inbetriebnahme der regionalen Koordinierungszentren sind nicht zu 

beanstanden. 

f. Die Anforderungen des Artt. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. f, 47 EBM-VO sind erfüllt 

Die Anforderungen des Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. f, 47 EBM-VO an den Inhalt der Bestimmungen 

zur Einrichtung der RCC sind erfüllt. 

Art. 14 der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC enthält die gemäß 

Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. f EBM-VO geforderten Regelungen bezüglich der Haftung der 
regionalen Koordinierungszentren gemäß Art. 47 EMB-VO. Nach Art. 47 EBM-VO sind in den 

Bestimmungen Regelungen zur Deckung der Haftung im Zusammenhang mit der Ausübung der 

Aufgaben der regionalen Koordinierungszentren aufzunehmen. 

In Art. 14 der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC ist geregelt, dass jeder ÜNB, der 

Dienstleistungen von einem regionalen Koordinierungszentrum der Netzbetriebsregion 

Zentraleuropa erhält, mit diesem regionalen Koordinierungszentrum ein Service-Level-Agreement 

(Dienstgütevereinbarung) abschließt. Diese Service-Level-Agreements enthalten Einzelheiten 

über die Haftung des regionalen Koordinierungszentrums gegenüber den ÜNB und in bestimmten 

Fällen gegenüber Dritten sowie Regelungen darüber, welches nationale Recht für diese 

Haftungsansprüche anwendbar ist. In den Service-Level-Agreements können unter bestimmten 

Voraussetzungen Begrenzungen der Haftung der regionalen Koordinierungszentren niedergelegt 

werden. Darüber hinaus enthält Art. 14 Regelungen zur Deckung der Haftung im Zusammenhang 

mit der Ausübung der Aufgaben der regionalen Koordinierungszentren. 

Der ursprüngliche Central SOR RCC-Vorschlag vom 03.07.2020 umfasste keine 

Haftungsbegrenzung für Schäden infolge von höherer Gewalt. Eine solche Haftungsbegrenzung 

entspricht jedoch dem Verschuldensprinzip bei Haftungsfragen im Zivilrecht. Im Rahmen der 

Überarbeitung des Vorschlags gemäß Art. 5 Abs. 6 ACER-VO entwickelten die 

Regulierungsbehörden der Netzbetriebsregion Zentraleuropa daher gemeinsam mit den ÜNB der 

Netzbetriebsregion Zentraleuropa eine entsprechende klarstellende Ergänzung der 

Haftungsregelungen. Die regionalen Koordinierungszentren haften danach grundsätzlich für 

Schäden aus der Ausführung ihrer Aufgaben, nicht aber wenn diese Schäden infolge höherer 

Gewalt entstehen und dem regionalen Koordinierungszentrum somit kein Verschulden zukommt. 

Die Regelungen in Art. 14 der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC zu den Regelungen 



 
 

 

 

 

 

            

  

               

                 

       

                

               
          

          

              

     

               

           

           

         

           

        

         

          

         

        

                 

             

          

     

  

           

           

            

         

 

18
­

bezüglich der Haftung der regionalen Koordinierungszentren gemäß Art. 47 EMB-VO sind nicht 

zu beanstanden. 

g. Die Anforderungen des Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. g EBM-VO sind erfüllt 

Die Anforderungen des Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. g EBM-VO an den Inhalt der Bestimmungen zur 

Einrichtung der Central RCC sind erfüllt. 

Artt. 15, 16, 17, 18 und 19 der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC enthalten die 

gemäß Art. 35 Abs. 1 UAbs. 3 lit. g EBM-VO geforderte Beschreibung der Vorkehrungen, die 
bei der Rotation von regionalen Koordinierungszentren für klare Zuständigkeiten und 
Verfahren bei der wechselnden Wahrnehmung ihrer Aufgaben sorgen. Diese Beschreibung 

ist notwendig, da nach Art. 36 Abs. 2 EBM-VO in der Netzbetriebsregion Zentraleuropa zwei 

regionale Koordinierungszentren auf Rotationsbasis unterhalten werden. 

Art. 15 der Bestimmungen legt die Aufteilung der Aufgaben zwischen Coreso und TSCNET für die 

Netzbetriebsregion Zentraleuropa fest. In den folgenden Artikeln der Bestimmungen sind das 

Rotationsprinzip für regionale Aufgaben (Art. 16), die europaweite Rotation für den 

Netzmodellprozess (Art. 17), die europaweite Rotation für die Koordinierung der 

Nichtverfügbarkeitsplanung (Art. 18) sowie die europaweite Rotation für die Erstellung regionaler 

Prognosen zur Angemessenheit des Stromsystems (Art. 19) geregelt. 

Bei Aufgaben, die im Rotationsverfahren durchgeführt werden, ist ein regionales 

Koordinierungszentrum über einen bestimmten Zeitraum, der für jede Aufgabe unterschiedlich 

sein kann, verantwortlich und das zweite regionale Koordinierungszentrum unterstützt das jeweils 

andere regionale Koordinierungszentrum über den definierten Zeitraum als Backup. 

Die Regelungen in den Artt. 15, 16, 17, 18 und 19 der Bestimmungen zur Einrichtung der Central 

RCC bezüglich der Beschreibung der Vorkehrungen, mit denen für klare Zuständigkeiten für diese 

regionalen Koordinierungszentren und Verfahren bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben gesorgt 

wird, sind nicht zu beanstanden. 

h. Stellungnahmen 

Bedenken oder Argumente, die einer Genehmigung der Bestimmungen zur Einrichtung der 

Central RCC entgegenstehen könnten, sind der Beschlusskammer nicht zu Gehör gebracht 

worden. Die Beschlusskammer hat auch keine eigenen Anhaltspunkte festgestellt, die gegen eine 

Genehmigung der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC sprechen. 
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III. Widerrufsvorbehalt 

Der Widerrufsvorbehalt der Tenorziffer 2 dieser Genehmigung ist notwendig, da die Genehmigung 

auf Grundlage der zum Genehmigungszeitpunkt vorliegenden tatsächlichen und rechtlichen 

Rahmenbedingungen erfolgt. Es können Anpassungen dieser Genehmigung in Zukunft aufgrund 

sich ändernder tatsächlicher und auch rechtlicher Rahmenbedingungen erforderlich werden. 

IV. Kosten 

Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach § 91 EnWG. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Beschwerde erhoben 

werden. Die Beschwerde ist bei der Bundesnetzagentur (Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113 

Bonn) einzureichen. Es genügt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist bei dem 

Oberlandesgericht Düsseldorf (Hausanschrift: Cecilienallee 3, 40474 Düsseldorf) eingeht. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt einen Monat. 

Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von dem oder der 

Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die Beschwerdebegründung muss die 

Erklärung, inwieweit der Beschluss angefochten und seine Abänderung oder Aufhebung beantragt 

wird, und die Angabe der Tatsachen und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stützt, 

enthalten. Die Beschwerdeschrift und die Beschwerdebegründung müssen durch einen 

Rechtsanwalt unterzeichnet sein. 

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG). 

Christian Mielke Dr. Jochen Patt Jens Lück
 
Vorsitzender Beisitzer Beisitzer
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Präambel 

(1)	 Entscheidung 10/2020 der ACER vom 6. April 2020 über die Festlegung von Netzbetriebsregionen 
(nachfolgend: „SOR-Entscheidung“) definiert eine Netzbetriebsregion Central (nachfolgend: 
„Central SOR“). 

(2)	 Dieses Dokument (nachfolgend: „Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC“) enthält die 
Bestimmungen für die Einrichtung der regionalen Koordinierungszentren der Central SOR 
(nachfolgend: „Central RCC“) im Einklang mit Artikel 35 der Verordnung (EU) 2019/943 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 über den Elektrizitätsbinnenmarkt 
(nachfolgend: „Verordnung 2019/943“). 

(3)	 Die Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC berücksichtigen die durch die Verordnung 
2019/943 definierten allgemeinen Grundsätze und Ziele sowie: 

a.	 die Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 
mit gemeinsamen Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt (nachfolgend: „Richtlinie 
2019/944“) und 

b.	 sämtliche anwendbaren Netzkodizes und Leitlinien im Sinne der Verordnung 2019/943, 
erlassen auf Grundlage von Artikel 18 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009, darunter 
die Verordnung (EU) 2017/1485 vom 2. August 2017 zur Festlegung einer Leitlinie für den
Übertragungsnetzbetrieb (nachfolgend „SO-Verordnung“), die Verordnung (EU) 2015/1222 
vom 24. Juli 2015 zur Festlegung einer Leitlinie für die Kapazitätsvergabe und das 
Engpassmanagement (nachfolgend: „CACM-Verordnung“), die Verordnung (EU) 2016/1719 
der Kommission vom 26. September 2016 zur Festlegung einer Leitlinie für die Vergabe 
langfristiger Kapazität (nachfolgend: „FCA-Verordnung“), die Verordnung (EU) 2017/2196 
der Kommission vom 24. November 2017 zur Festlegung eines Netzkodex über den 
Notzustand und den Netzwiederaufbau des Übertragungsnetzes (nachfolgend: „ER-
Verordnung“) und die Verordnung (EU) 2017/2195 der Kommission vom 23. November 2017 
zur Festlegung einer Leitlinie über den Systemausgleich im Elektrizitätsversorgungssystem 
(nachfolgend: „EB-Verordnung“). 

(4)	 Im Einklang mit Präambel 53 der Verordnung 2019/943 berücksichtigen die Bestimmungen zur 
Einrichtung der Central RCC die bestehenden regionalen Koordinierungsinitiativen wie etwa die 
bestehenden regionalen Sicherheitskoordinatoren (nachfolgend: „RSC“) und die koordinierten 
Kapazitätsberechner in Kapazitätsberechnungsregionen (nachfolgend: „CCR“) in der Central 
SOR: CCR Core, CCR Italy North und CCR SWE. 

(5)	 Die Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC nennen in Artikel 3 die Mitgliedstaaten, in 
denen die Central RCC voraussichtlich ihren Sitz haben werden, und definieren in Artikel 4 die 
teilnehmenden ÜNB der einzelnen RCC. 

(6)	 Die Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC beschreiben in Artikel 5 und Artikel 6 die 
gemeinsamen organisatorischen und finanziellen Regelungen für beide RCC. 

(7)	 Ein Umsetzungsplan für die Wahrnehmung der Aufgaben der RCC gemäß Artikel 37 der 
Verordnung 2019/943 wird in Artikel 7 ausgeführt. 

(8)	 Die geltenden Anforderungen für die Satzungen der RCC werden in Artikel 8 beschrieben. Haben
die RCC bereits einen Verwaltungsrat gegründet, der alle teilnehmenden ÜNB vertritt, so gilt die 
Anforderung von Artikel 43 Absatz 2 der Verordnung 2019/943 als erfüllt. Die geltenden 
Anforderungen für die Geschäftsordnung der RCC werden in Artikel 9 beschrieben.  

(9)	 Im Einklang mit den Bestimmungen des Artikels 38 der Verordnung 2019/943 beschreiben die 
Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC die Verfahren für die Zusammenarbeit, wie sie 
von den RCC bei der Entwicklung der Arbeitsvereinbarungen für die Aufgaben gemäß Artikel 37 
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der Verordnung 2019/943 im Einklang mit dem anwendbaren Rechtsrahmen (darunter Methoden 
zur Umsetzung der SO-Verordnung, der CACM-Verordnung und der FCA-Verordnung) zu 
beachten sind, darin eingeschlossen die anwendbaren Verfahren für den Austausch von Analysen 
und die Beratung mit den Übertragungsnetzbetreibern in der Netzbetriebsregion, mit 
Übertragungsnetzbetreibern, die von den Central RCC Dienstleistungen erhalten, und mit 
relevanten Stakeholdern und anderen regionalen Koordinierungszentren sowie ein Verfahren für 
die Annahme koordinierter Maßnahmen und Empfehlungen im Sinne von Artikel 42 der 
Verordnung 2019/943. 

(10) Die Grundlage für die Haftung der Central RCC wird in Artikel 14 ausgeführt. 

(11) Da zwei RCC als Central RCC in der Central SOR eingerichtet werden, wird in Artikel 15 
dargelegt, wie die Zuständigkeiten in Bezug auf die einzelnen Aufgaben zwischen ihnen aufgeteilt 
werden und wie sich das Rotationsprinzip gestaltet. 

(12) Im	 Einklang mit Artikel 35 Absatz 2 der Verordnung 2019/943 werden die RCC, nach 
Genehmigung dieser Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC durch die 
Regulierungsbehörden der Central SOR, die gemäß SO-Verordnung eingerichteten RSC bis zum 
1. Juli 2022 ersetzen. 
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Gegenstand und Anwendungsbereich 

1. Diese Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC dienen dazu, die zwei bestehenden RSC 
Coreso und TSCNET als RCC für die Central SOR einzurichten. 

Begriffsbestimmungen und Auslegungen 

1.	 Die verwendeten Begriffe haben für die Zwecke der Bestimmungen zur Einrichtung der Central 
RCC die Bedeutung der in Artikel 2 der Verordnung 2019/943, in Artikel 2 der Richtlinie 
2019/944, in Artikel 3 der SO-Verordnung und in Artikel 2 der CACM-Verordnung sowie der in 
anderen anwendbaren Gesetzesvorschriften enthaltenen Definitionen. 

2.	 In diesem Dokument werden die folgenden Akronyme und Abkürzungen verwendet: 

i) Central RCC steht für Coreso und TSCNET in ihrer Eigenschaft als RCC für die Central 
SOR, 

ii) 50Hertz steht für 50Hertz Transmission GmbH,  

iii) Amprion steht für Amprion GmbH, 

iv) APG steht für Austrian Power Grid AG, 

v) ČEPS steht für ČEPS, a.s., 

vi) Coreso steht für Coreso SA, 

vii) Creos steht für Creos Luxembourg S.A., 

viii) ELES steht für ELES, d.o.o.,  

ix) Elia steht für Elia Transmission Belgium SA/NV, 

x) HOPS steht für HOPS d.o.o., 

xi) MAVIR steht für MAVIR Magyar Villamosenergia-ipari Átviteli Rendszerirányító 
Zártkörűen Működő Részvénytársaság, 

xii) PSE steht für Polskie Sieci Elektroenergetyczne S.A., 

xiii) REE steht für Red Eléctrica de España S.A.U., 

xiv) REN steht für Rede Eléctrica Nacional, S.A., 

xv) RTE steht für Réseau de Transport d'Electricité, 

xvi) SEPS steht für Slovenská elektrizačná prenosová sústava, a.s.; 

xvii) Swissgrid steht für Swissgrid ag, 

xviii) TenneT DE steht für TenneT TSO GmbH, 

xix) TenneT NL steht für TenneT TSO B.V., 

xx) TERNA steht für Terna - Rete Elettrica Nazionale SpA, 

xxi) Transelectrica steht für C.N. Transelectrica S.A., 

xxii) TransnetBW steht für TransnetBW GmbH, 

xxiii) TSCNET steht für TSCNET Services GmbH, 

xxiv) VUEN steht für Vorarlberger Übertragungsnetz GmbH, 

xxv) CCR steht für eine gemäß Artikel 15 der CACM-Verordnung definierte 
Kapazitätsberechnungsregion, 

xxvi) CGM steht für ein gemäß den Artikeln 67 und 70 der SO-Verordnung eingerichtetes 
Gemeinsames Netzmodell, 

xxvii) OCR steht für Nichtverfügbarkeits-Koordinierungsregion, 
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xxviii) OPC steht für eine gemäß Titel 3 der SO-Verordnung durchgeführte 
Nichtverfügbarkeitsplanung, 

xxix)	 Verordnung 2019/941 steht für Verordnung (EU) 2019/941 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 5. Juni 2019 über die Risikovorsorge im Elektrizitätssektor und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2005/89/EG; 

xxx)	 SLA steht für Dienstgütevereinbarung, 

xxxi)	 SOR steht für eine gemäß Artikel 36 der Verordnung 2019/943 definierte 
Netzbetriebsregion, 

xxxii)	 STA steht für den Prozess der gemäß Artikel 81 der SO-Verordnung und Artikel 8 der 
Verordnung 2019/941 durchgeführten kurzfristigen Abschätzung der Angemessenheit. 

3.	 In diesem Dokument gilt Folgendes, es sei denn, der Kontext erfordert etwas anderes: 

a) Die Singularform schließt die Pluralform ein und umgekehrt; 

b) Das Inhaltsverzeichnis und die Überschriften werden nur aus Gründen der Übersichtlichkeit 
eingefügt und haben keinen Einfluss auf die Auslegung dieses Dokuments; 

c) Verweise auf einen „Artikel“ beziehen sich, soweit nicht anders angegeben, auf einen Artikel 
in diesem Dokument; 

d) Verweise auf einen „Absatz“ beziehen sich, soweit nicht anders angegeben, auf einen Absatz 
im selben Artikel dieses Dokuments, in dem er genannt wird; und 

e) Jeder Verweis auf Gesetzgebung, Verordnungen, Richtlinien, Beschlüsse, Urkunden, Kodizes 
bzw. jede andere gesetzliche Verfügung umfasst alle Modifizierungen, Erweiterungen oder 
Neufassungen der zum auf den hier bezuggenommenen Zeitpunkt geltenden Fassung.  

Sitz und Rechtsform der RCC 

1.	 In Anwendung von Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung 2019/943 sollen alle ÜNB 
der Central SOR die bestehenden Unternehmungen Coreso und TSCNET als Central RCC 
einrichten und deren Sitze in Belgien bzw. Deutschland verbleiben. 

2.	 Die Rechtsform von Coreso ist die naamloze vennootschap/société anonyme [vgl. 
Aktiengesellschaft, Anmerkung des Übersetzers] nach belgischem Recht; die eingetragene 
Geschäftsadresse lautet Cortenbergh Avenue 71, 1000 Brüssel, Belgien. Die Rechtsform von 
Coreso steht im Einklang mit Artikel 35 Absatz 3 der Verordnung 2019/943 (und Anhang II zur 
Richtlinie (EU) 2017/1132 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 über 
bestimmte Aspekte des Gesellschaftsrechts, in dem die nach Artikel 35 Absatz 3 der Verordnung 
2019/943 zulässigen Gesellschaftsformen aufgeführt sind). 

3.	 Die Rechtsform von TSCNET ist die Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) nach 
deutschem Recht; die eingetragene Geschäftsadresse lautet Dingofinger Straße 3, 81673 München, 
Deutschland. Die Rechtsform von TSCNET steht im Einklang mit Artikel 35 Absatz 3 der 
Verordnung 2019/943 (und Anhang II zur Richtlinie (EU) 2017/1132 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 14. Juni 2017 über bestimmte Aspekte des Gesellschaftsrechts, in dem die nach 
Artikel 35 Absatz 3 der Verordnung 2019/943 zulässigen Gesellschaftsformen aufgeführt sind). 

4.	 Als private Unternehmen mit Sitz in EU-Mitgliedstaaten legen die RCC ihre Beteiligungsstruktur 
selbstständig, jedoch unter Einhaltung des anwendbaren EU- und nationalen Rechts fest. 

Teilnehmende Übertragungsnetzbetreiber 
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1.	 Derzeit nehmen die folgenden ÜNB der Central SOR an Coreso teil: 

a) 50Hertz; 

b) Elia; 

c) REE; 

d) REN; 

e) RTE; und 

f) TERNA. 

2.	 Derzeit nehmen die folgenden ÜNB der Central SOR an TSCNET teil: 

a) 50Hertz; 

b) Amprion; 

c) APG; 

d) ČEPS; 

e) ELES; 

f) HOPS; 

g) MAVIR; 

h) PSE; 

i) SEPS; 

j) TenneT DE; 

k) TenneT NL; 

l) Transelectrica; und 

m) TransnetBW. 

3.	 Durch die Inbetriebnahme der RCC gemäß Artikel 35 Absatz 2 der Verordnung 2019/943 werden
Creos und VUEN an Coreso oder TSCNET teilnehmen. Die ÜNB der Central SOR legen ein Jahr 
nachdem die Regulierungsbehörden der Central SOR die Bestimmungen zur Einrichtung der
Central RCC genehmigt haben den Regulierungsbehörden der Central SOR eine Änderung dieser
Bestimmungen vor, die die Aufnahme von Creos und VUEN als teilnehmende ÜNB in Einklang
mit der spezifischen Vereinbarung zwischen diesen ÜNB und den RCC beinhaltet. In dieser 
Vereinbarung wird ausgeführt, wie Creos und VUEN gemäß Artikel 43 Absatz 2 der Verordnung 
2019/943 im Verwaltungsrat vertreten sind. 

4.	 Ist ein RCC des Central SOR als RCC in einer anderen SOR eingerichtet, beteiligen die ÜNB 
dieser SOR sich ebenfalls an diesem RCC. Die Bedingungen für diese Beteiligung werden im 
RCC-Einrichtungsvorschlag der entsprechenden SOR definiert. 

5.	 Gemäß Anhang I der SOR-Entscheidung müssen die ÜNB der Central SOR spätestens achtzehn 
Monate nach Treffen der SOR-Entscheidung eine Vereinbarung mit Swissgrid anstreben, in der 
die Grundlagen für ihre Zusammenarbeit für einen sicheren Netzbetrieb geschaffen und die 
Einhaltung der Pflichten nach Verordnung 2019/943 durch Swissgrid geregelt wird. 

Organisatorische und betriebliche Regelungen 

1.	 Die organisatorischen Regelungen für die einzelnen Central RCC werden gemäß dem am Ort des 
RCC-Sitzes geltenden Gesellschaftsrecht, auf Grundlage der bereits eingeführten Arbeitsrahmen 
der bestehenden RSC und unter Berücksichtigung der folgenden Anforderungen festgelegt: 
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a)	 Die RCC werden mit allen personellen, technischen, physischen und finanziellen Ressourcen 
ausgestattet, die zur Erfüllung ihrer Pflichten gemäß Verordnung 2019/943 und zur 
unabhängigen, unparteiischen Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlich sind. 

b)	 Die RCC müssen in allen Zeitbereichen rund um die Uhr (24/7) verfügbar sein, um ihre 
Aufgaben innerhalb der und zwischen den festgelegten CCR und/oder SOR auszuführen. 

c)	 Die RCC verfügen über eine Backup-IT-Umgebung zum Umgang mit Fehlern während der 
Wahrnehmung der Aufgaben gemäß dem vertraglichen Rahmenwerk.­

d)	 Sämtliche mündliche und schriftliche Korrespondenz zwischen den RCC erfolgt in englischer 
Sprache. 

2.	 Die RCC legen ihre Organisationsstruktur im Einklang mit Artikel 43 Absatz 3 der Verordnung 
2019/943 so fest, dass die Pflicht zu Unabhängigkeit und Unparteilichkeit im Sinne von Artikel 45 
der Verordnung 2019/943 erfüllt ist. Die RCC handeln in diskriminierungsfreier Weise und 
gewährleisten so die Gleichbehandlung von Vertragsparteien, die RCC-Aufgaben erhalten. 

3.	 Die RCC erfüllen hinsichtlich Ressourcen die folgenden Bedingungen: 

a) Einstellung von Personal: Die RCC können direkt Personal einstellen oder Personal der ÜNB 
kann im Rahmen einer vertraglichen Regelung für einen festgelegten Zeitraum an sie 
abgestellt werden, damit der wirksame Austausch von Know-how und Erfahrung 
sichergestellt ist. 

b)	 Organisation: Die RCC organisieren ihre Ressourcen im Allgemeinen in den folgenden 
Hauptgeschäftsbereichen: 

 Corporate Services, bestehend aus Spezialisten in den Bereichen Finanzen, Personal und 
Recht & Compliance; 

 Service Development, bestehend aus Ingenieuren, die zuständig sind für die Entwicklung 
der von den RCC umzusetzenden Aufgaben im Einklang mit dem Verfahren für die 
Zusammenarbeit im Sinne von Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung 
2019/943; 

 Service Operations, bestehend aus Bedienungspersonal, das zuständig ist für die 
Umsetzung und die Ausführung der Aufgaben, wie im Einklang mit dem Verfahren für 
die Zusammenarbeit im Sinne von Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung 
2019/943 entwickelt. Der Bereich Service Operations ist rund um die Uhr (24/7) besetzt; 
und 

 Information Technology Service, bestehend aus IT-Spezialisten, die zuständig sind für 
die Unterstützung der Entwicklung und der Wahrnehmung der Aufgaben sowie für den 
Betrieb der IT-Plattformen. 

Die voranstehend genannten Geschäftsbereiche haben Beispielcharakter. Die entsprechende 
Organisation kann sich mit Blick auf ihre Bezeichnungen, ihren Zweck, ihre Anzahl, ihre 
Struktur und ihre Spezialisten ändern. 

4.	 Die Ausbildung des Personals erfolgt gemäß Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe g der Verordnung 
2019/943 sowie gemäß bestehender Praxis. 

Finanzielle Regelungen 

1.	 Die finanziellen Regelungen für die einzelnen Central RCC werden gemäß dem am Ort des RCC-
Sitzes geltenden Gesellschaftsrecht und auf Grundlage der bereits eingeführten Arbeitsrahmen der 
bestehenden RSC festgelegt. 

2.	 Es gelten die folgenden wesentlichen Bedingungen: 
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a)	 In Bezug auf betriebliche Ausgaben: 

(i)	 Jährlich wird im Einklang mit im Voraus in den jeweiligen SLA festgelegten 
Verteilungsschlüsseln eine Servicegebühr für die einzelnen Aufgaben berechnet, die den
RCC gemäß Artikel 15 zugewiesen werden und die die RCC für die ÜNB ausführen.
Diese Gebühr wird von jedem ÜNB oder anderem Stakeholder, etwa ENTSO-E, für den 
die jeweilige Aufgabe ausgeführt wird, gezahlt, um die Kosten für die Ausführung der 
Aufgabe (einschließlich sonstiger Betriebskosten) und, sofern zutreffend, für die 
Weiterentwicklung der Aufgabe zu decken. 

(ii)	 Um sicherzustellen, dass die RCC ihre Zuständigkeit für die Koordinierung und das 
allgemeine Funktionieren der RCC erfüllen können, können die Aktionäre bzw. 
Gesellschafter sich bereit erklären, dem RCC eine jährliche Gebühr zur Deckung von 
unter anderem den Kosten für die Entwicklung der Aufgaben und etwaigen weiteren 
Betriebskosten zu zahlen. Diese Gebühr wird jährlich von den Aktionären bzw. 
Gesellschaftern für das Folgejahr festgelegt und am Jahresende überprüft. 

(iii) Die	 Gebühren unter i. und ii. verstehen sich einschließlich der gesetzlich 
vorgeschriebenen Gewinnspanne. 

b)	 Bezüglich Investitionen in notwendige Instrumente und Ausstattung vereinbaren die 
Aktionäre bzw. Gesellschafter, wie finanzielle Engpässe gedeckt werden sollen, um die Mittel 
des Unternehmens zu erhalten. Für diese konkrete Situation können die RCC, nach 
Bewilligung des gemäß der Satzung des Rechtsträgers zuständigen Organs, beispielsweise 
eine Finanzierung bei einer Geschäftsbank beantragen oder die Aktionäre bzw. Gesellschafter 
um eine Kapitalerhöhung oder die Aufnahme eines Kredits bitten. Dadurch sollen die RCC 
gemäß Erwägungsgrund 58 der Verordnung 2019/943 in die Lage versetzt werden, ihre 
allgemeinen Aufgaben auszuführen und in die dafür erforderlichen Instrumente investieren 
zu können. 

3.	 Die Methoden der Rechnungsprüfung und die Rechnungslegungsvorschriften stehen im Einklang 
mit Artikel 46 der Verordnung 2019/943, den nationalen rechtlichen Anforderungen und allgemein 
anerkannten bewährten Verfahren. 

Umsetzungsplan 

1.	 Die Zuständigkeiten und die Erbringung von Dienstleistungen, wie bisher von den RSC in den 
CCR Core, SWE und Italy North übernommen, werden auf die Central RCC übertragen, sobald 
diese in Betrieb sind. 

2.	 Die Aufgaben gemäß Artikel 37 Absatz 1 Buchstaben a bis f der Verordnung 2019/943 werden im 
Einklang mit der CACM-Verordnung, der SO-Verordnung und der ER-Verordnung, darin 
eingeschlossen die auf deren Grundlage verabschiedeten europaweiten und CCR-bezogenen 
Methoden, sowie im Einklang mit den Bestimmungen der Artikel 10 bis 13 umgesetzt. Die 
Aufgaben werden entweder auf Ebene der CCR oder europaweit wahrgenommen. Die Central
RCC unterstützen die ÜNB und gegebenenfalls ENTSO-E dabei, die Geschäftslösungen für die 
erforderlichen IT-Tools zu entwickeln. 

3.	 Die Wahrnehmung der Aufgaben im Sinne von Artikel 37 Absatz 1 Buchstaben g bis p der 
Verordnung 2019/943 erfolgt im Einklang mit den Anforderungen gemäß den Artikeln 10 bis 13, 
wobei Folgendes berücksichtigt wird: 

a)	 Die Wahrnehmung der Aufgaben im Sinne von Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe j und k der 
Verordnung 2019/943 erfolgt im Einklang mit dem von ENTSO-E vorgeschlagenen und von 
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ACER bewilligten Umsetzungsplan, sowie im Einklang mit Artikel 37 Absatz 5 der 
Verordnung 2019/943. 

b)	 Die Wahrnehmung der Aufgaben im Sinne von Artikel 37 Absatz 1 Buchstaben i und o der 
Verordnung 2019/943 erfolgt im Einklang mit den Regelungen, die auf europäischer Ebene
durch die ÜNB und ENTSO-E festgelegt werden. 

c)	 Die Wahrnehmung der Aufgabe im Sinne von Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe p erfolgt auf
Anfrage der ÜNB zwecks Unterstützung der ÜNB bei der Ermittlung des Bedarfs an 
Übertragungskapazitäten. 

4.	 Die ÜNB der Central SOR unterrichten die Regulierungsbehörden der Central SOR über den 
aktuellen Sachstand des Umsetzungsplans, identifizierte Probleme und Maßnahmen, die bezüglich
der Übernahme der Funktion als RCC durch Coreso und TSCNET ergriffen wurden. Der erste 
Bericht ist zum 1. April 2021 fällig, danach sind bis zum 1. Juli 2022 vierteljährlich Berichte zu 
erstellen. Sollte stärkere Interaktion erforderlich sein, können außerplanmäßige Sitzungen 
einberufen werden. 

Satzungen 

1.	 Die Satzungen der Central RCC werden durch die gemäß der geltenden Gesetze einberufenen 
Hauptversammlungen festgelegt. 

Satzung von Coreso 

2.	 Die aktuelle Satzung von Coreso wurde von der Hauptversammlung im Einklang mit 
anwendbarem belgischen und EU-Recht festgelegt. Sie ist in Anlage I enthalten. 

3.	 Die aktuelle Satzung von Coreso erfüllt die Anforderungen gemäß Verordnung 2019/943: 

a) Mit der Satzung von Coreso wurde ein Organ eingerichtet, das ein „Vorstand“ nach 
belgischem Recht ist. Dieses Organ ist dem Verwaltungsrat im Sinne von Artikel 43 Absatz 
1 der Verordnung 2019/943 gleichzustellen. 

b) Gemäß der Satzung von Coreso werden die Geschäfte von Coreso vom Vorstand geführt, 
dessen Mitglieder von der Hauptversammlung gewählt werden. 

c) Gemäß der Satzung hat der Vorstand umfassende Befugnis zur Unternehmung aller 
Handlungen, die zur Erreichung des Unternehmenszwecks erforderlich oder hilfreich sind, 
mit Ausnahme der Befugnisse, die gesetzlich der Hauptversammlung vorbehalten sind. Dies 
entspricht Artikel 43 Absatz 3 der Verordnung 2019/943. Zu beachten ist jedoch, dass nach 
belgischem Gesellschaftsrecht die Befugnis zur Ausarbeitung und Billigung der Satzung der 
Hauptversammlung vorbehalten ist. 

d) Gemäß der Satzung von Coreso wird die tägliche Geschäftsführung einem Chief Executive 
Officer (CEO) und gegebenenfalls einem Chief Operation Officer (COO) übertragen, die 
beide weitreichende Befugnisse in Bezug auf die tägliche Geschäftsführung haben und befugt 
sind, das Unternehmen alleine zu vertreten; dies im Rahmen der täglichen Geschäftsführung. 
Dies entspricht Artikel 43 Absatz 4 der Verordnung 2019/943. 

4.	 Die Satzung von Coreso kann bei Bedarf überprüft werden, um seine Rolle für die IU SOR 
angesichts des Brexit-Ergebnisses zu berücksichtigen. 

5.	 Nachdem die Satzung von Coreso durch die Hauptversammlung bestimmt wurde, sind etwaige
Änderungen daran den Regulierungsbehörden der Central SOR gemäß Artikel 35 Absatz 1 
Buchstabe d der Verordnung 2019/943 als Änderung der Bestimmungen zur Einrichtung der 
Central RCC zur Genehmigung vorzulegen. Um unnötigen Verwaltungsaufwand zu vermeiden, 
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sollten nicht wesentliche Änderungen über einen Zeitraum von mindestens einem Jahr gesammelt 
und den NRA dann gebündelt zur Genehmigung vorgelegt werden. 

Satzung von TSCNET 

6.	 Die aktuelle Satzung (der Gesellschaftsvertrag) von TSCNET wurde von der Hauptversammlung 
im Einklang mit anwendbarem deutschen und EU-Recht festgelegt. Sie ist in Anlage II enthalten. 

7.	 Um die Anforderung an die Einrichtung eines Verwaltungsrats im Sinne von Artikel 43 Absatz 1 
der Verordnung 2019/943 zu erfüllen, wird die Satzung von TSCNET bis zum 31. Dezember 2021 
geändert wie folgt: 

a)	 Es wird ein neues Organ als Verwaltungsrat im Sinne der Anforderung gemäß Artikel 43 
Absatz 1 der Verordnung 2019/943 eingerichtet. 

b)	 Jeder teilnehmende ÜNB von TSCNET ist berechtigt, ausschließlich ein Mitglied des 
Verwaltungsrats zu ernennen und zu entlassen. Das Verfahren für die Ernennung des 
Verwaltungsrats stellt sicher, dass die Anforderung gemäß Artikel 43 Absatz 2 der 
Verordnung 2019/943 eingehalten wird. 

c)	 Der Verwaltungsrat ist gemäß Artikel 43 Absatz 3 Buchstabe a der Verordnung 2019/943 
unter anderem für die Ausarbeitung und Billigung der Satzung und der Geschäftsordnung von 
TSCNET zuständig. Zu beachten ist jedoch, dass nach deutschem Recht die Befugnis zur 
Billigung der Satzung und etwaiger Satzungsänderungen bei der Gesellschafterversammlung 
liegt. 

d)	 Mit der täglichen Geschäftsführung von TSCNET wird die Geschäftsführung betraut, die aus 
Geschäftsführern mit technischem oder kaufmännischem Schwerpunkt besteht. Die 
Geschäftsführer haben weitreichende Befugnis für die tägliche Geschäftsführung und die 
Befugnis zur Vertretung des Unternehmens, dies im Rahmen der täglichen Geschäftsführung 
und im Einklang mit der Satzung und der Geschäftsordnung für die Geschäftsführung. 

8.	 Nachdem die Satzung von TSCNET durch die Hauptversammlung bestimmt wurde, sind die 
gemäß Absatz 7 geänderte Satzung von TSCNET und etwaige spätere Änderungen den 
Regulierungsbehörden der Central SOR gemäß Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung
2019/943 als Änderung der Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC zur Genehmigung 
vorzulegen. Um unnötigen Verwaltungsaufwand zu vermeiden, sollten nicht wesentliche 
Änderungen über einen Zeitraum von mindestens einem Jahr gesammelt und den NRA dann 
gebündelt zur Genehmigung vorgelegt werden. 

Geschäftsordnung 

1.	 Die Geschäftsordnungen der Central RCC werden durch die jeweiligen Aktionäre bzw. 
Gesellschafter festgelegt. 

Geschäftsordnung von Coreso 

2.	 Die Grundsätze der Geschäftsordnung von Coreso sind in der Satzung von Coreso enthalten; die 
aktuelle Geschäftsordnung erfüllt die Anforderungen gemäß Verordnung 2019/943. Die 
Bestimmungen gemäß Artikel 8 Absatz 5 gelten für alle Änderungen der durch die jeweiligen 
Aktionäre bzw. Gesellschafter festgelegten Geschäftsordnung. 

Geschäftsordnung von TSCNET 
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3.	 Zusätzlich zu den allgemeinen Bestimmungen der Satzung hat TSCNET eine Geschäftsordnung 
für den Aufsichtsrat und eine gesonderte Geschäftsordnung für die Geschäftsführung, d. h. für die 
Geschäftsführer. Sie sind in den Anhängen III und IV enthalten. 

4.	 Beide Geschäftsordnungen werden bis zum 31. Dezember 2021 geändert, um die Anforderungen 
gemäß Artikel 43 der Verordnung 2019/943 zu erfüllen. 

5.	 Nach Verabschiedung durch die Hauptversammlung sind die gemäß Absatz 4 geänderte
Geschäftsordnung von TSCNET und etwaige spätere Änderungen den Regulierungsbehörden der
Central SOR gemäß Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung 2019/943 als Änderung der 
Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC zur Genehmigung vorzulegen. Um unnötigen
Verwaltungsaufwand zu vermeiden, sollten nicht wesentliche Änderungen über einen Zeitraum 
von mindestens einem Jahr gesammelt und den NRA dann gebündelt zur Genehmigung vorgelegt 
werden. 

Arbeitsvereinbarungen 

1.	 Eine Arbeitsvereinbarung ist eine Vereinbarung zwischen einem/mehreren Central RCC und
einem/mehreren ÜNB oder zwischen den Central RCC oder zwischen den Central RCC und in 
anderen SOR eingerichteten RCC in Bezug auf die von den RCC ausgeführten Aufgaben gemäß 
Verordnung 2019/943. 

2.	 Bei der Entwicklung von Arbeitsvereinbarungen bezüglich Planungs- und Betriebsaspekten 
innerhalb von und zwischen RCC im Einklang mit Artikel 38 Buchstabe a und Artikel 39 der 
Verordnung 2019/943 beachten die Central RCC die folgenden Leitlinien bezüglich der Aufgaben 
gemäß Artikel 37 der Verordnung 2019/943: 

a)	 Für die in Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe a genannte Aufgabe berücksichtigen die Central 
RCC die Kapazitätsberechnungsmethode für Day-Ahead und Intraday gemäß Artikel 20 und 
21 der CACM-Verordnung, die für jede von der Central SOR abgedeckte CCR oder, sofern 
zutreffend, für jede CCR entwickelt wurde, die eine Schnittstelle zwischen der Central SOR 
und einer angrenzenden SOR bildet. 

b) Für die in Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe b genannte Aufgabe berücksichtigen die Central 
RCC: 

 die Methode zur Koordinierung der Betriebssicherheitsanalyse gemäß Artikel 75 der SO-
Verordnung; und 

	 jede Methode für die regionale Betriebssicherheitskoordination gemäß Artikel 76 der 
SO-Verordnung, die für jede von der Central SOR abgedeckte CCR oder, sofern 
zutreffend, für jede CCR entwickelt wurde, die eine Schnittstelle zwischen der Central 
SOR und einer angrenzenden SOR bildet. 

c)	 Für die in Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe c genannte Aufgabe berücksichtigen die Central 
RCC: 

 die Methode für das gemeinsame Netzmodell gemäß Artikel 17 der CACM-Verordnung; 

 die Methode für das gemeinsame Netzmodell gemäß Artikel 18 der FCA-Verordnung; 

 die Methode für das gemeinsame Netzmodell gemäß Artikel 67 Absatz 1 und Artikel 70 

Absatz 1 der SO-Verordnung; 

 jedes Dokument (Methode für das gemeinsame Netzmodell), das eine oder mehrere der 

oben genannten drei Fassungen der Methoden für das gemeinsame Netzmodell ersetzt. 
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d)	 Für die in Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe d genannte Aufgabe berücksichtigen die Central 
RCC die Bewertung der Konsistenz der relevanten Schutz- und Netzwiederaufbaupläne im 
Einklang mit Artikel 6 der ER-Verordnung. 

e) Für die in Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe e genannte Aufgabe berücksichtigen die Central 
RCC: 

 die Methode für kurzfristige und saisonale Abschätzungen der Angemessenheit im 
Einklang mit Artikel 8 der Verordnung 2019/941; und 

 jeden Vertragsrahmen (z. B. SLA), der den Betrieb der für die Aufgabe eingeführten 
Instrumente abdeckt. 

f) Für die in Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe f genannte Aufgabe berücksichtigen die Central 
RCC: 

 die Methode zur Bewertung der Relevanz von Anlagen für die Nichtverfügbarkeits-

Koordination im Einklang mit Artikel 84 der SO-Verordnung; und 

 jeden Vertragsrahmen (z. B. SLA), der den Betrieb der für die Aufgabe eingeführten 
Instrumente abdeckt. 

g) Für die in Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe g genannte Aufgabe berücksichtigen die Central 
RCC den von ENTSO-E zu erarbeitenden Vorschlag. 

h)	 Für die in Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe h genannte Aufgabe werden zum Zeitpunkt der 
Genehmigung dieser Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC keine 
Arbeitsvereinbarungen entwickelt, da die Aufgabe nicht von den ÜNB der Central SOR
angefordert wird; wenn die Aufgabe von den ÜNB der Central SOR angefordert wird, 
berücksichtigen die Central RCC den von ENTSO-E zu erarbeitenden Vorschlag. 

i)	 Für die in Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe i genannte Aufgabe berücksichtigen die Central 
RCC den von ENTSO-E zu erarbeitenden Vorschlag. 

j)	 Für die in Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe j genannten Aufgaben berücksichtigen die Central 
RCC den von ENTSO-E zu erarbeitenden Vorschlag. 

k)	 Für die in Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe k genannten Aufgaben berücksichtigen die Central
RCC den von ENTSO-E zu erarbeitenden Vorschlag, wenn die Aufgabe von den ÜNB der 
Central SOR angefordert wird. 

l)	 Für die in Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe l genannte Aufgabe berücksichtigen die Central
RCC, wenn die Aufgabe von den ÜNB der Central SOR angefordert wird, den von ENTSO­
E zu erarbeitenden Vorschlag und, falls zutreffend, die relevanten bestehenden Methoden. 

m)	 Für die in Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe m genannte Aufgabe erarbeiten die Central RCC für 
den Fall der Einbindung in die von ENTSO-E wahrgenommene Aufgabe 
Arbeitsvereinbarungen gemäß der im Einklang mit Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2019/941 erarbeiteten Methode. 

n)	 Für die in Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe n genannte Aufgabe erarbeiten die Central RCC für 
den Fall der Einbindung in die von ENTSO-E wahrgenommene Aufgabe 
Arbeitsvereinbarungen gemäß der im Einklang mit Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
2019/941 erarbeiteten Methode. 

o)	 Für die in Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe o genannte Aufgabe berücksichtigen die Central 
RCC die Methode zur Berechnung der maximalen Eintrittskapazität für die 
grenzüberschreitende Beteiligung im Einklang mit Artikel 26 Absatz 11 der Verordnung 
2019/943. 

p)	 Für die in Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe p genannte Aufgabe berücksichtigen die Central
RCC den von ENTSO-E zu erarbeitenden Vorschlag, wenn die Aufgabe von den ÜNB der 
Central SOR angefordert wird. 
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q)	 Für alle Aufgaben berücksichtigen die Central RCC die anwendbaren bestehenden und 
künftigen Rechtsrahmen (z. B. SLA) für die von der Central SOR abgedeckte CCR oder, 
sofern zutreffend, für die CCR, die eine Schnittstelle zwischen der Central SOR und einer 
angrenzenden SOR bildet, sowie Vorschläge, die die ENTSO-E gemäß Artikel 37 Absatz 5 
der Verordnung 2019/943 entwickelt. 

3.	 Darüber hinaus berücksichtigen die Central RCC im Einklang mit Anhang I der SOR-
Entscheidung die Kapazitätsberechnungsmethode für langfristige Zeitbereiche gemäß Artikel 10 
der FCA-Verordnung, die für eine von der Central SOR abgedeckte CCR oder jede CCR entwickelt 
wurde, die eine Schnittstelle zwischen der Central SOR und einer angrenzenden SOR bildet. 

4.	 Die Central RCC stellen sicher, dass die Arbeitsvereinbarungen Regelungen für die 
Benachrichtigung betroffener Parteien im Einklang mit Artikel 12 enthalten. 

5.	 Für jede Aufgabe, die im Sinne von Artikel 15 auf Rotationsbasis ausgeführt wird, legen die 
Arbeitsvereinbarungen das Folgende fest: 

a) die Rotationszeiträume; 

b) die Organisation des Wechsels zwischen zwei aufeinanderfolgenden Rotationszeiträumen; 
und 

c)	 die Kommunikation des Status der einzelnen Central RCC (führender Central RCC oder
Backup-Central-RCC) gegenüber den ÜNB der Central SOR, den anderen ÜNB, die von den 
Central RCC Dienstleistungen erhalten, und den RCC, die für andere SOR eingerichtet 
wurden. 

Verfahren für die Änderung der Arbeitsvereinbarungen 

1.	 Bei der Überprüfung der Arbeitsvereinbarungen in Zusammenhang mit den in Artikel 10 
genannten Aufgaben folgt/folgen das/die Central RCC, das/die die entsprechende Aufgabe 
ausführt, dem folgenden Prozess: 

a)	 Das/Die RCC legt/legen den ÜNB der Central SOR und, sofern relevant, den anderen ÜNB, 
die von den Central RCC Dienstleistungen erhalten, den in anderen Netzbetriebsregionen
eingerichteten RCC und, falls zutreffend, den ÜNB im Sinne von Anhang I der SOR-
Entscheidung einen Vorschlag vor. Das/Die Central RCC übermittelt/übermitteln den oben 
genannten Parteien die Analyse der Beweggründe für seinen/ihren Vorschlag. 

b) Der Vorschlag enthält einen Zeitplan für die Umsetzung. 

c) Innerhalb von drei Monaten wird der in Absatz 1 Buchstabe a ausgeführte Vorschlag von den 
Parteien schriftlich gebilligt oder abgelehnt oder die Parteien legen einen geänderten 
Vorschlag vor. Im Falle der Ablehnung ist die Ablehnung begründet zu erläutern. Auf Anfrage
eines teilnehmenden ÜNB kann der Verwaltungsrat/können die Verwaltungsräte des/der RCC 
die Frist verlängern. 

d) Das/Die RCC berücksichtigt/berücksichtigen die Rückmeldungen aller in Artikel 1 Buchstabe 
a genannten Parteien und legt/legen einen Vorschlag zur Genehmigung durch den/die 
entsprechenden Verwaltungsrat/Verwaltungsräte vor. 

2.	 Um die Effizienz des Rotationsprinzips für die regionalen Aufgaben im Sinne von Artikel 16
sicherzustellen, evaluieren die ÜNB der Central SOR und die anderen ÜNB, die von den Central 
RCC Dienstleistungen erhalten, alle zwei Jahre die dann geltenden Arbeitsvereinbarungen und 
bestätigen die Vereinbarungen für den Folgezeitraum. Zeigen sich bei der Evaluierung Mängel, 
die eine Änderung der Arbeitsvereinbarungen erfordern, so beruht die Änderung auf den 
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Bestimmungen gemäß Absatz 1. Aktualisierungen und etwaige Mängel werden transparent im 
Einklang mit Artikel 46 der Verordnung 2019/943 gemeldet. 

Austausch von Analysen und Beratung über Day-to-Day-Vorschläge der RCC 

1.	 Im Rahmen ihrer täglichen Betriebsaufgaben tauschen die Central RCC Analysen aus und beraten 
über Vorschläge: 

a)	 mit den ÜNB der Central SOR und mit den anderen ÜNB, die von den Central RCC 
Dienstleistungen erhalten, im Einklang mit den in Artikel 10 aufgeführten Methoden und im 
Einklang mit den Anforderungen gemäß Artikel 13; und 

b)	 mit den RCC oder ÜNB in der IU SOR, der Baltic SOR und der SEE SOR: 

 sofern zutreffend im Einklang mit Anhang I der SOR-Entscheidung; 

 im Einklang mit anwendbaren regionenübergreifenden Methoden, Bestimmungen und 
Bedingungen, wie aufgeführt in Artikel 10, und 

 im Einklang mit den Verfahren und anwendbaren SLA zwischen den ÜNB und mit den 
RCC, wie in den Bestimmungen zur Einrichtung der RCC in der Baltic SOR, der IU SOR 
und der SEE SOR gemäß Artikel 35 der Verordnung 2019/943 beschrieben; 

c)	 mit dem in der Nordic SOR eingerichteten RCC: 

 sofern zutreffend im Einklang mit Anhang I der SOR-Entscheidung; 

 im Einklang mit anwendbaren regionenübergreifenden Methoden, Bestimmungen und 
Bedingungen, wie aufgeführt in Artikel 10; und 

	 im Einklang mit anwendbaren Verfahren und SLA zwischen ÜNB und mit den RCC, 
darin eingeschlossen: 

‒ die koordinierte Kapazitätsberechnung im Einklang mit der 
Kapazitätsberechnungsmethode für Day-Ahead und Intraday gemäß Artikel 20 und 
21 der CACM-Verordnung, die für die Hansa CCR entwickelt wurde; 

‒ die koordinierte Betriebssicherheitsanalyse im Einklang mit der Methode zur 
Koordinierung der Betriebssicherheitsanalyse gemäß Artikel 75 der SO-
Verordnung und der Methode für die regionale Betriebssicherheitskoordination 
gemäß Artikel 76 der SO-Verordnung, die für die Hansa CCR entwickelt wurde; 

‒ die gemeinsame Methode für das koordinierte Redispatching und Countertrading 

gemäß Artikel 35 Absatz 1 der CACM-Verordnung, die für die Hansa CCR 
entwickelt wurde; 

‒	 die gemeinsame Kostenteilungsmethode für Redispatching und Countertrading 

gemäß Artikel 74 der CACM-Verordnung, die für die Hansa CCR entwickelt wurde; 

‒ die Kapazitätsberechnungsmethode für langfristige Zeitbereiche gemäß Artikel 10 
der FCA-Verordnung, die für die Hansa CCR entwickelt wurde; 

‒ das für die Hansa OCR geltende gemeinsame betriebliche Verfahren für die 
regionale Koordination gemäß Artikel 83 der SO-Verordnung; und 

‒ Systembetriebsvereinbarungen zwischen den verbundenen ÜNB in der SOR Nordic 
und der SOR Central. 

2.	 Die ÜNB der Central SOR und Central RCC müssen sich mit relevanten Stakeholdern zu 
Angelegenheiten ihrer täglichen Koordinierungsaufgaben austauschen. Dies erfolgt im Einklang 
mit den Anforderungen gemäß der SO-Verordnung, der CACM-Verordnung, der FCA-
Verordnung und der ER-Verordnung oder gemäß den übrigen anwendbaren Methoden gemäß 
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Artikel 10. Probleme oder Angelegenheiten, die in Zusammenhang mit den täglichen 
Koordinierungsaufgaben auftreten, werden im gemäß Artikel 46 Absatz 4 von Verordnung 
2019/943 zu erstellenden Bericht berücksichtigt. 

3.	 Die Beratung mit den in anderen SOR eingerichteten RCC oder mit den ÜNB anderer SOR findet 
vor der endgültigen Annahme von koordinierten Maßnahmen oder Empfehlungen, die auf 
Grundlage des in Artikel 13 beschriebenen Verfahrens ermittelt wurden, statt. 

4.	 In Beratung mit RCC aus anderen SOR im Rahmen der täglichen Aufgaben finden die Central 
RCC Lösungen, die: 

a) die Betriebssicherheitsgrenzwerte wahren; 

b) bei Bedarf die Betriebssicherheitsgrenzwerte wiederherstellen; und
 

c) die Kosten minimieren.
 

Verfahren für die Annahme und Überprüfung koordinierter Maßnahmen und 
Empfehlungen 

1.	 Das Verfahren für die Annahme und Überprüfung koordinierter Maßnahmen und Empfehlungen 
für die Aufgaben gemäß Artikel 37 Absatz 1 der Verordnung 2019/943 für die Central RCC wird 
im Einklang mit den jeweils bestehenden Methoden gemäß Artikel 10 und im Einklang mit Artikel 
42 der Verordnung 2019/943 entwickelt. 

2.	 Für die Aufgaben gemäß Buchstaben a und b in Artikel 37 Absatz 1 der Verordnung 2019/943, die 
für jede CCR in der Central SOR durchgeführt werden, müssen vor der Abgabe koordinierter
Maßnahmen durch das/die Central RCC alle ÜNB der entsprechenden CCR bestätigen, dass die 
von dem/den RCC vorgeschlagene koordinierte Maßnahme sicher, zuverlässig und effizient ist im 
Sinne von: 

a) Artikel 35 Absatz 5 und Artikel 42 Absatz 2 der Verordnung 2019/943;
 

b) Artikel 26 der CACM-Verordnung;
 

c) Artikel 17 der Methode zur Koordination der Betriebssicherheitsanalyse gemäß Artikel 75 der
 
SO-Verordnung; 

d) der gemäß Artikel 20 und 21 der CACM-Verordnung für die CCR entwickelten Methode für 
die Kapazitätsberechnung; 

e) der gemäß Artikel 76 der SO-Verordnung für die CCR entwickelten Methode für die regionale 
Betriebssicherheitskoordination; 

f) den Bestimmungen der Synchrongebietsrahmenvereinbarung der regionalen Gruppe 
Kontinentaleuropa. 

3.	 Bevor das/die Central RCC koordinierte Maßnahmen für eine oder mehrere der Aufgaben gemäß 
Buchstaben c bis p in Artikel 37 Absatz 1 der Verordnung 2019/943 im Rahmen der ihnen 
gegebenenfalls nach Artikel 42 Absatz 6 der Verordnung 2019/943 eingeräumten Befugnisse
abgeben, müssen alle betroffenen ÜNB bestätigen, dass die von dem/den RCC vorgeschlagenen 
koordinierten Maßnahmen im Sinne von Artikel 35 Absatz 5 und Artikel 42 Absatz 2 der 
Verordnung 2019/943 sicher, zuverlässig und effizient sind. 

4.	 Koordinierte Maßnahmen, die von dem/den je nach anwendbarer Methode betroffenen ÜNB nicht 
bestätigt werden, werden von dem/den Central RCC nicht abgegeben. 

5.	 Löst ein ÜNB oder lösen mehrere ÜNB die Überprüfung koordinierter Maßnahmen oder 
Empfehlungen für eine von dem/den Central RCC ausgeführten Aufgaben aus, begründet er/sie 
dies gegenüber dem/den Central RCC und den je nach anwendbaren Methode von dieser 
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Maßnahme oder Empfehlung betroffenen ÜNB, und, falls zutreffend, liefert er/liefern sie dem/den 
Central RCC aktualisierten Input.  

6.	 Jeder ÜNB der Central SOR und jeder andere ÜNB, der Dienstleistungen von der/den Central RCC
erhält, löst eine Überprüfung der koordinierten Maßnahmen für von dem/den Central RCC 
ausgeführten Aufgaben aus, falls die koordinierten Maßnahmen nicht mehr verfügbar sind. In
diesem Fall nimmt das/nehmen die Central RCC umgehend Änderungen an den koordinierten 
Maßnahmen vor, sodass die nicht mehr verfügbaren koordinierten Maßnahmen ausgeschlossen 
werden. 

7.	 Bezüglich der von dem/den Central RCC ausgeführten Aufgaben stellen alle ÜNB der Central
SOR, alle anderen ÜNB, die Dienstleistungen von der/den Central RCC erhalten, und die Central 
RCC sicher, dass alle relevanten Informationen mit den von der jeweiligen koordinierten 
Maßnahme oder Empfehlung betroffenen ÜNB und dem/den Central RCC geteilt werden. 

Haftung 

1.	 Alle ÜNB, für die eine Central RCC im Einklang mit den in Artikel 37 der Verordnung 2019/943 
aufgeführten Aufgaben Dienste erbringt, schließen mit der RCC ein SLA ab. Die SLA enthalten
Bestimmungen zur Haftung der RCC gegenüber den ÜNB und in Bezug auf Ansprüche Dritter,
jedoch nur insoweit die ÜNB und Dritte betroffen sind. 

2.	 Die Ausführung der Aufgaben ist auf das Verhältnis zwischen den Central RCC und ihren
bedienten ÜNB beschränkt. Die Bestimmungen in Artikel 37 der Verordnung 2019/943 sind nicht 
unmittelbar an Dritte gerichtet. Nichtsdestotrotz kann die Ausführung der Aufgaben der RCC eine 
Haftung der Central RCC gegenüber Dritten auf Grundlage des Rechts der unerlaubten 
Handlungen begründen. 

3.	 Die Haftung der Central RCC gegenüber den ÜNB ist durch vertragliche Bestimmungen im jeweils 
anwendbaren SLA geregelt. Die RCC können für die Ausführung der Aufgaben gemäß Artikel 37
Absatz 1 der Verordnung 2019/943 von den ÜNB haftbar gemacht werden, wenn: 

a)	 diese Aufgaben durch ein RCC schlecht oder nicht geleistet werden [wobei Schlecht- und 
Nichtleistung im Sinne der jeweiligen Methode bewertet werden]; und 

b) dem ÜNB ein Schaden entsteht und dieser Schaden der Schlecht- oder Nichtleistung des RCC 
zurechenbar ist. 

4.	 Die Rechtsgrundlage für jeden Haftungsanspruch der ÜNB, die Dienstleistungen von der/den 
Central RCC erhalten, gegenüber jeden Central RCC ist nationales Recht, wie gemäß dem
jeweiligen SLA anwendbar. Bezüglich der Haftung ist es unerheblich, ob es sich bei dem ÜNB, 
der einen Haftungsanspruch gegenüber dem Central RCC geltend macht, um einen Anteilseigner 
des Central RCC handelt, dem der Schaden zurechenbar ist. Etwaige Begrenzungen der Haftung 
der RCC können im jeweiligen relevanten SLA niedergelegt werden. 

5.	 Die unmittelbare Haftung der Central RCC gegenüber Dritten gründet auf nationalem Recht, 
insbesondere dem Recht der unerlaubten Handlungen. Die konkrete Haftbarkeit hängt folglich von 
dem anwendbaren nationalen Recht ab, dessen Anwendbarkeit sich grundsätzlich entweder nach 
dem Sitz des den Schaden verursachenden Central RCC oder nach dem Schadensort richtet. Aus 
rechtlicher Sicht ist es grundsätzlich nicht zulässig, die Haftung gegenüber Dritten aufgrund des 
Rechts der unerlaubten Handlungen zu beschränken. 

6.	 Für den Fall, dass ein Drittanspruch gegen einem Central RCC geltend gemacht wird und eine 
andere Partei zu dem Schaden beigetragen hat, erfolgt die Feststellung des Umfangs des 
Schadensbeitrags anhand der vertraglichen Vereinbarungen. 
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7.	 Auf Grundlage des geschätzten Gefährdungspotenzials der Central RCC werden die folgenden 
Maßnahmen zur Deckung der Haftung im Zusammenhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben 
der RCC unternommen: 

a)	 Beschränkung der Haftung des betreffenden Central RCC für in den SLA festgelegte Fälle; 
und 

b)	 die Central RCC verfügen (sofern möglich) über geeigneten Versicherungsschutz gegen 
Verluste und Schäden, um Haftungsfälle gemäß den SLA mit ihren jeweiligen Kunden (ÜNB 
oder andere RCC) abzudecken sowie über Versicherungsschutz zur Abdeckung der Haftung 
der RCC gegenüber Dritten. 

8.	 Die Central RCC haften nicht für Katastrophenereignisse, die zu Blackouts in der gesamten Central 
SOR führen könnten, wenn sie die Folge höherer Gewalt sind. RCCs, die höhere Gewalt geltend 
machen, können nicht für Schäden verantwortlich oder haftbar gemacht werden, die daraus 
resultieren, dass sie einen Teil ihrer Pflichten oder all ihre Pflichten nicht oder mangelhaft erfüllt 
haben, wenn dies die Folge höherer Gewalt ist. 

Aufteilung der Aufgaben zwischen Coreso und TSCNET für die Central SOR 

Aufgabe (a) – Kapazitätsberechnung 

1.	 Coreso und TSCNET führen die koordinierte Kapazitätsberechnung für die Core CCR auf 
Rotationsbasis über den in Artikel 10 definierten vorgegebenen Zeitraum durch. 

2.	 Coreso und TSCNET führen die koordinierte Kapazitätsberechnung für die CCR Italy North auf 
Rotationsbasis über den in Artikel 10 definierten vorgegebenen Zeitraum durch. 

3.	 Coreso führt die koordinierte Kapazitätsberechnung für die SWE CCR durch. 

Aufgabe (b) – Koordinierte Sicherheitsanalyse 

4.	 Coreso und TSCNET führen die koordinierte Sicherheitsanalyse für die Core CCR auf 
Rotationsbasis über den in Artikel 10 definierten vorgegebenen Zeitraum durch. 

5.	 Coreso und TSCNET führen die koordinierte Sicherheitsanalyse für die CCR Italy North auf 
Rotationsbasis über den in Artikel 10 definierten vorgegebenen Zeitraum durch. 

6.	 Coreso führt die koordinierte Sicherheitsanalyse für die SWE CCR durch. 

Aufgabe (c) – Gemeinsames Netzmodell 

7.	 Coreso und TSCNET nehmen die Aufgabe der Schaffung gemeinsamer Netzmodelle in 
europaweiter Rotation mit in anderen SOR eingerichteten RCC im Einklang mit Artikel 17 wahr. 

Aufgabe (d) – Unterstützung der Konsistenz der relevanten Schutz- und Wiederaufbaupläne 

8.	 Coreso und TSCNET unterstützen die Bewertung der Konsistenz der relevanten Schutz- und 
Netzwiederaufbaupläne. 

Aufgabe (e) – Week-ahead- und Day-ahead-Angemessenheitsprognose 

9.	 Coreso nimmt die Aufgabe der Erstellung regionaler Prognosen zur Angemessenheit des 
Stromsystems für den Week-Ahead- bis mindestens zum Day-Ahead-Zeitbereich und der 
Vorbereitung von Maßnahmen zur Risikominderung für den europaweiten Prozess in europaweiter 
Rotation mit in anderen SOR eingerichteten RCC im Einklang mit Artikel 19 und auf allen 
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regionalen Ebenen für die gesamte Central SOR (Core CCR, CCR Italy North und CCR SWE) 
wahr. 

Aufgabe (f) – Koordinierung der Nichtverfügbarkeitsplanung 

10.	 TSCNET nimmt die Aufgabe der Koordinierung der Nichtverfügbarkeitsplanung für den 
europaweiten Prozess in europaweiter Rotation mit in anderen SOR eingerichteten RCC im 
Einklang mit Artikel 18 und für regionale Prozesse für die OCR Core und die OCR Italy North 
wahr. 

11.	 Coreso übernimmt die Koordinierung der regionalen Nichtverfügbarkeitsplanung für den 
regionalen Prozess der OCR SWE. 

Aufgabe (g) – Ausbildung und Zertifizierung des Personals 

12.	 Coreso und TSCNET übernehmen Ausbildung und Zertifizierung des Personals, das für die 
regionalen Koordinierungszentren arbeitet. 

Aufgabe (i) – Nachträgliche Betriebs- und Störungsanalyse einschließlich Berichterstattung 

13.	 Coreso und TSCNET führen die nachträgliche Betriebs- und Störungsanalyse und die 
entsprechende Berichterstattung im Einklang mit Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe i durch. 

Aufgaben (j) und (k) – Bestimmung der Höhe der Reservekapazität in der Region und
 
Erleichterung der Beschaffung von Regelleistung
 

14.	 Bevor die ÜNB der Central SOR den Central RCC die Bestimmung der Höhe der Reservekapazität 
in der Region und die Erleichterung der regionalen Beschaffung von Regelleistung zuweisen 
können, ist ein Vorschlag gemäß Artikel 37 Absatz 5 der Verordnung 2019/943 zu erarbeiten.
Sobald der Vorschlag vorliegt, beschreiben die ÜNB der Central SOR die Vereinbarungen 
bezüglich der klaren Verteilung der Zuständigkeiten an Coreso und TSCNET sowie die Verfahren 
für die Durchführung dieser Aufgaben. 

15.	 Vier Monate ab Genehmigung der Vorschläge gemäß Artikel 37 Absatz 5 der Verordnung
2019/943 legen die ÜNB der Central SOR den Regulierungsbehörden der Central SOR eine
Änderung dieser Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC vor, um diese Aufgaben Coreso 
und/oder TSCNET zuzuweisen. 

Aufgabe (o) – Berechnung des Werts der maximalen Eintrittskapazität 

16.	 Coreso und TSCNET führen die Berechnung des Werts der maximalen Eintrittskapazität, die für 
die Beteiligung ausländischer Kapazitäten an Kapazitätsmechanismen zur Verfügung steht, zum 
Zweck der Abgabe einer Empfehlung nach Artikel 26 Absatz 7 der Verordnung 2019/943 im 
Einklang mit Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe o durch. 

Aufgabe (p) – Unterstützung bei der Ermittlung des Bedarfs an Übertragungskapazitäten 

17.	 Sofern und soweit diese Aufgabe von den ÜNB nachgefragt wird, führen Coreso und TSCNET 
Aufgaben zur Unterstützung der ÜNB der Central SOR und der anderen ÜNB, die diese 
Dienstleistung von den Central RCC erhalten, bei der Ermittlung des Bedarfs an neuen 
Übertragungskapazitäten, an Modernisierung bestehender Übertragungskapazität oder an 
Alternativen im Einklang mit Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe p, die den gemäß der Verordnung 
(EU) Nr. 347/2013 eingerichteten regionalen Gruppen vorgelegt und in den Zehn-Jahres-
Netzentwicklungsplan gemäß Artikel 51 der Richtlinie (EU) 2019/944 aufgenommen werden, 
durch. 
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Langzeitkapazitätsberechnung 

18.	 Obwohl dies durch Artikel 37 Absatz 1 der Verordnung 2019/943 nicht vorgegeben wird, führen 
Coreso und TSCNET die Langzeitkapazitätsberechnung im Einklang mit der FCA-Verordnung 
durch. 

19.	 Coreso und TSCNET führen die koordinierte Langzeitkapazitätsberechnung für die Core CCR auf 
Rotationsbasis über den in Artikel 16 definierten vorgegebenen Zeitraum durch. 

20.	 Coreso und TSCNET führen die koordinierte Langzeitkapazitätsberechnung für die CCR Italy 
North auf Rotationsbasis über den in Artikel 16 definierten vorgegebenen Zeitraum durch. 

21.	 Coreso führt die koordinierte Langzeitkapazitätsberechnung für die SWE CCR durch. 

Rotationsprinzip für regionale Aufgaben 

1.	 Coreso und TSCNET übernehmen die Aufgaben des führenden und Backup-RCC über 
vorgegebene Zeiträume abwechselnd. 

2.	 Das führende RCC ist für die effektive und effiziente Durchführung der Aufgabe über einen 
vorgegebenen Zeitraum verantwortlich und zuständig. Das Backup-RCC ist für die Unterstützung 
des führenden RCC zuständig, um die Effektivität der Aufgabe für alle betroffenen ÜNB 
sicherzustellen, die von Coreso oder TSCNET Dienstleistungen erhalten. Diese Unterstützung 
kann von dem führenden RCC angefragt oder von dem Backup-RCC vorgeschlagen werden. 

3.	 Für jede auf Rotationsbasis durchgeführte Aufgabe stellt das führende RCC mit Unterstützung des
Backup-RCC die Koordinierung mit allen betroffenen ÜNB sicher, die von Coreso und TSCNET 
Dienstleistungen erhalten. 

4.	 Die Länge des vorgegebenen Zeitraums hängt von der auf Rotationsbasis durchgeführten Aufgabe 
und der CCR ab und wird im Einklang mit den Bestimmungen von Artikel 10 Absatz 5 festgelegt. 

Europaweite Rotation für den Netzmodellprozess 

1.	 Die Central RCC übernehmen die Aufgabe der Schaffung gemeinsamer Netzmodelle in einem 
europaweiten Prozess auf Grundlage europaweiter Rotation, wie auf ENTSOE-Ebene vereinbart. 
Die Grundsätze dieser europaweiten Rotation für die Schaffung gemeinsamer Netzmodelle sind 
die folgenden: 

a)	 Mindestens zwei RCC nehmen an dem europaweiten Prozess der Schaffung gemeinsamer 
Netzmodelle teil. 

b)	 Das organisatorische Modell für die Beteiligung am Prozess der Schaffung gemeinsamer 
Netzmodelle durch die RCC gründet auf der Rotation zu einem vereinbarten Kalenderdatum, 
mit regelmäßiger Schaffung und Bereitstellung eines Netzmodells durch ein führendes RCC 
und ein Backup-RCC zu jeder Zeit. 

c)	 Jedes RCC prüft die Qualität der Einzelnetzmodelle gemäß Artikel 79 Absatz 1 der SO-
Verordnung und der maßgeblichen Bestimmungen der CACM-Verordnung und der FCA-
Verordnung. 

d)	 Mindestens zwei zusammengeführte gemeinsame Netzmodelle werden stets parallel für jedes 
Szenario/jeden Zeitbereich/jeden Zeitstempel geschaffen, und zwar eines vom führenden 
RCC und eines vom Backup-RCC. 
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e)	 Im Verlauf des regulären Prozesses wird nur ein zusammengeführtes gemeinsames 
Netzmodell, das vom führenden RCC geliefert wird, offiziell als gemeinsames Netzmodell 
ausgewiesen. Für den Fall, dass das führende RCC die Funktion nicht erfüllen kann, wird das 
vom Backup-RCC gelieferte zusammengeführte gemeinsame Netzmodell als offizielles 
gemeinsames Netzmodell ausgewiesen. 

f)	 Alle relevanten offiziellen Aufgaben im Sinne von Artikel 37 Absatz 1 der Verordnung 
2019/943 (sowohl auf europaweiter als auf regionaler Ebene) werden als Input für das 
zusammengeführte gemeinsame Netzmodell verwendet, das als offizielles gemeinsames 
Netzmodell ausgewiesen wird. 

Europaweite Rotation für die Koordinierung der Nichtverfügbarkeitsplanung 

1.	 TSCNET übernimmt die Koordinierung der Nichtverfügbarkeitsplanung in einem europaweiten 
Prozess auf Grundlage europaweiter Rotation, wie auf ENTSOE-Ebene vereinbart. Die Grundsätze 
dieser europaweiten Rotation für die Koordinierung der Nichtverfügbarkeitsplanung sind die 
folgenden: 

a)	 Mindestens zwei RCC nehmen an dem europaweiten Prozess der Koordinierung der 
Nichtverfügbarkeitsplanung teil. 

b)	 Das organisatorische Modell für die Beteiligung am europaweiten Prozess der Koordinierung 
der Nichtverfügbarkeitsplanung durch die RCC gründet auf der Rotation zu einem 
vereinbarten Kalenderdatum, mit jährlicher und wöchentlicher Zusammenführung der
individuellen Nichtverfügbarkeitsplanungen der ÜNB durch ein führendes RCC und ein 
Backup-RCC. Das führende RCC prüft die Qualität der Zusammenführung der individuellen
Nichtverfügbarkeitsplanungen der ÜNB. 

c)	 Das organisatorische Modell für die Beteiligung am Prozess der Koordinierung maßgeblicher 
Anlagen für die Nichtverfügbarkeitsplanung durch die RCC gründet auf der Rotation zu 
einem vereinbarten Kalenderdatum, wie dem Regelwerk zur Koordinierung der 
Nichtverfügbarkeitsplanung beigefügt, mit Erstellung und Veröffentlichung der endgültigen 
Liste maßgeblicher Anlagen für die Koordinierung der Nichtverfügbarkeitsplanung durch ein 
führendes RCC und ein Backup-RCC. 

d)	 Für den Fall, dass das führende RCC die Funktion nicht erfüllen kann, wird diese Rolle vom 
Backup-RCC übernommen. 

Europaweite Rotation für die Erstellung regionaler Prognosen zur Angemessenheit 
des Stromsystems 

1.	 Coreso übernimmt die Erstellung regionaler Prognosen zur Angemessenheit des Stromsystems für 
den Week-Ahead- bis mindestens zum Day-Ahead-Zeitbereich und die Vorbereitung von 
Maßnahmen zur Risikominderung in einem europaweiten Prozess auf Grundlage europaweiter 
Rotation, wie auf ENTSO-Ebene vereinbart. Die Grundsätze dieser europaweiten Rotation für die 
Erstellung regionaler Prognosen zur Angemessenheit des Stromsystems sind die folgenden: 

a)	 Mindestens zwei RCC nehmen an dem europaweiten Prozess der Erstellung regionaler 
Prognosen zur Angemessenheit des Stromsystems teil. 

b)	 Das organisatorische Modell für die Beteiligung am europaweiten Prozess der Erstellung 
regionaler Prognosen zur Angemessenheit des Stromsystems durch die RCC gründet auf der 
Rotation zu einem vereinbarten Kalenderdatum, mit regionenübergreifender Bewertung der 
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Angemessenheit durch ein führendes RCC und ein Backup-RCC zwecks Kenntlichmachung 
von Situationen, in denen mangelnde Angemessenheit erwartet wird, auf ENTSOE-Ebene. Im
Falle mangelnder Angemessenheit oder auf Anfrage eines ÜNB setzt das führende RCC das 
betreffende regionale RCC zwecks Initiierung des regionalen Prozesses in Kenntnis. 

c)	 Für den Fall, dass das führende RCC die Funktion nicht erfüllen kann, wird diese Rolle vom 
Backup-RCC übernommen. 

Sprache 

1.	 Die Referenzsprache für diese Bestimmungen zur Einrichtung der Central RCC ist Englisch. Um 
Zweifel auszuschließen, muss, wenn ein ÜNB dieses Dokument in die jeweilige(n) 
Landessprache(n) übersetzen muss und Unstimmigkeiten zwischen der englischen Version und 
einer Version in einer anderen Sprache auftreten, der jeweilige ÜNB gemäß nationalen 
Vorschriften den betreffenden nationalen Regulierungsbehörden eine aktualisierte Übersetzung 
dieser Bestimmungen vorlegen. 
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Anlagen 

Anlage I: Satzung von Coreso – originale und verbindliche Fassung in Französisch und 
Gefälligkeitsübersetzung in Englisch [hier in der deutschen Gefälligkeitsübersetzung] 

Anlage II: Satzung von TSCNET – originale und verbindliche Fassung in Englisch [hier in der 
deutschen Gefälligkeitsübersetzung] 

Anlage III: Geschäftsordnung von TSCNET für den Aufsichtsrat – originale und verbindliche 
Fassung in Englisch [hier in der deutschen Gefälligkeitsübersetzung] 

Anlage IV: Geschäftsordnung von TSCNET für die Geschäftsführung – originale und verbindliche 
Fassung in Englisch [hier in der deutschen Gefälligkeitsübersetzung] 
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SATZUNG
 

Kapitel I. – Name, Eingetragener Sitz, Gegenstand, Dauer
 

Artikel 1 – Rechtsform, Name
 

Die Gesellschaft ist in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft mit durch Anteilsscheine begrenzter 
Haftung („Société Anonyme“) konstituiert. Ihr Name ist „Coreso“. 

Artikel 2 – Eingetragener Sitz 

Der eingetragene Sitz der Gesellschaft befindet sich in 1000 Brüssel, Avenue de Cortenbergh 71. 

Sie kann durch Beschluss des Verwaltungsrats an jeden anderen Ort in der Region Brüssel verlegt 
werden. 

Die Gesellschaft kann durch Beschluss des Verwaltungsrats Betriebsstätten, Verwaltungsbüros, 
Zweigniederlassungen, Agenturen und Tochtergesellschaften in Belgien oder im Ausland errichten oder 
nach Belgien oder ins Ausland verlegen. 

Artikel 3 – Gegenstand 

Unbeschadet der Aufgaben, die jedem der Aktionäre in seiner Eigenschaft als 
Übertragungsnetzbetreiber („ÜNB“) durch das jeweils geltende Recht exklusiv übertragen sind, besteht 
der Gegenstand der Gesellschaft darin, die Sicherheit der Elektrizitätsversorgung in den 
entsprechenden Binnenmärkten der Europäischen Regionalinitiative zu verbessern. 

Für die Zwecke dieser Satzung bezeichnen die Begriffe „Europäischer Übertragungsnetzbetreiber“ und
„Europäischer ÜNB“ einen ÜNB, der entweder Mitglied, assoziiertes Mitglied oder beobachtendes
Mitglied des Verbands Europäischer Übertragungsnetzbetreiber (European Network of Transmission 
System Operators for Electricity, „ENTSO-E“) ist. Die Begriffe „Mitglied“, „assoziiertes Mitglied“ und 
„beobachtendes Mitglied“ haben im Zusammenhang mit dem ENTSO-E die gleiche Bedeutung, die 
ihnen in der Satzung des ENTSO-E gegeben wird. 

Der Gegenstand der Gesellschaft umfasst somit ohne Einschränkung: 

	 die Verbesserung der Koordination der betrieblichen Aktivitäten zwischen allen ÜNBs, 

	 die Förderung von technischen ÜNB-Dienstleistungen im Zusammenhang mit der 
Versorgungssicherheit im Zuge der Effizienzsteigerung der Strommärkte, 

	 die Verbesserung der Sicherheit und Zuverlässigkeit der elektrischen Übertragungssysteme in 
den betroffenen Kontrollgebieten, 

	 die Untersuchung, die Beobachtung und den gegenseitigen Austausch in Bezug auf 
verschiedene Betriebssituationen und Sicherheitsregeln, um die ÜNBs dabei zu unterstützen,
einen breiteren Überblick über das System zu erlangen und Notfallsituationen zu antizipieren bzw. 
zu lösen, 

	 die Bereitstellung aller relevanten Dienstleistungen wie Sicherheitsanalysen, Koordination, 
Vorbereitung oder Analyse von nachbehandelten Daten, Ereignissen und Berichten, 
Ausarbeitung und Weiterverfolgung von Empfehlungen, Ratschlägen und Warnungen an alle 
betroffenen Betreiber, 

	 die Erbringung von Dienstleistungen und die Bereitstellung von Datendiensten im Rahmen der 
Strommarktmechanismen, 

	 jede beratende oder unterstützende Tätigkeit in Bezug auf die oben genannten Punkte, 

	 die Entwicklung von Hilfsmitteln, Methoden oder Systemen in Bezug auf die oben genannten 
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Punkte. 

Die Gesellschaft kann sich auch durch Anteilserwerb, Einlagen, Joint Ventures oder auf andere Weise 
an Unternehmen mit einem ähnlichen oder ergänzenden Gegenstand beteiligen, oder auf eine auf 
Weise, die zur Entwicklung ihres Unternehmens beiträgt. 

Die Gesellschaft kann ferner alle geeigneten Handlungen vornehmen, um ihren Gegenstand zu 
verwirklichen, einschließlich des Erwerbs, durch Kauf oder auf andere Weise, der Veräußerung, des 
Austauschs oder der Verbesserung ihrer Anlagen oder der Gestaltung von beweglichen, materiellen 
oder immateriellen oder von unbeweglichen Vermögensgegenständen. Darüber hinaus kann sie ein 
beliebiges Joint Venture gründen. 

Artikel 4 – Dauer 

Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errichtet. 

Kapitel II. Kapital – Aktien – Anleihen 

Artikel 5 – Aktienkapital 

Das Aktienkapital beträgt 1 Mio. EUR (1.000.000). 

Es setzt sich zusammen aus 15.210 nennwertlosen Aktien mit Stimmrecht, die jeweils zu gleichen Teilen 
(d. h. 1/15.210) das eingetragene und voll eingezahlte Kapital repräsentieren. 

Artikel 6 – Art der Aktien 

Die Aktien sind und bleiben Namensaktien. 

Das Eigentum an den Aktien wird durch die Eintragung in das Aktienregister nachgewiesen. Über diese 
Eintragung wird den Aktionären eine Bescheinigung ausgestellt. 

Jede Übertragung von Aktien im Sinne des nachstehenden Artikels 10.2 wird erst nach Eintragung der
Übertragungserklärung in das Aktienregister wirksam, die vom Übertragenden und vom 
Übertragungsempfänger oder deren Vertretern datiert und unterzeichnet werden muss. 

Die Aktien sind gegenüber der Gesellschaft unteilbar und müssen frei von jeder Belastung, wie z. B. 
Verpfändungen, oder sonstigen Beschränkungen hinsichtlich der Ausübung der damit verbundenen 
Rechte durch den eingetragenen Aktionär bleiben. 

Artikel 7 – Kapitalerhöhung durch Barleinlage 

Bei einer Kapitalerhöhung sind die neuen Aktien, die gegen Bareinlage gezeichnet werden sollen, 
zunächst den bisherigen Aktionären im Verhältnis des auf ihre Aktien entfallenden Teils des Kapitals 
anzubieten. 

Das Vorwegzeichnungsrecht kann während eines Zeitraums von mindestens fünfzehn Tagen ab dem 
Tag der Eröffnung der Zeichnung ausgeübt werden. Der entsprechende Zeitraum wird von der 
Hauptversammlung festgelegt. 

Die Ausgabe mit Vorwegzeichnungsrecht und die Frist, innerhalb derer das Vorwegzeichnungsrecht 
ausgeübt werden kann, sind gemäß Artikel 593 des Code des Sociétés bekannt zu geben. 

Die Zeichnungsrechte sind nicht handelbar und können nicht auf einen anderen Aktionär übertragen 
werden. 

Nach Ablauf der Frist, in der die Zeichnungsrechte ausgeübt werden können, hat der Verwaltungsrat 
das Recht zu entscheiden, ob die nicht oder nur teilweise ausgeübten Vorwegzeichnungsrechte den 
Altaktionären zustehen, die ihre Rechte bereits ausgeübt haben. Der Verwaltungsrat legt auch die 
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Modalitäten für diese Zeichnung fest. 

Die Hauptversammlung kann das Vorwegzeichnungsrecht im Interesse der Gesellschaft einschränken 
oder aufheben, wobei die Beschlussfähigkeits- und Mehrheitserfordernisse für eine Änderung der 
Satzung zu beachten sind. 

In diesem Fall muss der Vorschlag in den Einberufungen spezifiziert werden, und der Verwaltungsrat 
und der Abschlussprüfer oder, in dessen Abwesenheit, ein vom Verwaltungsrat bestimmter 
Wirtschaftsprüfer oder ein externer Buchhalter müssen die in Artikel 596 des Code des Sociétés 
vorgesehenen Berichte erstellen. Diese Berichte sind in der Tagesordnung zu erwähnen und den 
Aktionären mitzuteilen. 

Für den Fall der Einschränkung oder Aufhebung des Vorwegzeichnungsrechts kann die 
Hauptversammlung vorsehen, dass die bestehenden Aktionäre bei der Zuteilung der neu 
ausgegebenen Aktien bevorzugt behandelt werden. In diesem Fall muss die Zeichnungsfrist zehn Tage 
betragen. 

Bei der Einschränkung oder Aufhebung des Vorwegzeichnungsrechts zugunsten einer oder mehrerer 
benannter Personen, die nicht Arbeitnehmer der Gesellschaft oder einer ihrer Tochtergesellschaften 
sind, müssen die in Artikel 598 des Code des Sociétés festgelegten Bedingungen beachtet werden. 

Artikel 8 – Kapitalerhöhung durch Sacheinlage 

Ungeachtet des Artikels 448, 2°, des Code des Sociétés müssen die Sacheinlagen zum Zeitpunkt der 
Zeichnung voll eingezahlt sein. 

Artikel 9 – Einforderung von Kapital 

Zahlungen für nicht voll eingezahlte Aktien müssen an dem Ort und zu dem Zeitpunkt erfolgen, die vom 
Verwaltungsrat festgelegt werden, der in dieser Angelegenheit allein zuständig ist. Die Rechte der 
Aktionäre, die mit Aktien verbunden sind, für die Zahlungen nicht rechtzeitig geleistet werden, werden 
ausgesetzt, bis die ordnungsgemäß eingeforderten und fälligen Zahlungen geleistet wurden. 

Artikel 10 – Übertragung von Aktien 

10.1.	 Der in diesem Artikel 10.1 verwendete Begriff „Übertragung“ hat dieselbe Bedeutung wie der in 
Artikel 10.2 definierte Begriff „Übertragung“. 

Übertragungen (i) aller Aktien eines Aktionärs, (ii) an eine Gesellschaft, die zu mindestens 98 % 
von diesem Aktionär kontrolliert wird (die „hundertprozentige Gesellschaft“), unterliegen nicht
den anderen in diesem Artikel 10 dargelegten Übertragungsbeschränkungen, vorausgesetzt, die 
hundertprozentige Gesellschaft erklärt sich zuvor schriftlich bereit, gegenüber der Gesellschaft 
einzel- und gesamtschuldnerisch für jede Vereinbarung mit der Gesellschaft zu haften, an der der
Übertragende beteiligt ist. Diese Verpflichtung ist der Gesellschaft mit der Mitteilung über die
Übertragung der Aktien mitzuteilen. Die hundertprozentige Gesellschaft muss die ÜNB-
Aktivitäten nicht durchführen. Der Übertragende stellt sicher, dass die hundertprozentige 
Gesellschaft die Aktien an ihn oder an eine andere hundertprozentige Gesellschaft des 
Übertragenden zurück überträgt, unmittelbar bevor die ehemalige hundertprozentige Gesellschaft
nicht länger eine hundertprozentige Gesellschaft des Übertragenden ist. 

10.2.	 Übertragungen gegen Entgelt oder unentgeltliche Übertragungen und Übertragungen von Aktien 
in jeglicher Form, einschließlich Gesellschaftseinlagen, Angebote, Fusionen, Übernahmen,
Abspaltungen von Gesellschaften, Übertragung von Teilbetrieben, Tausch, öffentliche Verkäufe,
insbesondere nach einer Pfändung oder Verpfändung aller Übertragungen und der Schaffung 
von dinglichen Rechten jeglicher Art (die „Übertragungen“) an den betreffenden Aktien 
unterliegen den vor- und nachstehend in Artikel 10 aufgeführten Beschränkungen. 

10.2.a) Allgemeines 

In Anbetracht des Gegenstands der Gesellschaft und der Tatsache, dass es sich dabei 
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um Aufgaben handelt, die den Aktionären von ihren jeweiligen nationalen Behörden 
übertragen wurden, dürfen Aktien der Gesellschaft nur an Gesellschaften übertragen
werden, die als europäischer Übertragungsnetzbetreiber tätig sind. 
Es wird festgelegt, dass jeder Eintritt eines neuen Aktionärs zu einer anteilsmäßigen 
Verwässerung der bestehenden Aktionäre führt, sofern nicht alle bestehenden Aktionäre 
etwas anderes vereinbaren. 

10.2.b) Genehmigung des Übertragungsempfängers durch den Verwaltungsrat 

Jeder Aktionär, der eine Übertragung von Aktien gemäß Artikel 10.2.a) vorschlägt, muss 
den Verwaltungsrat davon in Kenntnis setzen und dabei den Namen und den 
eingetragenen Sitz des Übertragungsempfängers sowie die Anzahl der zu übertragenden
Aktien, etwaige mit der beabsichtigten Übertragung verbundene Bedingungen und den 
vorgeschlagenen Preis angeben. Das schriftliche Angebot des vorgeschlagenen
Übertragungsempfängers, in dem der angebotene Preis genannt werden muss, muss 
dieser Mitteilung beigefügt werden. 

Innerhalb eines Monats nach Eingang dieser Mitteilung beim Verwaltungsrat muss dieser
einstimmig entscheiden, ob er dem vorgeschlagenen Übertragungsempfänger zustimmt 
oder nicht. 

Die Entscheidung ist dem übertragenden Aktionär unverzüglich mitzuteilen. Im Falle einer 
Ablehnung sollten die Gründe für eine solche Ablehnung in der Mitteilung des 
Verwaltungsrats angegeben werden. Wird der übertragende Aktionär nicht innerhalb von 
zwei Monaten, nachdem der Verwaltungsrat von dem Antrag auf Genehmigung in 
Kenntnis gesetzt wurde, über den Beschluss des Verwaltungsrats informiert, so gilt die
Zustimmung des Verwaltungsrats zur Übertragung als erteilt. 

Zur Klarstellung: Die Tatsache, dass ein Aktionär die Übertragung bestimmter seiner 
Aktien gemäß Artikel 10.2.a) und gemäß dem in diesem Artikel 10.2.b) beschriebenen 
Verfahren vorgeschlagen hat, verpflichtet keinen anderen Aktionär, seine Aktien an den
vorgeschlagenen Übertragungsempfänger oder anderweitig zu übertragen, wenn er dies 
nicht wünscht. 

10.2.c) Vorkaufsrecht 

Falls der vorgeschlagene Übertragungsempfänger nicht genehmigt wird und die 
Übertragung nicht zurückgenommen wird, werden die Aktien den übrigen Aktionären 
nach den folgenden Bedingungen und Verfahren bevorzugt angeboten, vorbehaltlich der 
Rücknahme der vorgeschlagenen Übertragung, die der übertragende Aktionär dem 
Verwaltungsrat bis zu einem Monat nach der gemäß Artikel 10.2.c.i.) erfolgten Mitteilung 
wirksam mitteilen kann: 
i) Innerhalb eines Monats nach dem Beschluss des Verwaltungsrats, der Übertragung 
nicht zuzustimmen, informiert der Verwaltungsrat alle Aktionäre darüber, dass sie 
berechtigt sind, ein Vorkaufsrecht auszuüben, und gibt dabei die Anzahl der angebotenen 
Aktien sowie den gemäß den Bestimmungen des nachstehenden Absatzes viii 
festgelegten Übertragungspreis an. 

ii) Innerhalb eines Monats nach dieser Mitteilung müssen diese Aktionäre dem 
Verwaltungsrat mitteilen, ob sie ihr Vorkaufsrecht ausüben wollen, und dabei die Anzahl 
der Aktien angeben, die sie erwerben möchten. 

iii) Ist die Zahl der Aktien, für die das Vorkaufsrecht wirksam ausgeübt wird, geringer als 
die Zahl der angebotenen Aktien, so teilt der Verwaltungsrat dies den Aktionären 
innerhalb von zwei Wochen mit und gibt die Zahl der Aktien an, für die das Vorkaufsrecht 
nicht ausgeübt worden ist. 

Diese Aktionäre erhalten ab dem Datum dieser Mitteilung eine neue Frist von einem 
Monat, innerhalb derer sie, falls sie dies wünschen, ein Angebot für diese Aktien abgeben 
können. 
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iv) Der Verwaltungsrat kann auch mit absoluter Mehrheit Dritte benennen, die nach 
Ablauf dieser Frist die von den Aktionären nicht nachgefragten Aktien zu dem gemäß den 
Bestimmungen des nachstehenden Absatzes viii festgelegten Preis erwerben können. 

v) Sollte die Anzahl der Aktien, für die das Vorkaufsrecht schließlich ausgeübt wird, 
geringer sein als die Anzahl der angebotenen Aktien, kann der übertragende Aktionär
nach eigenem Ermessen dem Abschluss der Übertragung für die nachgefragte Anzahl 
von Aktien zustimmen, seine Aktien an die in der Mitteilung an den Verwaltungsrat 
genannte Person zu den darin enthaltenen Bedingungen übertragen oder sein Angebot 
zurückziehen. 

vi) Sollte die Anzahl der Aktien, für die das Angebot wirksam wahrgenommen wurde, der 
Anzahl der angebotenen Aktien entsprechen, informiert der Verwaltungsrat den 
übertragenden Aktionär zusammen mit den Übertragungsempfängern darüber und die 
Transaktion wird durch diese zweifache Mitteilung abgeschlossen. 

vii) Sollte die Zahl der Aktien, für die das Angebot wirksam wahrgenommen wurde, die 
Zahl der angebotenen Aktien übersteigen, so werden diese unter den nachfragenden 
Aktionären, im Verhältnis der in ihrem Eigentum stehenden Aktien verteilt. Der 
Verwaltungsrat berücksichtigt bei dieser Aufteilung keine Bruchteile von Aktien. Er 
informiert die betroffenen Parteien darüber, und mit dieser Mitteilung gilt die Übertragung 
als abgeschlossen. 

viii) Der Preis der Aktien der Gesellschaft zum Zwecke der Ausübung des 
Vorkaufsrechts muss einem angemessenen Marktwert entsprechen. Wenn keine 
Einigung über den Marktwert der Aktien oder über eine relevante Methode zur 
Berechnung dieses Wertes erzielt wurde, wird der Preis der angebotenen Aktien gemäß 
Artikel 1592 des belgischen Code Civil festgelegt, d. h. durch einen vom Verwaltungsrat 
und dem übertragenden Aktionär ernannten Sachverständigen oder, im Falle einer 
Uneinigkeit, durch den Vorsitzenden des European Institute of Chartered Accountants. 

ix) Der Preis muss innerhalb eines Monats nach Abschluss des Geschäfts bezahlt 
werden, es sei denn, die Parteien haben eine andere Frist vereinbart. Die Übertragung 
des Eigentums an den Aktien wird bis zur vollständigen Zahlung des Preises 
aufgeschoben.
Wird der Preis nicht innerhalb der Frist gezahlt, wird die Übertragung automatisch und 
ohne Inverzugsetzung allein durch den Ablauf der Frist rückgängig gemacht, es sei denn, 
der Verkäufer wünscht die Erfüllung weiterhin. 
Aktien, deren Übertragung rückgängig gemacht wurde, werden den Aktionären auf 
Veranlassung des Verwaltungsrats gemäß dem oben vorgesehenen Verfahren erneut
bevorzugt angeboten, wobei der säumige Übertragungsempfänger nicht mehr an den 
Angebotsverfahren teilnimmt. 

x) Aktien, für die kein Vorkaufsrecht rechtsgültig ausgeübt wurde, können vom 
übertragenden Aktionär uneingeschränkt an den Übertragungsempfänger übertragen 
werden, den er in seiner Mitteilung an den Verwaltungsrat angegeben hat, und zwar unter
den darin enthaltenen Bedingungen und in Übereinstimmung mit Artikel 10.2.a). 

Die Übertragung muss innerhalb eines Monats nach einer etwaigen Mitteilung des 
übertragenden Aktionärs darüber, dass das Vorkaufsrecht nicht, nur teilweise oder ganz
ausgeübt wurde, erfolgen. Bei unentgeltlichen Übertragungen müssen diese innerhalb 
der gleichen Frist zugunsten des in der Mitteilung an den Verwaltungsrat genannten
Übertragungsempfängers erfolgen. Der Verwaltungsrat kann den Aktionär auffordern, 
den Nachweis zu erbringen, dass diese Bedingung erfüllt ist. Nach Ablauf der in diesem
Abschnitt vorgesehenen Frist muss jeder neuen Übertragung das in diesem Artikel 10.2 
vorgesehene Angebotsverfahren vorausgehen. 

xi) Eine Verweigerung der Zustimmung zu dem genannten Dritten gilt in jedem Fall als 
zurückgezogen, wenn der Verwaltungsrat dem übertragenden Aktionär die 

5 



      

 

         
          
           

       
       

            
      

 
  
 

         
        

          
   

         
      

  
 

 
    

 
            

           
 

 
  

 
            
           

        
 

             
          

      
 

  
 

    
 

           
              

               
            

      
 

  
 

               
           

 
 

    
 

           
          
   

 
             

           
   

Die Übersetzung dient ausschließlich zu Informationszwecken – finale Version – 3. Mai 2019 

Übertragungsempfänger für die angebotenen Aktien nicht innerhalb einer Frist von 
höchstens fünf Monaten ab dem der Gesellschaft vom übertragenden Aktionär 
mitgeteilten Antrag auf Zustimmung mitgeteilt hat, es sei denn, der Übertragende hat den
Übertragungsvorschlag zurückgezogen. Die Übertragung zugunsten des in der Mitteilung 
an den Verwaltungsrat genannten Übertragungsempfängers muss in diesem Fall 
innerhalb eines Monats nach Ablauf der genannten Frist von fünf Monaten und gemäß 
den in der Mitteilung an den Verwaltungsrat enthaltenen Bedingungen erfolgen. 

10.2.d) Mitteilungen und Sanktionen 

Alle Mitteilungen, die zur Durchführung dieses Artikels 10 zugestellt werden, sind per 
Einschreiben zuzustellen, wobei das Datum der Absendung verbindlich ist. Sie gelten 72 
Stunden nach Versand als zugegangen. Schreiben können an die Aktionäre unter der 
letzten der Gesellschaft bekannten Adresse wirksam adressiert werden. 
Übertragungen, die entgegen den in diesem Artikel enthaltenen Bestimmungen 
vorgenommen werden, sind nichtig und/oder können der Gesellschaft nicht 
entgegengehalten werden. 

Artikel 11 – Stimmrechtlose Aktien 

Gemäß den Artikeln 480, 481 und 482 des Code des Sociétés kann die Gesellschaft Aktien ohne
Stimmrecht schaffen, was gemäß den Bedingungen beschlossen wird, die für eine Änderung der 
Satzung gelten. 

Artikel 12 – Anleihen, Optionsscheine und Zertifikate 

Die Gesellschaft kann jederzeit auf Beschluss des Verwaltungsrats Anleihen ausgeben, jedoch unter 
der Voraussetzung, dass diese Anleihen nur von Aktionären gezeichnet werden können und zunächst 
im Verhältnis der Anteile der einzelnen Aktionäre zur Zeichnung angeboten werden müssen. 

Die Ausgabe von Anleihen, die in Aktien umgewandelt werden können, oder die Ausgabe von 
Optionsscheinen kann jedoch nur von der Hauptversammlung beschlossen werden. Ein solcher 
Beschluss erfolgt gemäß den Bedingungen, die für eine Änderung der Satzung gelten. 

Kapitel III. Management und Aufsicht 

Artikel 13 – Zusammensetzung des Verwaltungsrats 

Die Gesellschaft wird von einem Verwaltungsrat geleitet, bei dem es sich um juristische oder natürliche 
Personen handelt, die Aktionäre sein können oder nicht, und der von der Hauptversammlung für eine 
Mindestdauer von zwei Jahren und eine Höchstdauer von sechs Jahren ernannt wird und von dieser 
jederzeit abberufen werden kann. Der Verwaltungsrat besteht zu keinem Zeitpunkt aus mehr als 14 
Mitgliedern, es sei denn, sämtliche Aktionäre haben schriftlich etwas anderes vereinbart. 

Der Verwaltungsrat setzt sich folgendermaßen zusammen: 

Jeder Aktionär, der mindestens 10 % der Aktien der Gesellschaft hält, hat das Recht, die Ernennung 
von zwei Verwaltungsratsmitgliedern aus dem Kreis der von ihm vorgeschlagenen Kandidaten zu 
erwirken. 

In Abweichung von vorherigem Satz gilt jedoch: 

- Jeder Aktionär, der mindestens 25 % der Aktien der Gesellschaft hält, hat das Recht, die 
Ernennung von drei Verwaltungsratsmitgliedern aus dem Kreis der von ihm vorgeschlagenen 
Kandidaten zu erwirken; und 

- jeder Aktionär, der mindestens 35 % der Aktien der Gesellschaft hält, hat das Recht, die 
Ernennung von vier Verwaltungsratsmitgliedern aus dem Kreis der von ihm vorgeschlagenen 
Kandidaten zu erwirken. 
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Jeder Aktionär, der mindestens 5 % der Aktien hält, hat das Recht, die Ernennung von einem 
Verwaltungsratsmitglied aus dem Kreis der von ihm vorgeschlagenen Kandidaten zu erwirken. Zwei 
oder mehr Aktionäre, die jeweils weniger als 5 % der Aktien der Gesellschaft halten, haben zusammen 
das Recht, die Ernennung eines gemeinsamen Verwaltungsratsmitglieds aus dem Kreis der von ihnen 
vorgeschlagenen Kandidaten zu erwirken, vorausgesetzt, sie halten gemeinsam mindestens 5 % der 
Aktien der Gesellschaft. Die Aktionäre, die ein gemeinsames Verwaltungsratsmitglied bestellen 
möchten, richten ihr Gesuch an den Vorsitzenden des Verwaltungsrats und verzichten jeweils auf ihr 
Recht, einen Beobachter zu stellen. 

Jeder Aktionär, der weniger als 5 % der Aktien der Gesellschaft hält und der kein gemeinsames 
Verwaltungsratsmitglied mit einem anderen Aktionär ernannt hat, der weniger als 5 % der Aktien der 
Gesellschaft hält, ist berechtigt, die Ernennung eines Beobachters zu erwirken, der an den Sitzungen 
des Verwaltungsrats ohne Stimmrecht teilnehmen kann, sofern die Identität dieses Beobachters zuvor 
dem Verwaltungsrat zur Genehmigung vorgelegt und von diesem genehmigt wurde. 
Dieser Beobachter unterliegt der gleichen Verpflichtung zur Vertraulichkeit wie ein 
Verwaltungsratsmitglied. 

Wird eine juristische Person zum Verwaltungsratsmitglied bestellt, so hat sie unter ihren 
Geschäftsführern, Direktoren oder Mitarbeitern eine natürliche Person als ständigen Vertreter zu 
benennen, die das Mandat im Namen und im Auftrag der juristischen Person ausübt. 

Für die Bestellung und Abberufung des ständigen Vertreters gelten die gleichen 
Bekanntmachungsvorschriften, die auch bei einer Ausübung des Mandats in eigenem Namen und 
eigenem Auftrag gelten würden. 

Die Verwaltungsratsmitglieder können wiedergewählt werden. 

Das Verwaltungsratsmitglied, dessen Mandat abgelaufen ist, bleibt so lange im Amt, bis die 
Hauptversammlung, aus welchem Grund auch immer, ein neues Verwaltungsratsmitglied ernennt. 

Wird das Amt eines Verwaltungsratsmitglieds, das auf Vorschlag eines Aktionärs bestellt wurde, aus 
irgendeinem Grund vor Ablauf seiner Amtszeit vakant, ernennen die verbleibenden 
Verwaltungsratsmitglieder unverzüglich ein Verwaltungsratsmitglied aus der Liste der Kandidaten, die 
von dem Aktionär vorgeschlagen wurden, der das zu ersetzende Verwaltungsratsmitglied 
vorgeschlagen hat („Kooptation“). Die endgültige Ernennung des ersetzenden Verwaltungsratsmitglieds 
wird auf die Tagesordnung der nächsten Hauptversammlung gesetzt. Ein auf diese Weise von der 
Hauptversammlung bestelltes Verwaltungsratsmitglied bleibt bis zum Ablauf der Amtszeit des 
Verwaltungsratsmitglieds, das es ersetzt, im Amt. 

Der Verwaltungsrat ernennt aus dem Kreis seiner Mitglieder einen Vorsitzenden und einen 
stellvertretenden Vorsitzenden für eine Mindestdauer von zwei Jahren. Der Vorsitzende wird sukzessive 
abwechselnd unter den Verwaltungsratsmitgliedern ernannt, die auf Vorschlag der einzelnen Aktionäre 
ernannt werden. 

Artikel 14 – Sitzungen, Beschlüsse und Entscheidungen 

In dieser Satzung bezeichnet der Begriff „Werktag“ einen anderen Tag als einen Samstag, einen 
Sonntag oder einen gesetzlichen Feiertag in Belgien. Der Begriff „gesetzlicher Feiertag“ bezeichnet 
einen gesetzlichen Feiertag in Belgien. 

Eine Sitzung des Verwaltungsrats wird vom Vorsitzenden, einem geschäftsführenden 
Verwaltungsratsmitglied oder zwei Verwaltungsratsmitgliedern einberufen. Die Einberufung muss 
mindestens vierzehn (14) Kalendertage vor der Versammlung erfolgen, außer in Notfällen. Im Falle 
eines Notfalls sollten die Art des Notfalls und die Gründe dafür in der Einberufung angegeben werden. 

Einberufungen können per Fax oder E-Mail oder über jedes andere in Artikel 2281 des Code Civil 
genannte Kommunikationsmittel erfolgen. 

Verwaltungsratsmitglieder, die der Sitzung beiwohnen, oder Verwaltungsratsmitglieder, die sich 
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vertreten lassen, gelten als ordnungsgemäß einberufen. Ein Verwaltungsratsmitglied kann auch vor 
oder nach der Sitzung, an der es nicht teilgenommen hat, auf sein Recht verzichten, sich auf das Fehlen 
einer Einberufung oder eine Unregelmäßigkeit in der Einberufung zu berufen. 
Die Sitzungen des Verwaltungsrats finden in Belgien oder im Ausland statt, und zwar an dem in der 
Einberufung angegebenen Ort. 

Jedes Verwaltungsratsmitglied kann durch ein Dokument mit seiner Unterschrift (einschließlich einer 
digitalen Unterschrift gemäß Artikel 1322 Absatz 2 des Code Civil), das entweder schriftlich, per Fax 
oder E-Mail oder durch ein anderes in Artikel 2281 des Code Civil genanntes Kommunikationsmittel 
übermittelt wird, einem anderen Mitglied des Verwaltungsrats die Vollmacht erteilen, es bei einer 
bestimmten Sitzung zu vertreten. 

Ein Verwaltungsratsmitglied kann mehr als ein anderes Verwaltungsratsmitglied vertreten und 
zusammen mit seiner eigenen Stimme so viele Stimmen abgeben, wie es Vollmachten erhalten hat. 

Außer im Falle höherer Gewalt ist der Verwaltungsrat nur dann beschlussfähig, wenn mindestens 50 % 
seiner Mitglieder anwesend oder vertreten sind, darunter mindestens ein Verwaltungsratsmitglied, das 
von allen Aktionären ernannt wird, die mindestens 10 % der Aktien der Gesellschaft halten. Ist dies nicht 
der Fall, muss innerhalb von sieben (7) Werktagen eine neue Sitzung mit der gleichen Tagesordnung 
einberufen werden. Diese Versammlung ist in Bezug auf die Tagesordnungspunkte der 
vorangegangenen Sitzung beschlussfähig, wenn mindestens vier Verwaltungsratsmitglieder anwesend 
oder vertreten sind, darunter mindestens drei Verwaltungsratsmitglieder, die von drei verschiedenen 
Aktionären ernannt wurden, die mindestens 10 % der Aktien halten. 

Ein Beschluss des Verwaltungsrats wird in einem ersten Wahlgang durch Einstimmigkeit der 
abgegebenen Stimmen der anwesenden oder vertretenen Verwaltungsratsmitglieder gefasst. Kann ein 
solcher Beschluss in einem solchen ersten Wahlgang nicht gefasst werden, weil die Beschlussfähigkeit 
nicht gegeben ist oder aus anderen Gründen, wird der Beschluss in einer erneut einberufenen Sitzung 
wirksam gefasst, sofern er mehr als 70 % der abgegebenen Stimmen erreicht, einschließlich der 
Jastimmen von mindestens drei Mitgliedern, die auf Vorschlag von drei verschiedenen Aktionären 
ernannt wurden, die mindestens 10 % der Aktien der Gesellschaft halten. Die Stimmenthaltungen 
werden keinesfalls als abgegebene Stimmen gewertet. 

Abweichend von den beiden vorstehenden Absätzen können Beschlüsse des Verwaltungsrats über (i) 
neue Gesellschafterdarlehen und (ii) externe Finanzierungen, die im Geschäftsplan der Gesellschaft 
nicht vorgesehen sind und nicht im Rahmen des normalen Geschäftsbetriebs erfolgen, nur dann 
wirksam gefasst werden, wenn (a) mindestens ein auf Vorschlag eines jeden Aktionärs benanntes 
Verwaltungsratsmitglied anwesend oder vertreten ist und (b) auf einstimmige Art und Weise. 

Unter höherer Gewalt im Sinne dieses Artikels ist jeder Umstand von äußerster Dringlichkeit zu 
verstehen, durch den der Gesellschaft ein erheblicher Schaden entstehen würde, wenn sie sich nicht 
unverzüglich zu einer Entscheidung kommt. 

Der Verwaltungsrat kann sich per Telefon- oder Videokonferenz oder per E-Mail beraten. 

In Ausnahmefällen, die durch die Dringlichkeit und das Eigeninteresse der Gesellschaft gerechtfertigt 
sind, können die Entscheidungen des Verwaltungsrats durch einstimmige schriftliche Vereinbarung der 
Verwaltungsratsmitglieder getroffen werden. Dieses Verfahren kann bei der Erstellung des 
Jahresabschlusses nicht angewendet werden. 

Die Entscheidungen des Verwaltungsrats werden in Protokollen festgehalten, die vom Vorsitzenden, 
dem Schriftführer und den Mitgliedern, die dies wünschen, unterzeichnet werden. Diese Protokolle 
werden in ein spezielles Register aufgenommen. Die Vollmachten werden dem Protokoll der Sitzung 
beigefügt, für die sie erteilt werden. 

Kopien und Auszüge, die vor Gericht oder anderswo vorzulegen sind, müssen vom Vorsitzenden, vom 
Verantwortlichen für die tägliche Geschäftsführung, von zwei Verwaltungsratsmitgliedern oder vom 
Schriftführer des Verwaltungsrats rechtsgültig unterzeichnet sein. 

Artikel 15 – Befugnisse des Verwaltungsrats 
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1. Allgemeines 

Der Verwaltungsrat hat die weitestgehenden Befugnisse zur Durchführung sämtlicher Handlungen, die 
für die Verwirklichung des Gesellschaftsgegenstands notwendig oder nützlich sind, mit Ausnahme der 
Befugnisse, die der Hauptversammlung von Gesetzes wegen vorbehalten sind. 

2. Beratungsgremium 

Der Verwaltungsrat kann in eigener Verantwortung ein oder mehrere Beratungsgremien ernennen und 
deren Zusammensetzung und Ziele bestimmen. 

3. Tägliche Geschäftsführung und Möglichkeit der Berufung eines geschäftsführenden Organs 
(„Comité de direction“) 

Die tägliche Geschäftsführung der Gesellschaft wird an einen Chief Executive Officer (CEO) und 
gegebenenfalls an einen Chief Operation Officer (COO) delegiert, die beide im Rahmen der täglichen 
Geschäftsführung über weitreichende Befugnisse verfügen und befugt sind, allein zu handeln und die 
Gesellschaft einzeln zu vertreten. Vom Verwaltungsrat getroffene Entscheidungen, die über einen 
bestimmten Betrag hinausgehen, müssen vom CEO und COO gemeinsam getroffen werden, sofern ein 
COO ernannt wird. 

Die tägliche Geschäftsführung der Gesellschaft kann an Verwaltungsratsmitglieder oder Nicht-
Verwaltungsratsmitglieder delegiert werden. 

Gemäß Artikel 524bis des Code des Sociétés kann der Verwaltungsrat die Umsetzung des 
Geschäftsplans, der festgelegten Unternehmensgrundsätze, der vom Verwaltungsrat getroffenen 
Entscheidungen und der täglichen Geschäftsführung an eine Geschäftsführung delegieren, sofern diese 
Maßnahme nicht die Festlegung der allgemeinen Unternehmensgrundsätze betrifft oder die 
Übertragung von Kompetenzen bedeutet, die von Gesetzes wegen dem Verwaltungsrat vorbehalten 
sind. 

Die Einrichtung einer Geschäftsführung, die Vergütung, die Dauer der Berufung und die Abberufung 
ihrer Mitglieder werden von der Hauptversammlung beschlossen. 

Der Verwaltungsrat ist mit der Kontrolle der Geschäftsführung betraut. 

Unbeschadet des Code des Sociétés muss ein Mitglied des Verwaltungsrats oder der 
Geschäftsführung, wenn es ein direktes oder indirektes finanzielles Interesse hat, das mit einem 
Beschluss oder einer Transaktion des Verwaltungsrats bzw. der Geschäftsführung in Konflikt steht, die 
anderen Mitglieder vor der Entscheidung informieren. 

Artikel 16 – Vertretung der Gesellschaft 

Die Gesellschaft wird gegenüber Dritten, vor Gericht und in öffentlichen Urkunden, einschließlich 
solcher, für die die Mitwirkung eines Beamten oder Notars erforderlich ist, durch die mit der täglichen 
Geschäftsführung betrauten Mitarbeiter in Zusammenarbeit oder durch zwei gemeinsam handelnde 
Verwaltungsratsmitglieder, von denen mindestens eines auf Vorschlag eines Aktionärs bestellt wurde, 
der mindestens 10 % der Aktien der Gesellschaft hält, wirksam vertreten. 

Darüber hinaus wird die Gesellschaft im Rahmen ihres Mandats auch durch Sonderbevollmächtigte 
wirksam vertreten. 

Darüber hinaus wird die Gesellschaft im Ausland durch eine vom Verwaltungsrat ausdrücklich dazu 
bestellte Person wirksam vertreten. 

Artikel 17 – Aufwendungen der Verwaltungsratsmitglieder 

Übliche und gerechtfertigte Auslagen und Kosten, die den Verwaltungsratsmitgliedern in Ausübung 
ihres Mandats entstehen, sind zu entschädigen und gehen zulasten der allgemeinen Kosten. 
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Artikel 18 – Kontrolle 

Die Kontrolle der Finanzlage, des Jahresabschlusses und der Ordnungsmäßigkeit der im 
Jahresabschluss zu meldenden Vorgänge wird einem oder mehreren Abschlussprüfern anvertraut. Die 
Abschlussprüfer werden von der Hauptversammlung unter den Mitgliedern des European Institute of 
Chartered Accountants bestellt, bei denen es sich um natürliche oder juristische Personen handeln 
kann. Die Abschlussprüfer werden für eine Amtszeit von drei Jahren bestellt, die verlängert werden 
kann. Sie können von der Hauptversammlung nur aus rechtlichen Gründen abberufen werden, wobei 
das Risiko von Schadensersatzansprüchen besteht. 

Kapitel IV. Hauptversammlung der Aktionäre 

Artikel 19 – Datum 

Die Jahreshauptversammlung findet am dritten Donnerstag im April um 11 Uhr statt. 

Sollte dieser Tag ein gesetzlicher Feiertag sein, findet die Sitzung am nächsten Werktag statt. 

Außerordentliche oder gesonderte Hauptversammlungen der Aktionäre können immer dann einberufen 
werden, wenn dies im Interesse der Gesellschaft liegt. 

Diese Hauptversammlungen der Aktionäre können vom Verwaltungsrat oder von den Abschlussprüfern 
einberufen werden und müssen auf Antrag der Aktionäre, die ein Fünftel des Kapitals der Gesellschaft 
vertreten, einberufen werden. Die Hauptversammlungen der Aktionäre finden am eingetragenen Sitz 
der Gesellschaft oder an einem anderen in der Einberufung oder anderweitig bekannt gegebenen Ort 
statt. 

Artikel 20 – Mitteilungen 

Die Einberufungsmitteilungen enthalten die Tagesordnung und werden den Inhabern von 
Namensaktien, den Verwaltungsratsmitgliedern, den Abschlussprüfern, den Inhabern von Anleihen und 
Optionsscheinen sowie den Inhabern von Inhaberzertifikaten 15 Tage vor der Versammlung per 
Einschreiben oder per Fax (Empfangsbestätigung) zugestellt. 

Die Personen, die gemäß Code des Sociétés zu einer Hauptversammlung einberufen werden müssen 
und die an der Versammlung teilnehmen oder sich vertreten lassen, gelten als rechtzeitig benachrichtigt. 
Die oben genannten Personen können auch vor oder nach einer Versammlung, an der sie nicht 
teilgenommen haben, auf ihr Recht verzichten, sich auf das Fehlen einer Einberufung oder eine 
Unregelmäßigkeit in der Einberufung zu berufen. 

Artikel 21 – Zusendung von Unterlagen 

Zusammen mit der Mitteilung wird den Inhabern von Namensaktien, den Verwaltungsratsmitgliedern 
und den Abschlussprüfern eine Kopie der nach dem Code des Sociétés vorzulegenden Unterlagen 
zugesandt. 

Fünfzehn Tage vor der Hauptversammlung kann jeder Inhaber von Aktien, Anleihen, Optionsscheinen 
oder unter Mitwirkung der Gesellschaft ausgegebenen Zertifikaten gegen Vorlage seines Titels am Sitz 
der Gesellschaft kostenlos eine Kopie dieser Unterlagen erhalten. 

Falls das in Artikel 32 dieser Satzung erwähnte Verfahren der schriftlichen Beschlussfassung 
angewandt wird, sendet der Verwaltungsrat eine Kopie der Unterlagen, die nach dem Code des 
Sociétés zu versenden sind, an die Inhaber von Namensaktien und an die Abschlussprüfer zusammen 
mit der vorgenannten Mitteilung. 

Artikel 22 – Hinterlegung von Aktien 

Um zur Hauptversammlung zugelassen zu werden, muss jeder Aktionär, wenn dies in der Mitteilung 
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verlangt wird, mindestens acht Tage vor der Versammlung dem Verwaltungsrat schriftlich seine Absicht 
mitteilen, an der Versammlung teilzunehmen. 

Die Inhaber von Anleihen, Optionsscheinen und Zertifikaten, die unter Mitwirkung der Gesellschaft 
ausgegeben wurden, können an der Hauptversammlung teilnehmen, jedoch nur mit beratender Stimme, 
sofern die Zulassungsformalitäten eingehalten werden. 

Im Sinne dieses Artikels gelten Samstage, Sonntage und gesetzliche Feiertage nicht als Werktage. 

Artikel 23 – Vertretung 

Jeder Aktionär kann sich in der Hauptversammlung durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen, egal 
ob dieser Aktionär ist oder nicht. Vollmachten müssen unterschrieben werden (einschließlich einer 
digitalen Unterschrift, wie in Artikel 1322, Absatz 2 des Code Civil vorgesehen). 

Vollmachten können schriftlich, per Fax, per E-Mail oder auf eine andere in Artikel 2281 des Code Civil 
genannte Weise erteilt werden und müssen im Präsidium der Versammlung hinterlegt werden. Darüber 
hinaus kann der Verwaltungsrat verlangen, dass sie drei Werktage vor der Hauptversammlung an einem 
von ihm bestimmten Ort hinterlegt werden. 

Im Sinne dieses Artikels gelten Samstage, Sonntage und gesetzliche Feiertage nicht als Werktage. 

Artikel 24 – Anwesenheitsliste 

Die Aktionäre bzw. deren Bevollmächtigte unterzeichnen vor der Zulassung zur Versammlung die 
Anwesenheitsliste unter Angabe von Name, Vorname(n) und Wohnort bzw. Name und Sitz sowie der 
Anzahl der von ihnen vertretenen Aktien. 

Artikel 25 – Zusammensetzung des Präsidiums, Protokoll 

Den Vorsitz in den Hauptversammlungen der Aktionäre führt der Vorsitzende des Verwaltungsrats oder 
bei dessen Verhinderung sein Stellvertreter oder ein von diesem bestimmtes Mitglied der 
Hauptversammlung. Der Vorsitzende der Versammlung ernennt den Schriftführer. Wenn die Zahl der 
Anwesenden es zulässt, ernennt die Versammlung auf Vorschlag des Vorsitzenden zwei 
Stimmenzähler. Die Protokolle der Hauptversammlungen der Aktionäre werden von den Mitgliedern des 
Präsidiums und den Aktionären unterzeichnet, die dies wünschen. Diese Protokolle werden in einem 
speziellen Register aufbewahrt. 

Artikel 26 – Auskunftspflicht der Verwaltungsratsmitglieder und Abschlussprüfer 

Die Verwaltungsratsmitglieder beantworten die Fragen, die ihnen von den Aktionären im 
Zusammenhang mit ihrem Bericht oder mit den Tagesordnungspunkten vorgelegt werden, sofern die 
Mitteilung von Zahlen und Fakten der Gesellschaft, den Aktionären oder den Mitarbeitern der 
Gesellschaft nicht zum Schaden gereichen. 

Die Abschlussprüfer beantworten die von den Aktionären im Zusammenhang mit ihrem Bericht 
gestellten Fragen. 

Artikel 27 – Vertagung der Hauptversammlung der Aktionäre 

Der Verwaltungsrat hat das Recht, die Hauptversammlung zur Genehmigung des Jahresabschlusses 
um maximal drei Wochen zu vertagen. Diese Vertagung betrifft nur die Entscheidung über die 
Genehmigung des Jahresabschlusses und hat keinen Einfluss auf andere getroffene Entscheidungen, 
es sei denn, die Hauptversammlung beschließt Anderweitiges. 

Der Verwaltungsrat muss innerhalb einer Frist von drei Wochen eine neue Hauptversammlung mit 
derselben Tagesordnung einberufen. 

Die Zulassungsformalitäten der ersten Versammlung, einschließlich der eventuellen Hinterlegung von 
Aktien oder Vollmachten, gelten auch für die zweite Versammlung. Neue Hinterlegungen sind innerhalb 
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der in der Satzung genannten Frist und zu den dort genannten Bedingungen zulässig. 

Hauptversammlung können nur einmal vertagt werden. Die zweite Hauptversammlung wird 
abschließend über die vertagten Tagesordnungspunkte entscheiden. 

Artikel 28 – Beratungen, Beschlussfähigkeit 

Die Versammlung kann nicht über Punkte beraten, die nicht auf der Tagesordnung stehen, es sei denn, 
alle Aktionäre sind bei der Versammlung anwesend und die entsprechenden Beschlüsse werden 
einstimmig gefasst. 

Sofern nicht gesetzlich ein anderes Anwesenheitsquorum vorgeschrieben ist, ist die Hauptversammlung 
beschlussfähig, wenn mehr als 50 % des Aktienkapitals anwesend oder vertreten sind, darunter alle 
Aktionäre, die mindestens 10 % der Aktien der Gesellschaft halten. Wird das Quorum nicht erreicht, 
muss die Versammlung innerhalb von zwanzig (20) Werktagen nach der ersten Versammlung erneut 
einberufen werden und ist dann in Bezug auf dieselbe Tagesordnung beschlussfähig, wenn mehr als 
50 % des Aktienkapitals anwesend oder vertreten sind, darunter drei Aktionäre, die mindestens 10 % 
der Aktien der Gesellschaft halten. 

Artikel 29 – Stimmrechte 

Jede Aktie hat eine Stimme. 

Die Abstimmung erfolgt durch Handzeichen oder durch Namensaufruf, sofern die Hauptversammlung 
nicht mit einfacher Stimmenmehrheit davon Abweichendes beschließt. 

Jeder Aktionär kann auch per Brief abstimmen, und zwar mittels eines vom Verwaltungsrat erstellten 
Formulars, das die folgenden Angaben enthält: (i) persönliche Angaben des Aktionärs, (ii) Anzahl der 
ihm zustehenden Stimmen und (iii) für jede Abstimmung zu Beschlüssen, die von der 
Hauptversammlung gemäß ihrer Tagesordnung getroffen werden müssen, die Zusätze „Ja“, „Nein“ oder 
„Enthaltung“. Die Briefabstimmung eines Aktionärs muss den Zulassungsformalitäten bzw. Artikel 22 
der Satzung entsprechen. 

Artikel 30 – Mehrheit 

Unbeschadet des Artikels 31 dieser Satzung und vorbehaltlich strengerer Bestimmungen des Code des 
Sociétés werden Beschlüsse im ersten Wahlgang mit einer Mehrheit von 70 % der abgegebenen 
Stimmen gefasst, darunter die Jastimmen von mindestens zwei Aktionären, die mindestens 10 % der 
Aktien der Gesellschaft halten. Kann ein solcher Beschluss in einem solchen ersten Wahlgang nicht 
gefasst werden, weil die Beschlussfähigkeit nicht gegeben ist, wird der Beschluss in einer erneut 
einberufenen Sitzung wirksam gefasst, sofern er mehr als 50 % der abgegebenen Stimmen erreicht, 
einschließlich der Jastimmen von mindestens zwei Aktionären, die mindestens 10 % der Aktien der 
Gesellschaft halten. Die Stimmenthaltungen werden keinesfalls berücksichtigt. 

Artikel 31 – Außerordentliche Hauptversammlungen 

Falls die Hauptversammlung über: 

- eine (teilweise) Aufteilung der Gesellschaft, 

- eine Änderung der Satzung, 

- eine Herabsetzung des ausgegebenen Kapitals der Gesellschaft, 

- den Rückkauf, den Verkauf oder die Einziehung von eigenen Aktien, 

- eine Transformation der Gesellschaft 
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entscheidet, ist die Hauptversammlung in Bezug auf die oben genannten Themen nur dann 
beschlussfähig, wenn 75 % des Aktienkapitals anwesend oder vertreten sind, vorausgesetzt, dass alle 
Aktionäre, die mindestens 10 % der Aktien der Gesellschaft halten, in der Hauptversammlung anwesend 
oder vertreten sind. Wird das Quorum nicht erreicht, muss die Versammlung innerhalb von zwanzig (20) 
Werktagen nach der ersten Versammlung erneut einberufen werden und ist dann in Bezug auf dieselbe 
Tagesordnung beschlussfähig, wenn mehr als 50 % des Aktienkapitals anwesend oder vertreten sind, 
vorausgesetzt, dass drei Aktionäre anwesend oder vertreten sind, die mindestens 10 % der Aktien der 
Gesellschaft halten. 
Diese Beschlüsse werden in einem ersten Wahlgang wirksam gefasst, sofern sie mehr als 75 % der 
abgegebenen Stimmen erreichen, einschließlich der Jastimmen aller Aktionäre, die mindestens 10 % 
der Aktien der Gesellschaft halten. Kann ein solcher Beschluss in einem solchen ersten Wahlgang nicht 
gefasst werden, weil die Beschlussfähigkeit nicht gegeben ist, wird der Beschluss in einer erneut 
einberufenen Sitzung wirksam gefasst, sofern er mehr als 75 % der abgegebenen Stimmen erreicht, 
einschließlich der Jastimmen von mindestens drei Aktionären, die mindestens 10 % der Aktien der 
Gesellschaft halten. Enthaltungen gelten als negative Stimme. 

Ungeachtet der beiden vorstehenden Absätze erfordern Beschlüsse über (i) die Verlegung des Sitzes,
(ii) die Änderung des Gesellschaftsgegenstands, (iii) die vollständige oder teilweise Aufhebung oder 
Einschränkung des Vorwegzeichnungsrechts, 
(iv) Kapitalerhöhungen (einschließlich der Ausgabe von Aktien unter dem Nennwert, der Ausgabe von 
Wandelanleihen oder Optionsscheinen, der Erteilung der Befugnis an den Verwaltungsrat, das 
eingetragene Kapital durch genehmigtes Kapital zu erhöhen), (v) die Fusion der Gesellschaft, (vi) die 
Auflösung oder Liquidation der Gesellschaft und (vii) alle anderen Beschlüsse, die nach belgischem 
Recht die Zustimmung aller Aktionäre erfordern, um wirksam zu sein, stets die Jastimmen aller 
Aktionäre, die mindestens 10 % der Aktien der Gesellschaft halten. 

Artikel 32 – Schriftliche Beschlussfassung 

Mit Ausnahme der Entscheidungen, die vor einem Notar getroffen werden müssen, und der 
Genehmigung des Jahresabschlusses können die Aktionäre einstimmig und schriftlich über alle Fragen 
entscheiden, für welche die Hauptversammlung zuständig ist. 

Zu diesem Zweck wird allen Aktionären und Abschlussprüfern ein Schreiben per Post, Fax, E-Mail oder 
auf einem anderen Kommunikationsweg zugesandt, in dem die Tagesordnung und die Vorschläge der 
zu treffenden Beschlüsse genannt werden, mit der Aufforderung an die Aktionäre, den Vorschlägen 
zuzustimmen und das Schreiben ordnungsgemäß unterzeichnet und innerhalb der im Schreiben 
genannten Frist an den Sitz der Gesellschaft oder einen anderen im Schreiben genannten Ort 
zurückzusenden. 

Liegt die schriftliche Zustimmung aller Aktionäre zu den Tagesordnungspunkten und zum Verfahren 
allgemein nicht innerhalb dieser Frist vor, gelten die Beschlüsse als nicht gefasst. 

Die Inhaber von Anleihen oder Optionsscheinen sowie die Personen, die unter Mitwirkung der 
Gesellschaft ausgegebene Namenszertifikate besitzen, haben das Recht, die Beschlüsse am Sitz der 
Gesellschaft einzusehen. 

Artikel 33 – Kopien und Auszüge aus dem Protokoll 

Kopien und/oder Auszüge der Protokolle der Hauptversammlungen, die an Dritte weitergegeben werden 
sollen, werden vom Vorsitzenden des Verwaltungsrats, von einem Verantwortlichen für die tägliche 
Geschäftsführung der Gesellschaft, von zwei Verwaltungsratsmitgliedern oder vom Schriftführer des 
Verwaltungsrats unterzeichnet. 
Unmittelbar neben/unter ihrer Unterschrift muss die Funktion stehen, in der sie handeln. 

Kapitel V. – Geschäftsjahr, Jahresabschlüsse, Dividenden, Gewinnausschüttung 

Artikel 34 – Geschäftsjahr, Jahresabschlüsse, Geschäftsbericht 

Das Geschäftsjahr beginnt am 1. Januar und endet am 31. Dezember jedes Jahres. 
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Am Ende eines jeden Geschäftsjahres erstellt der Verwaltungsrat ein Inventar und den 
Jahresabschluss, der aus der Bilanz, der Gewinn- und Verlustrechnung sowie den Erläuterungen und 
der Sozialbilanz besteht. Diese Dokumente werden in Übereinstimmung mit den gesetzlichen 
Bestimmungen erstellt und bei der Belgischen Nationalbank hinterlegt. 

Der Jahresabschluss muss im Hinblick auf seine Veröffentlichung rechtsgültig von einem 
Verwaltungsratsmitglied oder einer Person, die für die tägliche Geschäftsführung verantwortlich ist, oder 
von einer Person, die vom Verwaltungsrat ausdrücklich dazu ermächtigt wurde, unterzeichnet sein. 

Darüber hinaus erstellen die Verwaltungsratsmitglieder jedes Jahr einen Bericht gemäß den Artikeln 95 
und 96 des Code des Sociétés. Die Verwaltungsratsmitglieder sind jedoch nicht verpflichtet, einen 
Geschäftsbericht zu erstellen, solange die Gesellschaft die in Artikel 94 des Code des Sociétés 
festgelegten Bedingungen erfüllt. 

Artikel 35 – Gewinnausschüttung 

Vom Nettogewinn werden mindestens 5 % abgezogen und der gesetzlichen Rücklage zugeordnet. 
Dieser Abzug ist nicht mehr vorgeschrieben, sobald sich die gesetzliche Rücklage auf ein Zehntel des 
Gesellschaftskapitals beläuft. 

Auf Vorschlag des Verwaltungsrats entscheidet die Hauptversammlung über die Aufteilung des 
Nettogewinns. 

Artikel 36 – Ausschüttung 

Die von der Hauptversammlung beschlossene Dividendenausschüttung erfolgt an den von dieser oder 
vom Verwaltungsrat festgelegten Terminen und Orten. 

Artikel 37 – Zwischendividenden 

Der Verwaltungsrat ist befugt, unter den Bedingungen von Artikel 618 des Code des Sociétés eine 
Zwischendividende auf den Gewinn des Geschäftsjahrs auszuschütten. 

Artikel 38 – Verbot von Ausschüttungen 

Eine rechtswidrig vorgenommene Ausschüttung ist von dem Aktionär, der sie erhalten hat, zu erstatten, 
wenn die Gesellschaft nachweist, dass der Aktionär von der Rechtswidrigkeit der Ausschüttung wusste 
oder sie ihm den Umständen nach nicht unbekannt sein konnte. 

Kapitel VI. Auflösung und Liquidation 

Artikel 39 – Verluste 

a) Ist das Nettovermögen infolge von Verlusten auf weniger als 50 % des Gesellschaftskapitals 
gesunken, so muss die Hauptversammlung innerhalb einer Frist von höchstens zwei Monaten nach 
dem Tag zusammenkommen, an dem dieser Verlust aufgrund gesetzlicher oder satzungsmäßiger 
Bestimmungen festgestellt ist oder hätte festgestellt werden müssen, um gegebenenfalls über die 
Auflösung der Gesellschaft und möglicherweise andere in der Tagesordnung angekündigte 
Maßnahmen nach den für Satzungsänderungen geltenden Formvorschriften zu beraten und zu 
entscheiden. Der Verwaltungsrat begründet seine Vorschläge in einem gesonderten Bericht, der den 
Aktionären fünfzehn Tage vor der Hauptversammlung am eingetragenen Sitz der Gesellschaft zur 
Verfügung gestellt wird. 

b) Ist das Nettovermögen infolge erlittener Verluste auf weniger als ein Viertel des Aktienkapitals 
gesunken, wird die Gesellschaft aufgelöst, wenn die Auflösung mit einem Viertel der in der 
Versammlung abgegebenen Stimmen beschlossen wird. 

c) Wenn das Nettovermögen unter das in Artikel 439 des Code des Sociétés festgelegte gesetzliche 
Mindestkapital gesunken ist, kann jede interessierte Partei die Auflösung der Gesellschaft vor 
Gericht beantragen. Das Gericht kann der Gesellschaft eine Frist gewähren, innerhalb derer sie ihre 
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Situation ordnen muss. 

Artikel 40 – Auflösung und Liquidation 

Im Falle der Auflösung der Gesellschaft werden von der Hauptversammlung ein oder mehrere 
Liquidatoren bestellt. Wenn darüber kein Beschluss gefasst wurde, gelten die Verwaltungsratsmitglieder 
rechtlich als Liquidatoren – nicht nur für die Entgegennahme von Mitteilungen und Bekanntmachungen, 
sondern auch für die Liquidation der Gesellschaft, gegenüber Dritten und gegenüber den Aktionären. 
Gemäß den Bestimmungen des Code des Sociétés nehmen die Liquidatoren ihr Mandat erst nach 
Bestätigung ihrer Bestellung durch die Hauptversammlung durch das zuständige Handelsgericht auf. 
Sofern in der Ernennungsurkunde nichts anders bestimmt, verfügen die Liquidatoren über die weitesten 
Befugnisse, die das Gesetz vorsieht. 

Die Hauptversammlung bestimmt die Art der Liquidation. Alle Vermögenswerte der Gesellschaft müssen 
veräußert werden, sofern die Hauptversammlung nichts anderes beschließt. 

Wenn nicht alle Aktien in gleichem Umfang eingezahlt wurden, stellen die Liquidatoren den Saldo wieder 
her, entweder durch Nachforderungen oder durch Vorauszahlungen. 

Artikel 41 – Vereinigung aller Aktien in einer Hand 

Die Tatsache, dass alle Aktien in einer Hand vereint sind, führt nicht zu einer gerichtlich angeordneten 
Auflösung oder zu einer rechtlichen Auflösung (dissolution in justice). Ist innerhalb eines Jahres kein 
neuer Aktionär in die Gesellschaft eingetreten oder wird sie nicht wirksam in eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung umgewandelt oder aufgelöst, so haftet der Einzelaktionär bis zum Eintritt eines 
neuen Aktionärs oder bis zur Bekanntgabe der Umwandlung in eine Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung oder der Auflösung der Gesellschaft gesamtschuldnerisch für alle Verbindlichkeiten der 
Gesellschaft, die nach der Vereinigung aller Aktien in seiner Hand entstanden sind. 

Die Tatsache, dass alle Aktien in einer Hand vereint sind, sowie die Identität des Einzelaktionärs müssen 
in der Akte der Gesellschaft genannt werden, die beim Handelsgericht des Bezirks geführt wird, in dem 
die Gesellschaft ihren Sitz hat. 

Der Einzelaktionär übt die Befugnisse der Hauptversammlung aus. Er kann diese Befugnisse nicht 
übertragen. Die Beschlüsse des Einzelaktionärs, der im Namen der Hauptversammlung handelt, werden 
in dem am Sitz der Gesellschaft geführten Register vermerkt. 

Die Vereinbarungen zwischen dem Einzelaktionär und der Gesellschaft, mit Ausnahme der laufenden 
Geschäfte unter üblichen Bedingungen, werden in einem Dokument festgehalten, das zusammen mit 
dem Jahresabschluss ablegt wird. 

Kapitel VII. Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 42 – Wahl des Wohnsitzes 

Die Inhaber von Namensaktien müssen der Gesellschaft jede Änderung ihrer Anschrift mitteilen. 
Unterbleibt die Mitteilung, so wird davon ausgegangen, dass sich ihr Wohnsitz an ihrer bisherigen 
Adresse befindet. 
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Anlage II zur Anlage 1

400URNr. / 2018 

vom 14. August 2018 

TSCNET Services GmbH Kapitalerhöh. (ls/lp) 

Bescheinigung 

Zu nachstehender Satzung der Gesell­

schaft in Firma 

TSCNET Services GmbH 

mit dem Sitz in München 

wird gemäß § 54 Abs. 1 GmbHG be­

scheinigt, dass die geänderten Bestim­

mungen mit dem Beschluss der Ge­

schäftsführung über die Änderung des 

Gesellschaftsvertrages - Satzung ­

vom 12. Juni 2018 und die unveränder­

ten Bestimmungen mit dem zuletzt zum 

Handelsregister eingereichten vollstän­

digen Wortlaut des Gesellschaftsvertra­

ges übereinstimmen. 

Certification 

For the following articles of association 

of the company with legal name 

TSCNET Services GmbH 

with legal seat in Munich 

is hereby certified pursuant to section 

54 para. 1 GmbHG that the changed 

provisions conform to the resolution of 

the managing directors regarding the 

change of the articles of association 

dated 1ih June 2018 and the un­

changed provisions of the wording of 

the articles of association which were 

submitted to the commercial register at 

last. 

München/ Munich, den 14. Augus 2018 / this 141hAugust 2018 
f 

Notar I Notary 



SATZUNG 	 ARTICLES 

§ 1 
Firma, Sitz Corporate Name, Domicile 

(1) 	 Die Gesellschaft führt die (1) The corporate name of the 
Firma: Company is 

TSCNET Services GmbH. 

(2) 	 Die Gesellschaft hat ihren (2) The Company has its domicile 
Sitz in in 

München / Munich. 

§2 
Gegenstand des Unternehmens Object of the Company 

(1) 	 Gegenstand des Unterneh­ ( 1) Object of the Company is the 
mens ist die Erbringung von provision of technical support 
technischen Unterstützungs­ services in the field of elec­
dienstleistungen im Bereich tricity transmission system 
der elektrischen Übertra­ security calculation and ca­
gungssystemsicherheits- und pacity calculation including, 
Kapazitätsberechnung ein­ but not limited to, data moni­
schließlich aber nicht be­ toring and data analysis, elec­
schränkt auf Datenüberwa­ tronic data processing and 
chung und -analyse, elektro­ data storage, to support 
nische Datenverarbeitung transmission system opera­
und Datenspeicherung, um tors in their system operation. 
Übertragungsnetzbetreiber In addition, the Company 
bei deren Netzbetrieb zu un­ provides administrative sup­
terstützen. Darüber hinaus port services including, but 
erbringt die Gesellschaft ad­ not limited to, organisational 
ministrative Unterstützungs­ services (e.g. meeting prepa­
dienstleistungen einschließ­ ration and post-processing) 
lich aber nicht beschränkt auf and project management ser­
organisatorische (wie z.B. vices in relation to a coopera­
Sitzungsvor- und tion active in the field of sys­
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nachbereitung) und Projekt­
management Dienstleistun­
gen in Bezug auf eine auf 
dem Gebiet der Systemsi­
cherheit tätigen Kooperation 
unter anderem zwischen sei­
nen Gesellschaftern. 

(2) 	 Die Gesellschaft kann alle mit 
dem Gegenstand ihres Un­
ternehmens in Zusammen­
hang stehende Geschäfte be­
treiben. 

(3) 	 Genehmigungspflichtige Tä­
tigkeiten, Rechts- und Steu­
erberatung sind nicht Gegen­
stand des Unternehmens. 

§3 
Dauer, Geschäftsjahr 

(1) 	 Die Gesellschaft ist auf unbe­
stimmte Zeit errichtet. 

(2) 	 Das Geschäftsjahr der Gesell­
schaft ist das Kalenderjahr. 

tem security between inter 
alia its shareholders'. 

(2) 	 The Company may do all 
business in connection with 
the aforesaid object. 

(3) 	 Activities subject to an official 
permit, legal and tax advice 
are not object of the Compa­
ny. 

Duration, Financial Year 

(1) 	 The Company is set up for an 
indefinite period of time. 

(2) 	 The financial year of the 
Company is the calendar year. 
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Stammkapital, Geschäftsantei­
le 

§4 

Share Capital, Shares 

(1) Das Stammkapital der Gesell­
schaft beträgt 

(1) The share capital of the Com­
pany amounts to 

c 37.500 c 37,500 

(in Worten: Euro siebenund­
dreißigtausendfünfhundert). 

(in words: Euro thirty-seven 
thousand five hundred). 

(2) Das Stammkapital 
folgt übernommen: 

wird wie (2) The share capital 
scribed as follows: 

is sub­

Gesellschafter Übernomme- Hiervon so-Sitz/ Seat Lau­
/ Shareho/der ner Ge­ fort ein­ fende 

schäftsanteil zuzahlen in Num-
C/ C/ mer / 
subscribed amount to Current 
share C no.be paid in 

immediate­
ly in c 

50Hertz Trans- Berlin, Deutsch­ 2.500 2.500 1 
mission GmbH land / Germany 
Amprion GmbH 2 

Deutschland / 
Dortmund, 2.500 2.500 

Germany 

Austrian Power Wien, Öster­ 2.500 2.500 3 
Grid AG reich / Vienna, 


Austria 

CEPS, a.s. 4Prag, 2.500 2.500 

Tschechien / 
Prague, Czech 

Republic 


Eies, d.o.o., Ljubljana, Slow­ 2.500 2.500 5 
sistemki opera­ enien / Slovenia 
ter prenosnega 
elektroener­
getskega omrez­
ja 
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Croatian 

sm1ss1on 

Tran-

System 
Zagreb, Kroati ­

en / Croatia 
2.500 2.500 6 

Operator Ltd. 

Swissgrid AG Laufenburg, 
Schweiz / Swit­
zerland 

2.500 2.500 7 

TenneT TSO B.V. Arnhem, Nieder­

lande/ Nether­
lands 

2.500 2.500 8 

TenneT TSO Bayreuth, 2.500 2.500 9 
GmbH Deutschland / 

Germany 

TransnetBW Stuttgart, 2.500 2.500 10 
GmbH Deutschland / 

Germany 

Energinet.dk Fredericia, 2.500 2.500 11 
Dänemark/ 
Denmark 

MAVIR Hungari- Budapest, Un­ 2.500 2.500 12 
an Independent garn / Hungary 
Transmission 
Operator Com­

pany Ltd. 

PSE S.A. Konstancin­ 2.500 2.500 13 
Jeziorna, Polen / 
Poland 

Slovenska 
elektrizacna 

Bratislava, 
Slowakei/ Slo­

2.500 2.500 14 

prenosova vakia 
sustava, a. s. 

Transelectrica Bukarest, 2.500 2.500 15 

S.A. Rumänien/ 
Romania 

Summe/Sum 37.500 37.500 

(3) Die Einlagen sind in bar zu 

leisten. Jede Einlage ist so­
fort in voller Höhe fällig. 

(3) The contributions have to be 
paid in cash. Each contribu­

tion is due immediately in full 

amount. 

(4) [nicht besetzt] (4) [intentionally not used] 
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§5 
Geschäftsführer Managing Directors 

(1) Die Geschäftsführer werden (1) The managing directors are 
von der Gesellschafterver­ appointed and dismissed by 
sammlung bestellt und abbe­ the shareholders' meeting. 
rufen. Die Gesellschafterver­ The shareholders' meeting al­
sammlung bestimmt auch die so determines the number of 
Zahl der Geschäftsführer und managing directors and their 
deren Amtszeit. Jeder Ge­ term of office. Each managing 
schäftsführer kann mit einer director may resign by written 
Frist von 3 Monaten zum Mo­ declaration to the supervisory 
natsende sein Amt durch board with three months' no­
schriftliche Erklärung gegen­ tice to the end of a month. 
über dem Aufsichtsrat nieder­
legen. 

(2) Die Rechte und Pflichten der (2) The rights and duties of the 
Geschäftsführer ergeben sich managing directors arise from 
aus dem Anstellungsvertrag the employment contract and 
und den Weisungen des Auf­ the instructions given by the 
sichtsrates und der Gesell­ supervisory board and the 
schafterversammlung. Wei­ shareholders' meeting. Share­
sungen der Gesellschafter­ holder's meeting instructions 
versammlung gehen denjeni­ prevail over supervisory board 
gen des Aufsichtsrates vor. instructions. 

(3) Die Gesellschafterversamm­ (3) The shareholders' meeting 
lung erlässt eine Geschäfts­ adopts the rules of procedure 
ordnung für die Geschäfts­ for the management in which 
führung, in der - zusätzlich - in addition to the consent 
zum Zustimmungskatalog catalogue within these Arti­
gemäß dieser Satzung -unter cles­ inter alia the transac­
anderem die zustimmungs­ tions which require consent 
pflichtigen Geschäfte fixiert are fixed. 
sind. 
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§6 
Vertretung 

(1) 	 Die Gesellschaft hat einen (1) 
oder mehrere Geschäftsfüh­
rer. 

(2) 	 Ist nur ein Geschäftsführer 2) 
bestellt, so vertritt dieser die 
Gesellschaft allein. Sind meh­
rere Geschäftsführer bestellt, 
wird die Gesellschaft entwe­
der durch zwei Geschäftsfüh­
rer oder durch einen Ge­
schäftsführer zusammen mit 
einem Prokuristen vertreten. 

(3) 	 Die Gesellschafterversamm­ (3) 
lung kann einem, mehreren 
oder allen Geschäftsführern 
Einzelvertretungsbefugnis er­
teilen. Sie kann auch einzelne 
Geschäftsführer allgemein 
oder für den Einzelfall von 
den Beschränkungen des § 
181 BGB befreien, so dass sie 
befugt sind, die Gesellschaft 
bei Vornahme von Rechtsge­
schäften mit sich selbst oder 
als Vertreter eines Dritten 
uneingeschränkt zu vertre­
ten. 

(4) 	 Absätze (1) mit (3) gelten für (4) 
Liquidatoren entsprechend. 

§7 
Aufsichtsrat 

Power of Representation 

The Company has one or sev­
eral managing directors. 

If only one managing director 
is appointed, he represents 
the Company alone. If several 
managing directors are ap­
pointed, either two managing 
directors or one managing di­
rector jointly with a holder of 
commercial power of attorney 
("Prokurist") represent the 
Company. 

The shareholders' meeting 
may assign individual power 
of representation to one, sev­
eral or all of the managing di­
rectors. The shareholders' 
meeting may also release sin­
gle managing directors gener­
ally or for an individual case 
from the restrictions of Sec. 
181 of the German Civil Code, 
so that they are authorized to 
act on behalf of the Company 
in legal transactions with 
themselves in person or with 
themselves as representatives 
of a third party. 

Paras. (1) to (3) also apply to 
liquidators ("Liquidatoren"). 

Supervisory Board 

(1) Die Gesellschafterversammlung (1) The shareholders' meeting 
hat das Recht, per Gesellschaf- may establish a supervisory 



- 7 ­

terbeschluss einen Aufsichtsrat 
zu bestellen, in dem auch die 
Anzahl der Mitglieder festzule­
gen ist, mindestens jedoch 
fünf. 

(2) 	 Die Bestellung der Mitglieder 
erfolgt in diesem Fall ebenfalls 
durch Gesellschafterbeschluss. 
Im Bestellungsbeschluss ist de­
ren jeweilige Amtszeit festzule­
gen. Eine gestaffelte Amtszeit 
ist zulässig. 

(3) 	 Aufsichtsratsmitglieder können 
jederzeit durch Gesellschafter­
beschluss abberufen werden. 
Jedes Aufsichtsratsmitglied 
kann mit einer Frist von 3 Mo­
naten sein Amt durch schriftli ­
che Erklärung gegenüber der 
Geschäftsführung niederlegen. 

(4) Der Aufsichtsrat überwacht die 
Geschäftsführung. Die der Zu­
stimmungspflicht des Aufsichts­
rats unterliegenden Geschäfte 
ergeben sich aus der Ge­
schäftsordnung für die Ge­
schäftsführung. 

(5) 	 Der Aufsichtsrat entscheidet 
durch Beschluss. Er ist be­
schlussfähig, wenn mindestens 
vier Fünftel (80%) seiner Mit­
glieder an der Beschlussfas­
sung teilnehmen. Beschlüsse 
werden mit einer Mehrheit von 
vier Fünftein der abgegebenen 
Stimmen gefasst. 

board by shareholders' reso­
lution in which the number of 
the members is also to be 
stated, at least five. 

(2) 	 In such an event the ap­
pointment of the members is 
also carried out by share­
holders' resolution. In the 
appointing shareholders' res­
olution their respective terms 
of office is to be fixed. A 
staggered term of office is 
permitted. 

(3) 	 Supervisory board members 
may be removed from their 
office by shareholders' reso­
lution at any time. Each su­
pervisory board member may 
resign by written declaration 
towards the management 
with three months' notice. 

(4) The supervisory board super­
vises the management. 
Transactions which require 
the supervisory board's con­
sent are stated in the rules of 
procedure for the manage­
ment. 

(5) 	 The supervisory board re­
solves by resolution. It is 
quorate if at least four fifths 
(80%) of the members par­
ticipate in voting for the reso­
lution. Resolutions are passed 
with a majority of four fifths 
of the votes cast. 
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(6) 	 § 52 Abs. 1 GmbHG findet An­
wendung, soweit diese Satzung 
oder die von der Gesellschaf­
terversammlung erlassene Ge­
schäftsordnung des Aufsichts­
rates nicht etwas anderes be­
stimmen. 

§8 
Gesellschafterbeschlüsse 

(1) 	 Die Beschlüsse der Gesell­
schafter werden in physi­
schen Versammlungen ge­
fasst. Außerhalb von Ver­
sammlungen können sie, so­
weit nicht zwingendes Recht 
eine andere Formvorschreibt, 
durch schriftliche, einschließ­
lich Telefax, oder mündliche 
Abstimmung z.B. per Telefon 
oder Videokonferenz oder ei­
ne Kombination der Vorge­
nannten gefasst werden, 
wenn jeder Gesellschafter 
dieser Form der Abstimmung 
zustimmt und sich mindes­
tens vier fünftel der Gesell­
schafter an der Abstimmung 
beteiligen. 

(2) 	 Gesellschafterbeschlüsse 
werden mit einer Mehrheit 
von vier Fünftein der abgege­
benen Stimmen gefasst, so­
weit nicht Gesetz oder diese 
Satzung eine größere Mehr­
heit vorsehen. Jeder Gesell­
schafter hat eine Stimme. 

(6) 	 Sec. 52 para. 1 of the Ger­
man Limited Liability Compa­
nies Act is applicable to the 
extent these Articles or the 
rules of procedure of the su­
pervisory board as passed by 
the shareholders' meeting do 
not provide otherwise. 

Shareholders' Resolutions 

(1) 	 Resolutions of the sharehold­
ers are passed in physical 
meetings. Outside a physical 
meeting, to the extent man­
datory law does not prescribe 
another form, they can be 
passed in writing, including 
by telefax or verbally, e.g. by 
phone or by videoconference 
or by combination of the 
aforementioned if every 
shareholder has agreed to 
this form of voting and at 
least four fifths of the share­
holders participate in the vot­
ing. 

(2) 	 As far as neither the statutory 
law nor these Articles require a 
larger majority, shareholders' 
resolutions are passed with a 
majority of four fifths of the 
votes cast. Each shareholder 
has one vote. 
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(3) Soweit über die Gesellschaf­ (3) As far as no notary's minutes 
terversammlung nicht eine 
notarielle Niederschrift aufge­
nommen wird1 ist über die 
Versammlung (zu Beweiszwe­
cken nicht als Wirksamkeits­
voraussetzung) eine Nieder­
schrift anzufertigen1 in der 
mindestens Ort und Tag der 
Sitzung1 die Teilnehmer und 
die Beschlüsse der Gesell­
schafter anzugeben sind. Die 
Niederschrift ist vom Vorsit­
zenden und dem Protokollfüh­
rer zu unterzeichnen. Über 
Beschlüsse außerhalb von 
Gesel lschafterversa mm 1u ngen 
ist (zu Beweiszwecken1 nicht 
als Wirksamkeitsvorausset­
zung) ebenfalls unverzüglich 
eine Niederschrift anzuferti ­
gen1 welche mindestens den 
Tag1 die Form der Beschluss­
fassung1 der Inhalt des Be­
schlusses und die Stimmab­
gaben anzugeben hat. Jedem 
Gesellschafter ist unverzüg­
lich eine Abschrift der Nieder­
schrift zu übersenden. 

(4) Insbesondere die folgenden 
Angelegenheiten sind Gegen­
stand der Beratung und Be­
schlussfassung der Gesell­
schafter: 

(a)Änderung der Satzung durch 
einstimmigen Beschluss aller 
Gesellschafter1 soweit nicht 
ausdrücklich anders in die­
ser Satzung geregelt; 

are kept of the shareholders' 
meeting, minutes are to be 
made of the meeting (to serve 
as a proof1 not as a prerequi­
site of validity)1 in which at 
least place and time of the 
meeting1 the participants and 
the resolutions of the share­
holders shall be stated. The 
minutes are to be signed by 
the chairman and the secre­
tary. Also minutes of resolu­
tions passed outside share­
holders' meetings shall be 
made without undue delay (to 
serve as a proof1 not as a pre­
requisite of validity) in which 
the day / the form of the pass­
ing of the resolution1 the con­
tents and the votes cast shall 
be stated. A copy of the 
minutes shall be sent to every 
shareholder without undue de­
lay. 

(4) In particular1 the following 
matters are subject to share­
holders' discussion and deci­
sion: 

(a) 	 Amendment of these Arti ­
cles by unanimous resolu­
tion of all shareholders1 
unless explicitly provided 
otherwise in these Articles; 



- 10 ­

(b) Feststellung des Jahresab­
schlusses; 

(c) Gewinnverwendung; 
(d) Entlastung 	 der Geschäfts­

führer und der Mitglieder 
des Aufsichtsrates; 

(e)Verabschiedung 	 und Ände­
rung des Jahresbudgets 
(Jahresbudget ist das 
Budget der Gesellschaft für 
ein Geschäftsjahr, das jähr­
lich für das jeweils folgende 
Geschäftsjahr aufgestellt 
wird) und Jahresaktivitäten­
plan (Jahresaktivitätenplan 
ist die Planung der Aktivitä­
ten und der Geschäftsstra­
tegie der Gesellschaft für ein 
Geschäftsjahr, die jährlich 
für das jeweils folgende Ge­
schäftsjahr aufgestellt wird 
und mit dem Jahresbudget 
im Einklang steht); 

(f) 	Definition und Verabschie­
dung der Strategie und Ge­
schäftspolitik der Gesell­
schaft; 

(g) Definition und Entscheidung 
über strategische Kooperati­
onen; 

(h) Übertragung bestehender 
oder Abschluss neuer Ver­
träge mit einem oder mehr 
aber nicht allen Gesellschaf­
tern sowie Änderung oder 
Beendigung von Verträgen 
jeweils mit einem oder mehr 
aber nicht allen Gesellschaf­
tern; 

(b) Approval ("Feststellung") 
of the annual accounts 
("Jahresabschluss"); 

( c) Appropriation of profits 
(d) Discharge of the managing 

directors and supervisory 
board members; 

( e) Adoption of and amend­
ments to the Annual Budg­
et (Annual Budget shall 
mean the budget of the 
Company for a financial 
year to be prepared yearly 
for the respective following 
financial year) and the An­
nual Activity Plan (Annual 
Activity Plan shall mean 
the planning of activities 
and business strategy of 
the Company for a finan­
cial year to be prepared 
yearly for the respective 
following financial year and 
corresponding to the An­
nual Budget); 

(f) Definition and adoption of 
strategy and business poli­
cy of the Company; 

(g) 	 Definition and decision on 
strategic cooperations; 

(h) 	 Transfer of existing or con­
clusion of new contracts 
with one or more but not 
all shareholders as weil as 
amendment or termination 
of contracts with one or 
more but not all share­
holders; 
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(i) 	Abschluss oder Änderung 
von Verträgen über die Er­
bringung von Dienstleistun­
gen gegenüber Nichtgesell­
schaftern; 

(j) 	Erteilung von Prokura und 
Generalhandlungsvollmacht; 

(k) Alle über den gewöhnlichen 
Geschäftsgang hinausge­
henden Angelegenheiten 
insbesondere aber nicht be­
grenzt auf: 

Verkauf und/oder 
Übertragung des Ge­
schäftsbetriebs im 
Ganzen oder in Teilen 
mit einstimmigem Be­
schluss aller Gesell­
schafter; 
Errichtung, Erwerb, 
Verkauf, Veräußerung 
von anderen Ge­
schäftsbetrieben oder 
Teilen von Geschäfts­
betrieben sowie von 
Anteilen an anderen 
Gesellschaften. 

(1) 	Alle Maßnahmen bezüglich 
derer sich die Gesellschafter 
per Gesellschafterbeschluss 
ein Zustimmungsrecht vor­
behalten haben. 

(i) 	 Conclusion or amendment 
of contracts on the provi­
sion of services towards 
non-shareholders; 

(j) 	 Granting of commercial 
("Prokura") and power of 
attorney general ("Gen­
eralhandlungsvollmacht"); 

(k) 	 All matters beyond the or­
dinary course of business, 
in particular, but not lim­
ited to: 

Sale and/or transfer of 
the business in whole or 
in parts by unanimous 
resolution of all share­
holders; 

Formation, acquisition, 
sale, disposal of other 
businesses or parts of 
businesses as weil as 
shareholdings in other 
companies. 

(1) 	 All measures to which 
shareholders reserved 
their right of consent by 
resolution. 
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§9 
Gesellschafterversammlungen Shareholders' Meetings 

(1) Gesellschafterversammlun­ (1) Shareholders' meetings are 
gen werden durch die Ge­ convened by the managing di­
schäftsführer einberufen. Je­ rectors. Every managing di­
der Geschäftsführer ist allein rector is entitled alone to con­
einberufungsberechtigt. Jeder vene the meeting. Every 
Gesellschafter kann die Ein­ shareholder can demand the 
berufung einer Gesellschaf­ convening of a shareholders' 
terversammlung unter Anga­ meeting stating the purpose 
be des Zwecks und der Grün­ and the reasons for the con­
de der Einberufung verlan­ vening of the meeting. 
gen. 

(2) Die Einberufung erfolgt durch (2) The convening is made by 
eingeschriebenen Brief und registered letter and in addi­
zusätzlich per e-mail an je­ tion by e-mail to every share­
den Gesellschafter mit einer holder with a two weeks' no­
Frist von zwei Wochen. Der tice. The notice period starts 
Lauf der Frist beginnt mit with the day after mailing of 
dem auf die Aufgabe des ein­ the registered letter. The day 
geschriebenen Briefes zur of the meeting is not counted 
Post folgenden Tag. Der Tag in the calculation of the peri­
der Versammlung wird bei od. 
Berechnung der Frist nicht 
mitgezählt. 

(3) Eine Gesellschafterversamm­ (3) A shareholders' meeting is on­
lung ist nur beschlussfähig, ly quorate ("beschlussfähig") 
wenn mindestens vier Fünftel if at least four fifthsof the 
der Gesellschafter vertreten shareholders are represented. 
sind. Sind weniger als vier If less than four fifthsare rep­
Fünftelder Gesellschafter ver­ resented, a new shareholders' 
treten, ist unter Beachtung meeting with the same agen­
von Absatz 2 unverzüglich ei­ da shall be convened without 
ne neue Gesellschafterver­ delay under the terms set 
sammlung mit gleicher Ta­ forth in para. 2 above. The 
gesordnung einzuberufen. latter is quorate without re­
Diese ist ohne Rücksicht auf gard to the number of the 
die Anzahl der vertretenen represented shareholders if 
Gesellschafter beschlussfä­ this had been pointed out in 
hig, falls hierauf in der Einbe­ the convention. 
rufung hingewiesen wurde. 
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(4) Gesellschafterversammlun­
gen finden am Sitz der Ge­
sellschaft oder mit Zustim­
mung aller Gesellschafter an 
einem anderen Ort als physi­
sche Treffen statt. Die Ver­
sammlung wählt mit Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen 
einen Vorsitzenden und einen 
Protokollführer. Der Vorsit­
zende leitet die Versamm­
lung. 

(5) 	 Sind sämtliche Gesellschafter 
anwesend oder vertreten und 
mit der Beschlussfassung 
einverstanden, so können 
Beschlüsse auch dann gefasst 
werden, wenn die für die Ein­
berufung und Ankündigung 
geltenden gesetzlichen oder 
gesellschaftsvertraglichen 
Vorschriften nicht eingehalten 
worden sind. 

(4) Shareholders' meetings take 
place at the registered office 
of the Company or, upon ap­
proval by all shareholders, at 
any other place as physical 
meetings. The assembly votes 
on a chairman and a secretary 
with the majority of the votes 
cast. The chairman directs the 
meeting. 

(5) 	 If all shareholders are present 
or represented and agree on 
the decision making, resolu­
tions may be passed even if 
statutory provisions or those 
of these Articles for the con­
vening and the announcement 
of a meeting are not met. 
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§ 10 
Veräußerung von Geschäftsan­ Assignment of Shares, 

teilen, Vorerwerbsrecht Right of First Refusal 

(1) 	 Die Veräußerung von Ge­ (1) The alienation of shares or 
schäftsanteilen und von Tei­
len eines Geschäftsanteils 
bedarf der Zustimmung der 
Gesellschafterversammlung 
mit der in § 8 Abs. 2 genann­
ten Mehrheit es sei denn der 
potentielle Abtretungsemp­
fänger oder die von den Ge­
sellschaftern nach § 10 Abs. 
6 benannte Person ist kein 
übertrag u ngsnetzbetreiber, 
in diesen Fällen ist ein ein­
stimmiger, zustimmender Be­
schluss aller Gesellschafter 
erforderlich. 

(2) 	 Absatz 1 gilt auch für andere 
Verfügungen über Geschäfts­
anteile (insbesondere Ver­
pfändung oder Belastung mit 
einem Nießbrauch) sowie den 
Abschluss von Verträgen über 
Treuhand, Unterbeteiligung 
oder ähnliches. 

(3) 	 Vor der Abtretung eines Ge­
schäftsanteils ist der Anteil 
zunächst den übrigen Gesell­
schaftern zu gleichen Teilen 
zum Buchwert des Ge­
schäftsanteils (wie in § 13 
Abs. 2 dieser Satzung defi­
niert)zum Erwerb anzubieten. 
Die Frist zur Annahme des 
Angebots beträgt einen Mo­
nat ab Aufgabe des Angebots 
zur Post. 

parts of shares is subject to 
the consent of the sharehold­
ers' meeting with the majority 
as stipulated in § 8 para. 2 
unless the potential assignee 
or the person named by the 
shareholders' according to § 

10 para 6 is not a transmis­
sion system operator in which 
events a unanimous consent­
ing resolution of all share­
holders is required 

(2) 	 Para. 1 also applies to other 
dispositions of shares (includ­
ing, but not limited to, a 
pledge of shares or a usufruct 
("Nießbrauch'') on the shares) 
as well as to agreements for 
trusts, sub-participation or 
similar. 

(3) 	 Before assigning a share, the 
share must be offered to the 
other shareholders for acquisi­
tion in equal parts at the book 
value of the share (as defined 
in § 13 para. 2 of these Arti ­
cles).The period for ac­
ceptance shall be one month's 
notice, beginning with postal 
dispatch of the offer. 
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(4) Ein Vorerwerbsberechtigter 
kann sein Vorerwerbsrecht 
nur hinsichtlich des gesamten 
ihm gemäß Abs. 3 
S. lzustehenden Anteiles 
ausüben. Der angebotene 
Geschäftsanteil ist entspre­
chend zu teilen. Etwaige nicht 
teilbare Spitzenbeträge des 
angebotenen Geschäftsantei­
les stehen demjenigen Vor­
erwerbsberechtigten zu, der 
sein Vorerwerbsrecht als ers­
ter ausgeübt hat. 

(5) 	 Wenn alle Vorerwerbsberech­
tigten ihr Vorerwerbsrecht 
fristgerecht ausüben, sind die 
Gesellschafter verpflichtet, 
ihre Zustimmung zur Über­
tragung gern. Abs. 1 zu ertei­
len. 

(6) 	 Üben nicht alle Vorerwerbs­
berechtigten ihr Vorerwerbs­
recht fristgerecht aus, kön­
nen die Gesellschafter be­
schließen, dass der Ge­
schäftsanteil unter Beachtung 
von § 33 Abs. 1 und 2 
GmbHG zum Buchwert des 
Geschäftsanteils (wie in § 13 
Abs. 2 dieser Satzung defi ­
niert)auf die Gesellschaft zu 
übertragen ist, der Ge­
schäftsanteil eingezogen wird 
oder der Geschäftsanteil auf 
eine von den Gesellschaftern 
zu benennende Person zu 
übertragen ist. Andernfalls 
sind die Gesellschafter ver­
pflichtet, ihre Zustimmung 
gern. Abs. 1 zur Abtretung 
des Geschäftsanteils an den 

(4) 	 A holder of a right of first re­
fusal may exercise its right 
("Vorerwerbsrecht") only with 
regard to the whole portion of 
the share to which it is enti ­
tled according to para.3 s.1. 
The offered share is to be di­
vided accordingly. The holder 
of the right of first refusal who 
exercises its right of first re­
fusal first is entitled to any 
possible non-divisible odd-lots 
of the offered share. 

(5) 	 If all holders of a right of first 
refusal exercise their right of 
first refusal in time, the 
shareholders are obliged to 
grant their consent according 
to para.1. 

(6) 	 If not all holders of a right of 
first refusal exercise their 
right of first refusal in time, 
the shareholders can take the 
resolution that the share is to 
be assigned at book value(as 
defined in § 13 para. 2 of 
these Articles)to the Company 
respecting the terms of Sec. 
33 paras 1 and 2 German 
Limited Liability Companies 
Act, the redemption of the 
share or that the share is to 
be assigned to a person 
named by the shareholders. 
Otherwise the shareholders 
are obliged to grant their con­
sent to the assignment to the 
assignee unless there are im­
portant conflicting reasons in 
the person of the assignee. An 
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Abtretungsempfänger zu er­ important conflicting reason is 

teilen, es sei denn, dass in particular assumed where 

wichtige, in der Person des the assignee is not a trans­

Abtretungsempfängers lie­ mission system operator. 

gende Gründe dem entge­

genstehen. Von einem wich­

tigen Grund ist insbesondere 

auszugehen, wenn der Er­

werber kein Übertragungs­

netzbetreiber ist. 


(7) 	 Das Vorerwerbsrecht gemäß (7) The right of first refusal pur­
Absatz 3 besteht auch in den suant to para. 3 also applies 
Fällen des Absatz 2. in the cases under para. 2. 

§ 11 
Einziehung von Geschäftsan­ Redemption of Shares 

teilen 

(1) Die Gesellschafterversamm­ (1) The shareholders' meeting 
lung kann ohne Zustimmung may resolve on the redemp­
des betroffenen Gesellschaf­ tion ("Einziehung") of a share 
ters die Einziehung seines without consent of the share­
Geschäftsanteils beschließen, holder concerned, if bank­
wenn über das Vermögen des ruptcy proceedings or any 
betroffenen Gesellschafters comparable proceedings in its 
das Insolvenzverfahren oder country of origin are opened 
ein entsprechendes Verfahren ("Eröffnung Insolvenzverfah­
in seinem Heimatstaatdurch ren")on the estate of the 
die zuständige Stelle eröffnet shareholder concerned by the 
ist, die Eröffnung mangels competent authority, the 
Masse abgelehnt oder die opening of insolvency pro­
Zwangsvollstreckung in sei­ ceedings is refused due to 
nen Geschäftsanteil betrieben lack of assets ("mangels 
und diese Maßnahme nicht Masse")or the execution 
innerhalb eines Monats, ("Zwangsvollstreckung") lev­
nachdem sie getroffen wurde, ied on its share is not lifted 
wieder aufgehoben wird. within a month after this 

measure had been taken. 

(2) 	 Die Einziehung ist auch zu­ (2) Redemption is also permitted, 
lässig, wenn in der Person if there is good cause in the 
des betreffenden Gesellschaf- person of the shareholder in 
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ters 	ein wichtiger Grund vor­
liegt. Darüber hinaus ist eine 
Einziehung zulässig, wenn ein 
Gesellschafter nicht länger 
Übertragungsnetzbetreiber 
ist oder wenn die Geschäfts­
anteile Kraft Gesetz auf einen 
Rechtsträger übergehen, der 
kein 	 Übertragungsnetzbetrei­
ber ist. 

(3) 	 Der Beschluss über die Ein­
ziehung bedarf einer Mehr­
heit von vier Fünftein der in 
der Gesellschafterversamm­
lung vertretenen Stimmen. 
Der betroffene Gesellschafter 
hat kein Stimmrecht. 

(4) Statt der Einziehung kann die 
Gesellschafterversammlung 
mit derselben Mehrheit be­
schließen, dass der Anteil 
ganz oder zum Teil von der 
Gesellschaft unter Beachtung 
des § 33 Abs. 1 und 2 
GmbHG erworben oder auf 
eine oder mehrere von ihr 
benannte Personen 
übertragen wird. Die Gesell­
schaft darf in keinem Fall 
mehr als 50% der eigenen 
Geschäftsanteile halten. 

(5) 	 Die Höhe der Abfindung und 
die Zahlungsweise bestim­
men sich nach § 13 dieser 
Satzung. 

question. Furthermore, re­
demption is permitted if a 
shareholder is no langer a 
transmission system operator 
or if the shares are trans­
ferred by operation of law to 
an entity that is not a trans­
mission system operator. 

(3) 	 The resolution for redemption 
requires a majority of four 
fifths of the cast votes repre­
sented at the shareholders' 
meeting. The shareholder 
concerned does not have a 
right to vote. 

(4) Instead of redemption the 
shareholders' meeting can 
decide with the same majori ­
ty that the share is to be as­
sig ned completely or partly to 
the Company respecting the 
terms of Sec. 33 paras 1 and 
2 German Limited Liability 
Companies Act or to one or 
several persons named by the 
Company. The Company must 
not hold more than 50% of its 
own shares. 

(5) 	 The amount of the compensa­
tion and its payment are de­
termined pursuant to§ 13 of 
these Articles. 
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§ 12 
Kündigung 

(1) 	 Jeder Gesellschafter kann (1) 
seine Beteiligung an der Ge­
sellschaft mit einer Frist von 
sechs Monaten zum Ende ei­
nes Geschäftsjahres or­
dentlich kündigen, frühestens 
jedoch zum 

31.12.2017. 

Die Kündigung aus wichtigem 
Grund ist jederzeit zulässig. 

(2) 	 Die Kündigung erfolgt mit (2) 
eingeschriebenem Brief. Sie 
ist an die Gesellschaft und an 
alle Gesellschafter zu richten. 
Maßgebend für die Rechtzei­
tigkeit der Kündigung ist der 
Zugang bei der Gesellschaft. 

(3) 	 Die Kündigung hat nicht die (3) 
Auflösung der Gesellschaft, 
sondern nur das Ausscheiden 
des kündigenden Gesellschaf­
ters zur Folge. 

(4) Der ausscheidende Gesell­ (4) 
schafter ist verpflichtet, nach 
Wahl der verbleibenden Ge­
sellschafter seinen Ge­
schäftsanteil an alle Gesell­
schafter anteilsmäßig oder an 
einen zu benennenden Drit ­
ten oder unter Beachtung der 
Bestimmungen des § 33 
GmbHG an die Gesellschaft 

Notice of Termination 

Every shareholder may ter­
minate its participation in the 
Company ( ordinary termina­
tion) with a notice period of 
six months to the end of a fi ­
nancial year, at the earliest 
on 

However the termination for 
good cause ("Kündigung aus 
wichtigem Grund") is permit­
ted at any time. 

Notice of termination is car­
ried out by registered letter. 
It must be addressed to the 
Company and to all share­
holders. Timeliness of the no­
tice of termination is deter­
mined by receipt by the Com­
pany. 

The notice of termination 
does not bring about dissolu­
tion of the Company but only 
the withdrawal 
("Ausscheiden") of the termi­
nating shareholder. 

The withdrawing shareholder 
is obliged to assign its share, 
subject to the choice of the 
remaining shareholders, to all 
shareholders in part or to a 
third party to be nominated 
or to the Company itself in 
accordance with the provi­
sions of Sect. 33 German 
Limited Liability Companies 
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selbst abzutreten oder die 
Einziehung des Anteils zu 
dulden. Für die Einziehung 
gelten die Bestimmungen in 
dieser Satzung. Wird bis zum 
Ablauf der Kündigungsfrist 
dem ausscheidenden Gesell­
schafter niemand benannt, 
an den er seinen Geschäfts­
anteil abzutreten hat oder die 
Einziehung des Anteils nicht 
beschlossen, ist die Gesell­
schaft aufgelöst und wird li ­
quidiert. 

(5) 	 Der ausscheidende Gesell­
schafter erhält eine Abfin­
dung. Die Höhe der Abfin­
dung und die Zahlungsweise 
sind in dieser Satzung gere­
gelt. 

Abfindung 

(1) 	 Scheidet ein Gesellschafter, 
gleich aus welchem Grunde, 
aus der Gesellschaft aus, er­
hält er eine Abfindung. 

(2) 	 Die Abfindung beläuft sich 
auf den Buchwert des Ge­
schäftsanteils. Der Buchwert 
des Geschäftsanteils wird be­
stimmt auf der Basis der Ei­
genkapitalposition der Gesell­
schaft (wie in § 266 Abs. 3 
Buchstabe (A) Handelsge­
setzbuch definiert) wie im 
letzten festgestellten Jahres­
abschluss der Gesellschaft 
ausgewiesen. Dieser Betrag 

(5) 

§ 13 

(1) 

(2) 

Act or to tolerate the redemp­
tion of the share. As to the 
redemption the provisions of 
these Articles apply. If until 
expiry of the notice period no 
one is named to the with­
drawing shareholder to whom 
it must assign its share, or 
the resolution on the redemp­
tion of the share is not 
passed, the Company is dis­
solved and enters into liqui­
dation. 

The withdrawing shareholder 
will receive a compensation. 
The amount of the compensa­
tion and its payment are de­
termined by these Articles. 

Compensation 

If a shareholder leaves the 
Company for whatever rea­
son, it receives a compensa­
tion. 

The compensation amounts to 
the book value of the share. 
The book value of the share is 
determined on the basis of 
the equity position of the 
Company (as defined in Sec. 
266 para. 3 lit (A) German 
Commercial Code) as dis­
played in the last established 
annual financial accounts 
("festgestellter Jahres­

abschluss 11 
) of the Company. 
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wird multipliziert mit dem 
Nennwert des betroffenen 
Geschäftsanteils dividiert 
durch das gesamte Stamm­
kapital der Gesellschaft. 
Wenn während der Zeit zwi­
schen dem Bilanzstichtag und 
dem Zeitpunkt des Ausschei­
dens des Gesellschafters an 
diesen Gewinne ausgeschüt­
tet wurden, sind diese abzu­
ziehen. Wenn der Zeitpunkt 
des Ausscheidens des Gesell­
schafters mit dem Ende eines 
Geschäftsjahres korrespon­
diert findet der Buchwert des 
Geschäftsanteils (wie oben 
definiert) gemäß dem festge­
stellten Jahresabschluss der 
Gesellschaft zum Zeitpunkt 
des Ausscheidens Anwen­
dung. Bei dem angewendeten 
Jahresabschluss hat es sich 
um einen geprüften Jahres­
abschluss zu handeln. 

(3) 	 Besteht die Vermutung, dass 
der Buchwert der Aktiva we­
sentlich vom wahren Wert 
der Aktiva abweicht, so ist 
der Wert der Aktiva durch ei­
nen von der für die Gesell­
schaft zuständigen Industrie­
und Handelskammer benann­
ten Angehörigen der wirt ­
schafts- und steuerberaten­
den Berufe zu ermitteln. Soll­
te sich durch das Ergebnis 
der Überprüfung die Vermu­
tung bestätigen, sind zum 
Zwecke der Berechnung der 
Abfindung die betroffenen 
Positionen im Aktivvermögen 
entsprechend anzupassen mit 

This amount is multiplied by 
the nominal value of the con­
cerned share divided by the 
whole subscribed capital of 
the Company. If, during the 
period between the date of 
the financial accounts and the 
date of the exit of the share­
holder, profits were distribut­
ed to the concerned share­
holder these shall be sub­
tracted. If the date of the exit 
of the shareholder corre­
sponds to the end of a finan­
cial year the book value of 
the share (as defined above) 
according to the established 
annual financial accounts of 
the Company as at the exit 
date shall apply. The applied 
annual financial accounts 
shall in any case be audited. 

(3) 	 If there is a presumption that 
the book value of the assets 
considerably deviates from 
the real value of the assets, 
the real value of the assets is 
to be ascertained by a mem­
ber of an economic or tax ad­
vising profession named by 
the chamber of industry and 
commerce competent for the 
Company.If the presumption 
is confirmed by the result of 
the verification, for the pur­
pose of the calculation of the 
compensation the concerned 
positions of the assets shall 
be adjusted accordingly with 
a corresponding effect on the 
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korrespondierender Auswir­
kung auf die Eigenkapitalpo­
sition in der Bilanz und die so 
ermittelte Eigenkapitalpositi­
on bei der Berechnung der 
Abfindung gemäß Abs. 2 zu­
grunde zu legen. Soweit be­
reits eine Abfindung ausbe­
zahlt wurde, ist die durch die 
Überprüfung ermittelte Diffe­
renz innerhalb von drei Mo­
naten nach finaler Ermittlung 
des Wertes der Eigenkapital­
position zu bezahlen. 

(4) 	 Die Abfindung ist innerhalb 
von sechs Monaten nach 
Ausscheiden des Gesellschaf­
ters zu bezahlen. 

§ 14 
Anfechtung von Beschlüssen 

Gesellschafterbeschlüsse können 
nur innerhalb eines Monats seit 
der Beschlussfassung durch Kla­
geerhebung beim zuständigen Ge­
richt am Sitz der Gesellschaft an­
gefochten werden. 

§ 15 
Auflösung der Gesellschaft 

Die Gesellschafterversammlung 
kann die Auflösung der Gesell­
schaft mit einer Mehrheit von vier 
Fünftein aller vorhandenen Stim­
men beschließen. 

equity position in the balance 
sheet and the equity position 
determined like this shall be 
the basis for the calculation of 
the compensation in accord­
ance with para.2. To the ex­
tent a compensation has al­
ready been paid the differ­
ence identified by the verifi ­
cation shall be paid within 
three months of the final de­
termination of the value of 
the equity position. 

(4) The compensation must be 
paid within six months after 
the shareholder left the Com­
pany. 

Challenges to Shareholders' 

Resolutions 


Any lawsuit to contest a share­
holders' resolution must be insti ­
tuted at the competent court at 
the domicile of the Company within 
one month beginning with the day 
of the adoption of the resolution. 

Dissolution of the Company 

The shareholders' meeting can de­
cide on the dissolution 
("Auflösung")of the Company with 
a majority of four fifths of all avail ­
able votes. 
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§ 16 
Salvatorische Klausel 

Sollte eine Bestimmung dieser 
Satzung unwirksam oder undurch­
führbar sein oder werden, so blei­
ben alle übrigen Bestimmungen 
dieser Satzung wirksam. 

Alle Gesellschafter sind verpflich­
tet, durch Gesellschafterbeschluss 
die unwirksame oder nicht durch­
führbare Bestimmung durch eine 
solche wirksame oder durchführ­
bare zu ersetzen, durch die der 
mit der unwirksamen oder un­
durchführbaren Bestimmung ver­
folgte wirtschaftlichen Zweck in 
zulässiger Weise so weit wie mög­
lich erreicht werden kann. 

Entsprechendes gilt für etwaige 
Satzungslücken. 

§ 17 
Bekanntmachungen 

der Gesellschaft 

Bekanntmachungen der Gesell­
schaft erfolgen, soweit sie gesetz­
lich vorgeschrieben sind, im Bun­
desanzeiger. 

Severability 

If a provision of these Articles 
should be or become invalid or 
inexecutable, the remaining provi­
sions of these Articles shall stay 
effective. 

All shareholders have an obligation 
to replace the invalid or inexecuta­
ble provision by shareholders' 
resolution with such valid and exe­
cutable provision, by which the 
economic purpose intended with 
the invalid or inexecutable provi­
sion can be achieved as far as pos­
sible in a permitted way. 

The same applies to possible gaps 
in these Articles. 

Announcements of the 

Company 


Announcements of the Company 
are published, where required by 
law, in the Federal Gazette ("Bun­
desanzeiger''). 
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§ 18 
Verweisungen 

Soweit in dieser Satzung keine 
abweichenden Bestimmungen ge­
troffen sind, gelten die Bestim­
mungen des Gesetzes betreffend 
die Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung in dessen jeweils gelten­
der Form. 

§ 19 
Gründungsaufwand 

Die Gesellschaft trägt den Grün­
dungsaufwand (Kosten der Beur­
kundung, der Eintragung im Han­
delsregister, sonstige Rechts- und 
Steuerberatungskosten) in Höhe 
von bis zu 

References 

As far as these Articles do not con­
tain divergent provisions, the pro­
visions of the German Limited Lia­
bility Companies Act will apply in 
the respective current form. 

Expenses of Formation 

The Company is liable for the ex­
penses of the formation ("Grün­
dungsaufwand") (notary's fees, 
fees of registration, other fees for 
legal and tax advice) up to the 
amount of 

c 2.500,00. 


Der englische Text hat Vor­
rang. Der deutsche Text dient 
nur als Übersetzung. 

Ende der Satzung 

The English text prevails. The 
German text serves only as a 
convenience translation. 

End of the Articles 



München, den 14.08.2018 

Hiennit beglaubige ich die llbereinstinunung, der in dieser Datei enthaltenen Bilddaten (Absclu·ift) 
mit dem mir vorliegenden Papierdokument (Urschrift). 

Dr. Martin T. Schwab 
Notar 



 

 
  

 
 

  
 

   
 
 

       
 

 
 

   
 

      
    

     
       

     
    

   
        

 
 

    
 

      
         
     

 
 

         
       
          

    
     

 
         

        
   

 
 

     
 

      
 

      
 
 

    
 

          
        

      
       

     
     

 
         

     
      

Anlage III zur Anlage 1

Geschäftsordnung 

für den 

Aufsichtsrat der TSCNET Services GmbH, München 

Im Einklang mit Artikel 7 Absatz 6 der Satzung hat die Hauptversammlung bei ihrer Zusammenkunft 
am 2. November 2015 die folgende Geschäftsordnung beschlossen: 

Artikel 1 – Aufgaben des Aufsichtsrats 

(1)	 Der Aufsichtsrat führt die Aufgaben aus, die ihm durch die gesetzlichen Bestimmungen, die 
Satzung und die Geschäftsordnung für die Geschäftsführung der TSCNET Services GmbH (die 
„Gesellschaft“) übertragen werden. Folglich beaufsichtigt der Aufsichtsrat den Verwaltungsrat 
regelmäßig bei seiner Geschäftsführung der Gesellschaft im Einklang mit den gesetzlichen 
Bestimmungen, der Satzung, der Geschäftsordnung für die Geschäftsführung der Gesellschaft 
und dieser Geschäftsordnung durchgeführten Geschäftsführung der Gesellschaft. Insbesondere 
konsultiert der Verwaltungsrat den Aufsichtsrat hinsichtlich Entscheidungen, die gemäß 
Geschäftsordnung für die Geschäftsführung der Gesellschaft von wesentlicher Bedeutung für die 
Gesellschaft sind. 

(2)	 Der Aufsichtsrat überprüft regelmäßig die Effizienz seiner Tätigkeiten. 

(3)	 Der Aufsichtsrat ist insbesondere berechtigt, jederzeit die Bücher, Aufzeichnungen und 
Vermögenswerte der Gesellschaft zu prüfen oder individuelle Mitglieder oder Experten hierzu zu 
autorisieren, und von den Geschäftsführern einen Bericht über die Angelegenheiten der 
Gesellschaft anzufordern. 

(4)	 Jedes Mitglied des Aufsichtsrats wird für einen festen Zeitraum von maximal vier Jahren ernannt; 
dieser Zeitraum kann insgesamt zwei Mal verlängert werden. Die Mitglieder des Aufsichtsrats 
werden durch die Aktionäre der Gesellschaft ernannt und bestellt und arbeiten für einen der 
Aktionäre der Gesellschaft. Verlässt ein Mitglied des Aufsichtsrats einen Aktionär der 
Gesellschaft, endet seine Mitgliedschaft im Aufsichtsrat automatisch und mit sofortiger Wirkung. 

(5)	 Jedes Mitglied des Aufsichtsrats stellt sicher, dass ihm ausreichend Zeit zur Erfüllung seiner 
Pflichten zur Verfügung steht und dass es während seiner Amtszeit mit den persönlichen 
Anforderungen gemäß dem deutschen Aktiengesetz übereinstimmt. 

Artikel 2 – Rechte und Pflichten der Mitglieder des Aufsichtsrats 

(1)	 Alle Mitglieder des Aufsichtsrats haben dieselben Rechte und Pflichten. 

(2)	 Die Mitglieder des Aufsichtsrats sind nicht durch ein Mandat oder Anweisungen gebunden. 

Artikel 3 – Interessenkonflikte der Mitglieder des Aufsichtsrats 

(1)	 Die Mitglieder des Aufsichtsrats sind verpflichtet, bei der Ausübung ihrer Rechte und Pflichten die 
Interessen der Gesellschaft zu verfolgen. Wenn sie Entscheidungen in ihrer Funktion als 
Mitglieder des Aufsichtsrats treffen, dürfen sie keine persönlichen Interessen oder 
Sonderinteressen des Aktionärs, der sie ernannt hat, der Gesellschaft oder anderer Mitglieder der 
Unternehmensgruppe, bei der sie beschäftigt sind, verfolgen, oder Geschäftsmöglichkeiten, die 
der Gesellschaft zur Verfügung stehen, für sich selbst oder Dritte nutzen. 

(2)	 Die Mitglieder des Aufsichtsrats informieren den Aufsichtsrat ohne unangemessene Verzögerung 
über Interessenkonflikte. Dies gilt insbesondere für Interessenkonflikte, die aus einer 
Beratungsaufgabe oder einer Vorstandsfunktion entstehen, die sie bei Kunden, Lieferanten, 
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Kreditgebern, dem Aktionär, der sie ernannt hat oder dem Unternehmen oder der
 
Unternehmensgruppe, bei dem/der sie beschäftigt sind oder bei Dritten wahrnehmen.
 

(3)	 Der Aufsichtsrat liefert in seinem Bericht an die Hauptversammlung Informationen über die 
aufgetretenen Interessenkonflikte und den Umgang mit ihnen. 

(4)	 Treten bei einem Mitglied des Aufsichtsrats wesentliche Interessenkonflikte auf, die nicht nur 
temporärer Natur sind, führt dies zur Beendigung seines Amtes, z. B. durch Rücktritt. 

(5)	 Beratungs- und sonstige Dienstleistungsvereinbarungen zwischen einem Mitglied des 
Aufsichtsrats und der Gesellschaft bedürfen der vorherigen Genehmigung des Aufsichtsrats. 

Artikel 4 – Wahl des Vorsitzenden, Stellvertretenden Vorsitzenden und Schriftführers 

(1)	 Der Aufsichtsrat wählt aus seinen Mitgliedern einen Vorsitzenden und einen Stellvertretenden 
Vorsitzenden, wenn eine dieser Positionen vakant wird. Im Rahmen dieser Wahl bestimmt der 
Aufsichtsrat die Dauer der Amtszeit des Vorsitzenden und Stellvertretenden Vorsitzenden. Diese 
beträgt mindestens ein Jahr, übersteigt aber nicht die Amtszeit der entsprechenden Person als 
Mitglied des Aufsichtsrats. 

(2)	 Durch eine Entscheidung des Aufsichtsrates kann das Amt des Vorsitzenden und/oder 
Stellvertretenden Vorsitzenden entzogen werden. An dieser Entscheidung darf der betroffene 
Vorsitzende und/oder Stellvertretende Vorsitzende nicht mitwirken. 

(3)	 Per Entscheidung des Aufsichtsrats wird eine Person, die nicht Mitglied des Aufsichtsrats ist, zum 
Schriftführer ernannt. Der Entzug dieses Amtes erfolgt ebenfalls per Entscheidung des 
Aufsichtsrats. Der Schriftführer protokolliert die Sitzungen des Aufsichtsrats. 

Artikel 5 – Vorsitzender des Aufsichtsrats 

(1)	 Der Vorsitzende koordiniert die Arbeit innerhalb des Aufsichtsrats, beruft die Sitzungen des 
Aufsichtsrats ein, leitet die Sitzungen des Aufsichtsrats und bestimmt die Reihenfolge der 
Tagesordnung. 

(2)	 Kann der Vorsitzende des Aufsichtsrats seine Funktionen nicht ausüben, werden seine Rechte 
und Pflichten durch den Stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsrats ausgeübt. 

(3)	 Können beide genannten Personen diese Funktionen nicht ausüben oder sind die Positionen des 
Vorsitzenden und des Stellvertretenden Vorsitzenden vakant, so übernimmt das nach 
Lebensjahren älteste Mitglied des Aufsichtsrats den Vorsitz über die Sitzung. 

Artikel 6 – Sitzungen des Aufsichtsrats 

(1)	 Sitzungen werden einberufen, (i) wann immer das Geschäft dies erfordert, jedoch mindestens 
zweimal im Kalenderjahr, (ii) nachdem der Vorsitzende gemäß Artikel 7 Absatz 1 seine 
Genehmigung hierzu erteilt hat, oder (iii) wenn ein Mitglied oder Geschäftsführer dies schriftlich 
unter Angabe des Zwecks und der Gründe fordert. Die Sitzungen werden im Regelfall persönlich 
abgehalten. 

(2)	 Im Regelfall werden die Sitzungen durch den Vorsitzenden einberufen, sofern dieser nicht der 
Forderung nach Einberufung durch ein anderes Mitglied des Aufsichtsrats oder einen 
Geschäftsführer folgt. In letzterem Fall sind die genannten Personen berechtigt, anstelle des 
Vorsitzenden eine Sitzung des Aufsichtsrats einzuberufen. 

(3)	 Die Einberufung der Sitzungen erfolgt im Regelfall schriftlich (E-Mail ist ausreichend) an die letzte 
bekannte Adresse der Mitglieder des Aufsichtsrats, wobei eine Mitteilungsfrist von mindestens 
zwei Wochen zu beachten ist. Bei der Berechnung der Mitteilungsfrist werden der Tag der 
Versendung des Einberufungsschreibens und der Tag der Sitzung selbst nicht berücksichtigt. In 
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dringenden Fällen kann der Vorsitzende die Mitteilungsfrist verkürzen oder eine per Telefon oder 
Videokonferenz durchzuführende Sitzung einberufen. 

(4)	 Im Einberufungsschreiben werden mindestens der Zeitpunkt, der Ort und die Form der Sitzung 
festgehalten. 

(5)	 Die Tagesordnungspunkte und die vorgeschlagenen Entscheidungen werden zusammen mit dem 
Einberufungsschreiben für die Sitzung zur Verfügung gestellt. 

(6)	 Die Sitzungen des Aufsichtsrats finden am eingetragenen Sitz der Gesellschaft oder an einem 
anderen in der Einladung bekannt gegebenen Ort statt. 

(7)	 Die Sitzungen des Aufsichtsrats sowie die Sitzungsdokumente, vorgeschlagenen 
Entscheidungen, getroffenen Entscheidungen, Einberufungsschreiben und Protokolle der 
Sitzungen des Aufsichtsrats werden in englischer Sprache abgehalten bzw. verfasst. 

Artikel 7 – Entscheidungen des Aufsichtsrats 

(1)	 Entscheidungen des Aufsichtsrats werden im Regelfall im Rahmen von Sitzungen getroffen. 
Außerhalb von Sitzungen können sie, sofern nicht zwingende Bestimmungen eine andere Form 
vorschreiben, schriftlich erfolgen, einschließlich per Telefax oder mündlich, z. B. telefonisch oder 
per Videokonferenz oder einer Kombination daraus, wenn alle Mitglieder des Aufsichtsrats dieser 
Form der Stimmabgabe zugestimmt haben und mindestens vier Fünftel der Mitglieder des 
Aufsichtsrats an der Stimmabgabe teilnehmen. Wenn nach bestem Wissen eine sofortige 
Maßnahme nötig ist, um erhebliche Nachteile für die Gesellschaft abzuwenden, und diese 
Maßnahme die Genehmigung des Aufsichtsrats erfordert, es jedoch zeitlich unmöglich ist, vorab 
eine entsprechende Entscheidung zu treffen, wird der Vorsitzende um eine vorläufige 
Vorabgenehmigung gebeten. In diesem Fall informiert der Vorsitzende die anderen Mitglieder des 
Aufsichtsrats ohne unangemessene Verzögerung über die Angelegenheit. Die nächste Sitzung 
des Aufsichtsrats wird innerhalb eines angemessenen Zeitraums, jedoch nicht später als drei (3) 
Wochen nach der Genehmigung des Vorsitzenden einberufen. Bei dieser Sitzung wird der 
Aufsichtsrat über die Gründe für die beschleunigte Entscheidung und die getroffenen 
Maßnahmen informiert und entscheidet, ob eine nachträgliche Genehmigung hierzu erfolgt oder 
nicht. 

(2)	 Im Regelfall können Entscheidungen nur zu Vorschlägen erfolgen, die in der Tagesordnung für 
die Sitzung des Aufsichtsrats ordnungsgemäß angekündigt wurden. Entscheidungen zu 
Vorschlägen, die in der Tagesordnung nicht ordnungsgemäß angekündigt wurden, können nur 
getroffen werden, wenn alle anwesenden Mitglieder des Aufsichtsrats ausdrücklich zustimmen. 
Sind nicht alle Mitglieder des Aufsichtsrats anwesend, wird den abwesenden Mitgliedern des 
Aufsichtsrats ein durch den Vorsitzenden festgelegter ausreichender Zeitraum (mindestens fünf 
(5) Kalendertage) für die schriftliche Stimmabgabe eingeräumt (einschließlich des Rechts, gegen 
das Treffen der nicht angekündigten Entscheidung Widerspruch einzulegen). Entscheidungen 
über solche nicht angekündigten Entscheidungen treten erst in Kraft, wenn der vorgesehene 
Zeitraum für das Treffen der Entscheidung abgelaufen ist, ohne dass ein abwesendes Mitglied 
des Aufsichtsrats schriftlich Widerspruch eingelegt hat (einschließlich per E-Mail oder Fax). 

(3)	 Sofern gesetzliche Bestimmungen oder die Satzung keine größere Mehrheit vorschreiben, 
werden Entscheidungen des Aufsichtsrats mit einer Mehrheit von vier Fünfteln der abgegebenen 
Stimmen getroffen. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats hat eine Stimme. Bei der Ermittlung der 
Abstimmungsergebnisse werden Enthaltungen nicht gezählt, unabhängig davon, ob es sich um 
ausdrückliche oder implizite Enthaltungen handelt. Es wird davon ausgegangen, dass Mitglieder 
des Aufsichtsrats am Treffen von Entscheidungen beteiligt sind, auch wenn sie sich der Stimme 
enthalten. Die Mitglieder des Aufsichtsrats dürfen anderen Mitgliedern des Aufsichtsrats eine 
schriftliche Vollmacht dafür erteilen, an ihrer Stelle abzustimmen. 

(4)	 Die Protokolle der Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden und den 
Schriftführer der Sitzung angefertigt und unterzeichnet. Die Protokolle umfassen den Ort und das 
Datum der Sitzung, die Teilnehmer, die Tagesordnungspunkte, die entscheidenden erörterten 
Themen und die Entscheidungen des Aufsichtsrats. Außerhalb von Sitzungen getroffene 
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Entscheidungen werden schriftlich durch den Vorsitzenden aufgezeichnet. Die Protokolle der 
Sitzungen und die Protokolle zu außerhalb von Sitzungen getroffenen Entscheidungen werden 
den Mitgliedern des Aufsichtsrats schnellstmöglich übermittelt. Die Protokolle der Sitzungen 
werden dem Aufsichtsrat bei der nächsten Sitzung zur Genehmigung vorgelegt. Die 
Genehmigung hat keine Auswirkungen auf die Gültigkeit der getroffenen Entscheidungen. Die 
genehmigten Entscheidungen werden an die Mitglieder der Gesellschafterversammlung 
weitergeleitet. 

Artikel 8 – Vertraulichkeitspflicht 

(1)	 Die Mitglieder des Aufsichtsrats verzichten auf die Offenlegung insbesondere von vertraulichen 
Informationen, Geschäftsgeheimnissen, Berichten und Konsultationen innerhalb der Gesellschaft 
oder zwischen den Aktionären der Gesellschaft, die den Mitgliedern durch ihre Tätigkeit im 
Aufsichtsrat bekannt geworden sind („Vertrauliche Informationen“). 

(2)	 Sofern dies für die Arbeit des Aufsichtsrats erforderlich ist, dürfen Mitglieder des Aufsichtsrats 
vertrauliche Informationen ausschließlich gegenüber Personen offenlegen, die entweder gemäß 
gesetzlichen oder berufsständischen Bestimmungen zur Vertraulichkeit verpflichtet sind oder die 
vorab eine Vertraulichkeitsvereinbarung unterzeichnet haben, die mindestens so strenge 
Vertraulichkeitspflichten vorsieht wie der vorliegende Artikel. Die Mitglieder des Aufsichtsrats 
stellen sicher, dass die vorgenannten Personen die Vertraulichkeitspflicht befolgen. 

(3)	 Die Vertraulichkeitspflicht behält auch nach Ende der Amtszeit ihre Gültigkeit. 
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Anlage IV zur Anlage 1

GESCHÄFTSORDNUNG Rules of Procedure 

für die Geschäftsführung der for the management of 

TSCNET Services GmbH 
mit Sitz in München/ domiciled in Munich 

Die Gesellschafter der vorgenannten 
Gesellschaft („Gesellschaft“) haben 
mit Gesellschafterbeschluss vom 9 
September 2014 folgende 
Geschäftsordnung für die 
Geschäftsführung erlassen: 

Allgemeine Bestimmungen 

1.	 Die Geschäftsführer führen die 
Geschäfte der Gesellschaft nach 
Maßgabe der anwendbaren Ge-
setze, der Satzung der Gesell-
schaft, dieser Geschäftsordnung, 
des als Anlage A beigefügten 
Geschäftsverteilungsplans, ihrer 
Dienstverträge sowie den Wei-
sungen der Gesellschafterver-
sammlung und des Aufsichtsra-
tes. Weisungen der Gesellschaf-
terversammlung gehen denjeni-
gen des Aufsichtsrates vor. 

2.	 Die Geschäftsführer sind ge-
meinsam für die Geschäftsfüh-
rung der Gesellschaft verant-
wortlich. Unbeschadet des Vor-
genannten führt jeder Geschäfts-
führer den ihm nach dem als An-
lage A beigefügten Geschäfts-
verteilungsplan zugewiesenen 
Geschäftsbereich selbständig. Er 
ist jedoch gehalten die Interessen 
des ihm gemäß Geschäftsvertei-

By shareholders‘ resolution dated 9 
September 2014 the shareholders of 
the afore-mentioned company 
(“Company”) have adopted the 
following rules of procedure for the 
management: 

§ 1  
General 

1.	 The managing directors run the 
business of the Company in ac-
cordance with applicable law, the 
articles of association of the 
Company, these Rules of Proce-
dure, the schedule of responsibili-
ties as attached as Appendix A, 
their employment contracts and 
the instructions of the sharehold-
ers’ meeting as well as of the su-
pervisory board. Shareholder’s 
meeting instructions prevail over 
supervisory board instructions. 

2.	 The managing directors are to-
gether responsible for managing 
the business of the Company. Ir-
respective of the above, each 
managing director runs the busi-
ness area assigned to him pursu-
ant to the schedule of responsibil-
ity by himself. He shall however 
in any case subordinate the inter-
est of the business area assigned 
to him to the best interest of the 
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lungsplan zugewiesenen Ge-
schäftsbereichs stets dem Ge-
samtwohl der Gesellschaft un-

Company as a whole and follow 
possible management board reso-
lutions. 

terzuordnen sowie etwaige Ge-
schäftsführungsbeschlüsse zu 
befolgen. 

3. Die Geschäftsführer arbeiten 
untereinander und mit den übri-
gen Organen der Gesellschaft 
zum Wohle der Gesellschaft und 
auf der Basis gegenseitigen Ver-
trauens zusammen. Sie unter-
richten sich laufend gegenseitig, 
mindestens in jeder Geschäfts-
führungssitzung über alle we-
sentlichen Maßnahmen und 
Vorgänge aus ihren jeweiligen 
Geschäftsbereichen sowie auf 
Nachfrage auch über sonstige 
einzelne Angelegenheiten. 

3. The managing directors co-
operate with each other and the 
other bodies of the Company in 
the best interests of the Company 
on the basis of mutual trust. They 
inform each other continuously at 
least in every managing  directors’ 
meeting about all essential 
measures and matters of their re-
spective business areas and on 
request also about any other sin-
gle matters. 

4. Wenn eine Maßnahme und/oder 
ein Vorgang eines Geschäftsbe-
reiches zugleich einen anderen 
oder mehrere andere Geschäfts-
bereich(e) betrifft oder über eine 
Maßnahme und/oder einen Vor-
gang ein Geschäftsführungsbe-
schluss herbeizuführen ist, muss 
sich der betroffene Geschäfts-

4. If a measure and/or operation of 
one business area concerns 
(an)other business area(s) at the 
same time or if with regard to a 
measure and/or operation a man-
agement board resolution is to be 
brought about, the concerned 
managing director has to coordi-
nate with the other concerned 

führer zuvor mit dem/den ande-
ren beteiligten Geschäftsfüh-
rer(n) abstimmen. 

managing director(s) in advance. 

5. Jeder Geschäftsführer ist ver-
pflichtet, bei Bedenken gegen 
Maßnahmen und/oder Vorgänge 
in einem anderen Geschäftsbe-
reich die Bedenken mit dem zu-

5. In the event of concerns against 
measures and/or operations in 
another business area each man-
aging director is obliged to dis-
cuss the concerns with the com-

ständigen Geschäftsführer zu 
diskutieren. 

petent other managing director. 
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6.	 Kommt in den vorgenannten 
Fällen eine Einigung zwischen 
den Geschäftsführern nicht zu-
stande, sollen die Geschäftsfüh-
rer die Angelegenheit dem Auf-
sichtsrat oder, soweit es sich um 
eine Angelegenheit handelt, für 
die die Gesellschafterversamm-
lung zuständig ist, der Gesell-
schafterversammlung unter Of-
fenlegung der Meinungsver-
schiedenheit zur Beschlussfas-
sung vorlegen. 

7.	 Die vorgenannte vorherige Ab-
stimmung oder Beschlussfas-
sung kann ausnahmsweise durch 
einen Geschäftsführer unterblei-
ben, soweit eine sofortige Maß-
nahme nach pflichtgemäßem 
Ermessen zur Vermeidung er-
heblicher drohender Nachteile 
für die Gesellschaft erforderlich 
und eine vorherige Abstimmung 
oder Beschlussfassung zeitlich 
nicht möglich ist. Über ein sol-
ches selbständiges Handeln sind 
die übrigen Geschäftsführer und 
die Vorsitzenden des Aufsichts-
rates und der Gesellschafterver-
sammlung sofort zu unterrichten. 

Geschäftsführersitzungen und

Beschlüsse
 

1.	 Sitzungen der Geschäftsführer 
sollen in regelmäßigen Abstän-
den stattfinden. Sie müssen - un-
ter Einhaltung einer angemesse-
nen Frist - stattfinden, wenn das 
Interesse der Gesellschaft es er-
fordert oder einer der Geschäfts-
führer die Einberufung verlangt. 

6.	 If in the situations mentioned 
above in para. 4 and 5 an agree-
ment between the managing di-
rectors cannot be reached, the 
managing directors shall present 
the matter explaining the differ-
ence in opinions to the superviso-
ry board or if it is a matter for 
which the   shareholders’ meeting 
is competent   to the  shareholders’ 
meeting for passing a resolution. 

7.	 The aforementioned prior align-
ment or passing of a resolution 
may as an exception be omitted 
by a managing director, to the ex-
tent that according to one’s   best 
judgement an immediate measure 
is required to avoid considerable 
disadvantages for the Company 
and the prior alignment or pass-
ing of a resolution is time-wise 
impossible. The other managing 
directors and the chairmen of the 
supervisory board and the share-
holders’ meeting   have   to be   in-
formed immediately about such 
an independent action. 

§ 2  
Managing Directors’  Meetings and

Resolutions 

1.	 Meetings of the managing direc-
tors shall take place regularly. 
They must take place - observing 
a reasonable period of time - if 
the interest of the Company re-
quires so or if one of the manag-
ing directors requests the convo-
cation. 
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2. Geschäftsführungsbeschlüsse 
werden grundsätzlich in Ge-
schäftsführersitzungen gefasst. 
Wenn alle Geschäftsführer im 
Voraus zustimmen, können Be-
schlüsse auch außerhalb von Sit-
zungen durch schriftliche (insbe-
sondere einschließlich Telefax 
oder E-Mail) oder mündliche 
(insbesondere einschließlich per 
Telefon oder Videokonferenz) 
Stimmabgabe gefasst werden. 

2. Management board resolutions 
are generally taken in managing 
directors’ meetings. If all manag-
ing directors agree in advance, 
management board resolutions 
can also be passed outside of 
meetings in writing (in particular 
including by means of fax or e-
mail) or orally (in particular in-
cluding by phone or videocon-
ference). 

3. Die Geschäftsführung ist be-
schlussfähig, wenn alle ihrer 
Mitglieder an der Beschlussfas-
sung teilnehmen. 

3. The management board is quor-
ate, if all its members participate 
in taking the resolution. 

4. Abwesende Geschäftsführer 
können an Beschlussfassungen 
der Geschäftsführung auch 
dadurch teilnehmen, dass sie 
durch andere Geschäftsführer 

4. Absent managing directors can 
take part in management board 
resolutions also by written voting 
presented by other managing di-
rectors. 

schriftliche Stimmabgaben über-
reichen lassen. 

5. Beschlüsse der Geschäftsfüh-
rung werden einstimmig gefasst. 

5. Resolutions of the management 
board are taken unanimously. 

6. Über jede Geschäftsführersit-
zung und Beschlussfassung (au-
ßerhalb von Geschäftsführersit-
zungen) ist eine Niederschrift 
anzufertigen. Die Niederschrift 
ist von allen Geschäftsführern zu 
unterzeichnen. 

6. On each managing   directors’ 
meeting and management board 
resolution (outside managing di-
rectors’ meetings) minutes shall 
be taken. The minutes are to be 
signed by all managing directors. 

7. Im Fall eines Interessenkonflikts 7. In the case of a conflict of inter-
zwischen der Gesellschaft und 
einem Geschäftsführer, seinem 
Ehegatten/Lebensgefährten, ei-
nem Verwandten bis zum zwei-
ten Grad oder einer anderen Per-

ests between the Company and a 
managing director, his or her 
spouse/companion in life, a rela-
tive up to the second degree or a 
person with whom he otherwise 
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son zu der der Geschäftsführer 
anderweitig eine persönliche Be-
ziehung hat, soll der Geschäfts-
führer den/die anderen Ge-
schäftsführer über den Interes-
senkonflikt unverzüglich infor-
mieren, sicherstellen, dass die 
Information in einem Geschäfts-
führersitzungsprotokoll doku-
mentiert wird und an der Ab-
stimmung über die Angelegen-
heit nicht teilnehmen. 

Maßnahmen, die einen Beschluss 
der Geschäftsführung erfordern 

1.	 Die gesamte Geschäftsführung 
(alle Geschäftsführer) be-
schließt: 

a)	 in allen Angelegenheiten, für 
die das Gesetz, die Satzung 
der Gesellschaft oder diese 
Geschäftsordnung eine Ent-
scheidung durch die Ge-
schäftsführung vorsehen; 

b)	 über die Einberufung der Ge-
sellschafterversammlung o-
der des Aufsichtsrats, über 
Anträge und Vorschläge der 
Geschäftsführung zur Be-
schlussfassung durch die Ge-
sellschafterversammlung o-
der durch den Aufsichtsrat 
und über alle Angelegenhei-
ten bezüglich derer die Zu-
stimmung der Gesellschaf-
terversammlung und/oder des 
Aufsichtsrates einzuholen ist, 
es sei denn § 1 Abs. 6 und 7 
finden Anwendung. 

has a personal relationship, such 
managing director shall inform 
the other managing director(s) of 
the conflict of interest without 
undue delay, ensure that the in-
formation is documented in the 
minutes  of a managing  directors’  
meeting and refrain from voting 
on the matter in question. 

§ 3 
Measures that require a manage-

ment board resolution 

1.	 The management board as a 
whole (all managing directors) 
resolves on: 

a)	 all matters for which the 
law, the articles of associa-
tion of the Company or 
these Rules of Procedure 
require a management 
board resolution; 

b)	 the convocation of the 
shareholders’ meeting   or 
the supervisory board, ap-
plications and proposals of 
the managing directors for 
resolutions of the share-
holders’ meeting  or the  su-
pervisory board and on all 
matters with regard to 
which the consent of the 
shareholders’ meeting 
and/or the supervisory 
board has to be applied for, 
unless § 1 paras 6 and 7 
apply; 
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c) über grundsätzliche Fragen c) fundamental questions of 
der Organisation, der Ge- the organization, the busi-
schäftspolitik einschließlich ness policy including gen-
Allgemeine Geschäftsbedin- eral terms and conditions as 
gungen sowie der Investiti- well as the investment and 
ons- und Finanzplanung der the financial planning of 
Gesellschaft; the Company; 

d) alle Angelegenheiten, die d) all matters that are not as-
nicht gemäß Geschäftsvertei- signed by the schedule of 
lungsplan ausschließlich dem responsibility exclusively 
Geschäftsbereich eines Ge- to the business area of one 
schäftsführers zugeordnet managing director; 
sind; 

e) über alle anderen Fragen, e) all other matters, which ac-
über die gemäß Geschäfts- cording to management 
führungsbeschluss, gemein- board resolution have to be 
sam zu entscheiden ist. decided jointly. 

2. Die Geschäftsführung kann per 2. The management board may by 
Beschluss einzelne Geschäfts- management board resolution 
führer zur Durchführung der Be- engage single managing directors 
schlüsse und mit der Ausführung to execute the resolutions and the 
von Maßnahmen beauftragen, measures, which have to be exe-
die der Geschäftsführung oblie- cuted by the management board. 
gen. 

Zustimmungspflichtige Geschäfts-
führungsmaßnahmen 

§4 
Measures of the management re-

quiring consent 

1. Zusätzlich zu den in der Satzung 1. Apart from the ones listed in the 
der Gesellschaft genannten, be- articles of the Company the fol-
dürfen nachfolgende Maßnah- lowing matters require the prior 
men der vorherigen Zustimmung consent of the   shareholders’ 
der Gesellschafterversammlung: meeting: 
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a)	 Ausübung des genehmigten 
Kapitals und Abschluss aller 
damit im Zusammenhang ste-
henden Vereinbarungen mit 
den Übernehmern der neuen 
Anteile insbesondere über ein 
Aufgeld; 

b)	 Errichtung und Auflösung 
von Zweigniederlassungen; 

c)	 Erwerb, Verkauf, Verfügung 
über und/oder Belastung von 
Grundstücken; 

d)	 Jegliche Maßnahmen, die eine 
Überschreitung des Jahres-
budgets insgesamt oder ein-
zelner Budgetpositionen zur 
Folge haben würden; 

e)	 Eingehen von Pensionsver-
pflichtungen, Einrichtung be-
trieblicher Altersversorgungs-
systeme sowie jegliche sozia-
le Maßnahmen gegenüber 
Angestellten für die es keine 
zugrundeliegende rechtliche 
Verpflichtung gibt und die ei-
nen nicht unwesentlichen 
wirtschaftlichen Effekt auf die 
Gesellschaft haben; 

f)	 Eingehen von Rechtsstreitig-
keiten (einschließlich 
Schiedsverfahren) und Fort-
setzung von solchen Rechts-
streitigkeiten in der jeweils 
nächsten Instanz mit einem 
Streitwert zuzüglich geschätz-
te Kosten (Gerichtskosten und 
Rechtsanwaltshonorar) von 
mehr   als € 500,000 per In-
stanz; 

a) Use of the approved capital 
(genehmigtes Kapital) and con-
clusion of all agreements in con-
nection with this with the per-
sons taking over the new share(s) 
in particular on a share premium; 

b) Establishment and dissolution of 
branches; 

c) Acquisition, sale, disposal of 
and/or encumbrance of real es-
tate; 

d) All measures which would result 
in an transgression of the overall 
Annual Budget respectively sin-
gle positions of the Annual 
Budget; 

e) Agreement on pension commit-
ments, establishment of compa-
ny pension schemes as well as 
any social measures towards 
employees for which there is no 
underlying legal obligation and 
which have a not insignificant 
economic effect on the Compa-
ny; 

f) Entering into legal proceedings 
(including arbitration proceed-
ings) and continuation of such 
legal proceedings in the respec-
tive higher instance with a value 
in dispute plus estimated costs 
(court costs and lawyers’ fees)  of 
more   than € 500,000 per in-
stance; 
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g)	 Einseitige Erklärungen sowie
Abschluss, Änderung und Be-
endigung von Verträgen (ein-
schließlich einer Reihe von 
miteinander zusammenhän-
genden Verträgen), die eine 
Verfügung über Rechte und / 
oder Gegenstände, eine Ver-
pflichtung oder eine Ausgabe 
im Wert von mehr   als € 
3.500.000 während ihrer 
Laufzeit zur Folge haben oder 
die (wie z.B. Mietvertrag über 
Geschäftsräume etc.) einen 
wesentlichen Einfluss auf das 
Geschäft der Gesellschaft ha-
ben; 

h)	 Bezüglich der folgenden über 
den gewöhnlichen Geschäfts-
gang hinausgehenden Ange-
legenheiten ist die Zustim-
mung erforderlich für: 

i. Aufnahme von Darle-
hen und/oder Einrich-
tung von Kreditrahmen 
von mehr   als € 

ii. 
500.000; 
Einräumung von Dar-
lehen und/oder Kredit-
rahmen über den ge-
wöhnlichen Geschäfts-

iii. 
gang hinaus; 
Stellen von Sicherhei-
ten z.B. Garan-
tien/Bürgschaften und 
Belastung von Vermö-
gensgegenständen 
(z.B. Pfandrecht) außer 
von Eigentumsvorbe-
halt im Rahmen des 
gewöhnlichen 
schäftsgangs. 

Ge-

g) Unilateral declarations or con-
clusion, termination and 
amendment of contracts (includ-
ing series of related contracts) 
that lead to a disposal of assets 
or rights, an obligation or ex-
penditure in the value of more 
than € 3,500,000 during their 
term and/or which have a signif-
icant impact on the business of 
the Company (e.g. rental agree-
ment on business premises, etc.) 

h) With regard to the following 
matters beyond ordinary course 
of business consent is required 
for: 

i.	 Taking up of loans 
and/or set up of credit 
facilities of more than 
€ 500,000; 

ii.	 Granting of loans 
and/or credit facilities 
beyond ordinary course 
of business; 

iii. Granting of securities 
e.g. guarantees and en-
cumbrance of assets 
(e.g. lien) except for re-
tention of title in the 
ordinary course of 
business. 
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2. Nachfolgende Maßnahmen be- 2. Following matters require the 
dürfen der vorherigen Zustim- prior consent of the supervisory 
mung des Aufsichtsrates: board: 

a) Einseitige Erklärungen sowie 
Abschluss, Änderung und Been-
digung von Verträgen (ein-
schließlich einer Reihe von mit-
einander zusammenhängenden 
Verträgen), die eine Verfügung 
über Rechte und / oder Gegen-
stände, eine Verpflichtung oder 
eine Ausgabe im Wert von mehr 
als € 50.000 bzw. -wenn diese 
im Jahresbudget und Jahresakti-
vitätenplan spezifiziert ist - von 
mehr als € 300.000 und weniger 
als oder  gleich € 3.500.000 wäh-
rend ihrer Laufzeit zur Folge ha-
ben; 

a) Unilateral declarations or conclu-
sion, termination and amendment 
of contracts (including series of 
related contracts) that lead to a 
disposal of assets or rights, an ob-
ligation or expenditure in the val-
ue of more than €50,000 respec-
tively - if specified in the Annual 
Budget and Annual Activity Plan -
of more   than € 300,000 and less 
than   or equal   to € 3,500,000 dur-
ing their term; 

E) Festlegung und Änderung von� 
Personalstrategien (HLQVFKOLH�OLFK� 
die Vergütungsstandards/-regeln), 
erhebliche Änderungen� an� oder 
Umstrukturierung� von� 
bestehenden und� /oder Schaffung� 
von neuen internen Organisati-
onsstrukturen;� 

E) Determination and amendment of� 
human resources policies 
(iQFOXGLQJ the remuneration stand-
ards/rules), significant changes to� 
and rearrangement of existing�and/ 
or creation of new internal or-
ganisational structure; 

F) Eingehen von Rechtsstreitigkei-
ten (einschließlich Schiedsver-
fahren) und Fortsetzung von sol-
chen Rechtsstreitigkeiten in der 
jeweils nächsten Instanz; 

F) Entering into (including arbitra-
tion proceedings) and continuation 
of such legal proceedings in the 
respective higher instance; 

G) Aufnahme von Darlehen 
und/oder Einrichtung von Kre-
ditrahmen von bis zu einschließ-
lich € 500.000. 

G) Taking up of loans and/or set up 
of credit facilities up to and in-
cluding € 500,000. 
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Berichtspflichten 
Die Geschäftsführer erstatten dem 
Aufsichtsrat monatlich über die Fi-
nanzlage und regelmäßig, mindes-
tens vierteljährlich, sowie bei Bedarf 
und auf Anfrage über den Gang der 
Geschäfte insbesondere die operative 
Tätigkeit und die Lage der Gesell-
schaft. Außerdem erstatten die Ge-
schäftsführer der Gesellschafterver-
sammlung regelmäßig, mindestens 
zu jeder regulären Sitzung sowie bei 
Bedarf und auf Anfrage über den 
Gang der Geschäfte insbesondere die 
operative Tätigkeit und die Lage der 
Gesellschaft. 
Die Berichterstattung erfolgt schrift-
lich und mündlich. 

Sprache 

Der englische Text hat Vorrang.
Der deutsche Text dient nur als 
Übersetzung. 

Ende der Geschäftsordnung 

§ 5
 
Reporting Duties
 

The managing directors report to the 
supervisory board monthly on the 
financial situation and regularly, at 
least quarterly as well as when neces-
sary and on request on the course of 
the business in particular the opera-
tions and situation of the Company. 
Moreover, managing directors report 
to the shareholders´ meeting regular-
ly, at least in each regular meeting as 
well as when necessary and on re-
quest, on the course of the business 
in particular the operations and situa-
tion of the Company 

Reports are provided in writing and 
orally. 

§ 77 
Language 

The English text prevails. The 
German text serves only as a con-
venience translation. 

End of Rules of Procedure 
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